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Jens Hacker

Die rechtliche und politische Funktion eines
Friedensvertrages mit Deutschland

I. Einleitung

Eine neue Erscheinung im Völkerrecht bildet
— wie der Bonner Staats- und Völkerrechtler Ul-
rich Scheuner bereits 1960 betont hat — das Aus-
bleiben eines Friedensvertrags aller Kriegsgegner
mit Deutschland und Japan nach 1945. Das habe
freilich die Wiederaufnahme friedlicher Beziehun-
gen zu den früheren Gegnern, sogar die Aufnahme
diplomatischen Verkehrs nicht gehindert, so daß
ein faktischer Friedenszustand eingetreten sei: „Die
territorialen und politischen Fragen blieben indes 
ungeregelt, soweit nicht wenigstens Friedensrege-
lungen oder friedensähnliche Abmachungen mit ei-
nem Teil der ehemaligen Gegner zustande gekom-
men sind.“)1

Mit Japan unterzeichneten 49 Staaten am 8. Sep-
tember 1951 einen Friedensvertrag, der auf einem
amerikanischen Entwurf basiert. Die Sowjetunion
lehnte den Vertrag vor allem wegen seiner territo-
rialen und militärischen Bestimmungen ab. Territo-
rialfragen haben eine friedensvertragliche Rege-
lung zwischen der UdSSR und Japan bis heute ver-
hindert. Allerdings hat sich die sowjetische Führung
inzwischen dem beharrlichen Drängen der japani-
schen Regierung gebeugt. Verhandlungen über
eine friedensvertragliche Regelung in Zukunft nicht
auszuschließen. So haben die Außenminister der
Sowjetunion und Japans im Januar 1986 in Tokio
Verhandlungen geführt, „die sich auf den Abschluß
eines sowjetisch-japanischen Friedensvertrages ein-

schließlich der Fragen beziehen, die seinen Inhalt
bilden könnten“*).
Mit der Bundesrepublik Deutschland trafen die drei
Westmächte in den Bonner Verträgen vom 26. Mai
1952 in der Fassung des Pariser Protokolls vom
23. Oktober 1954 Regelungen, die auch den noch
ausstehenden Friedensvertrag mit Deutschland be-
rühren. Das gleiche gilt für die vertraglichen Abma-
chungen zwischen der Sowjetunion, der vierten Be-
satzungsmacht in Deutschland, und der DDR aus
den Jahren 1955, 1964 und 1975.
In ein neues Stadium trat die Diskussion über eine
friedensvertragliche Regelung mit Deutschland, als
die Bundesrepublik Deutschland Verhandlungen
mit der UdSSR und später mit Polen aufnahm, die
zum Abschluß des Moskauer Vertrags vom 12. Au-
gust und des Warschauer Vertrags vom 7. Dezem-
ber 1970 führten. Zwar enthalten beide Verträge
keinen ausdrücklichen Vorbehalt einer Friedensre-
gelung mit Deutschland; die in ihnen jeweils veran-
kerte „Nichtberührungsklausel“ betrifft jedoch
auch diese Problematik. In Art. 4 des Moskauer
Vertrags ist festgelegt, daß er die von beiden Seiten
früher abgeschlossenen zweiseitigen und mehrseiti-
gen Verträge und Vereinbarungen nicht berührt.
Der entsprechende Artikel IV des Warschauer
Vertrags lautet: „Dieser Vertrag berührt nicht die 
von den Parteien früher geschlossenen oder sie be-
treffenden zweiseitigen oder mehrseitigen interna-
tionalen Vereinbarungen.“
Eine ähnlich formulierte „Nichtberührungsklau-
sel“ ist in Art. 9 des am 21. Dezember 1972 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
DDR unterzeichneten Grundlagenvertrags veran-
kert. Danach stimmen beide Seiten darin überein,
daß „durch diesen Vertrag die von ihnen früher
abgeschlossenen oder sie betreffenden zweiseitigen
und mehrseitigen internationalen Verträge und
Vereinbarungen nicht berührt werden“. Der wich-
tige Unterschied zwischen den „Nichtberührungs-



Klauseln“ des Moskauer Vertrags einerseits und des
Warschauer Vertrags sowie des Grundlagenver-
trags andererseits besteht darin, daß in den beiden
letzteren nicht nur von den „früher abgeschlosse-
nen“, sondern auch „sie betreffenden . . . Verein-
barungen“ die Rede ist. Damit wurde erreicht, daß
auch das Potsdamer Abkommen vom 2. August
1945, zu dessen Unterzeichnern weder Deutschland
noch Polen gehören, unter die „Nichtberührungs-
klauseln“ fällt; beide sind von den Potsdamer Ab-
machungen „betroffen“.
Während alle seit Herbst 1969 amtierenden Bun-
desregierungen die rechtliche und auch politische
Funktion des Friedensvertrags-Vorbehalts beto-
nen3). wird im staats- und völkerrechtlichen
Schrifttum seit langem die Frage diskutiert, ob es
noch opportun sei, eine friedensvertragliche Rege-
lung mit Deutschland anzustreben. Wilfried Fiedler
hat kürzlich die wichtigsten juristischen Argumen-
tationslinien aufgezeigt: Die eine orientiert sich an
der Nichterreichbarkeit eines Friedensvertrages mit
Deutschland, die zweite an seiner Überflüssigkeit
angesichts weitreichender Zwischenregelungen und
eine dritte an dem erheblichen Zeitablauf seit
1945 4). Andere Autoren haben darüber hinaus auf
die formalen Schwierigkeiten hingewiesen, die sich
aus der Frage ergeben, wer Partner dieses Friedens-
vertrags sein soll5).
Zu Beginn der achtziger Jahre erlebte das Thema
einer friedensvertraglichen Regelung mit Deutsch-
land in politisch unterschiedlich orientierten Krei-
sen eine Renaissance. Erinnert sei vor allem an den
„Offenen Brief an den Vorsitzenden des Obersten
Sowjets der UdSSR. Leonid Breschnew“, den der
Ost-Berliner Philosoph Robert Havemann im No-
vember 1981 verfaßt hat und den zahlreiche Bürger
aus der Bundesrepublik Deutschland mitunter-

zeichnet haben: „36 Jahre nach Ende des Krieges ist
es jetzt zur dringenden Notwendigkeit geworden,
die Friedensverträge zu schließen und alle Besat-
zungstruppen aus beiden Teilen Deutschlands ab-
zuziehen.“6) Havemanns Hinweis, es gälte jetzt,
„die beiden Teile Deutschlands der Block-Konfron-
tation zu entziehen“, verdeutlichte die sicherheits-
politische Komponente, die auch in den folgenden 
Jahren in Friedensvertrags-Vorschlägen im Vorder-
grund stand7) und weniger die von völkerrechtli-
cher Seite immer wieder betonte rechtswahrende
Funktion des Friedensvertrags-Vorbehalts im Auge
hatte8).

Da der Friedensvertrags-Vorbehalt „ein wesent-
liches Element der gegenwärtigen Rechtslage
Deutschlands“9) darstellt und die bis zur Un-
terzeichnung eines Friedensvertrags fortbeste-
hende Vier-Mächte-Rechtsbasis für Deutschland
Ausdruck dafür ist. „daß die deutsche Frage recht-
lich nicht gelöst ist“10). vermögen die von juristi-
scher Seite vorgebrachten Argumente, die Frage
eines Friedensvertrags sei „praktisch gegenstands-
los geworden“ ). die immer wieder aufflammende
Diskussion nicht zu beenden. Angesichts der Vier
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-
Mächte-Rechte und -Verantwortlichkeiten sind
weder die Bundesrepublik Deutschland noch die
DDR allein noch beide gemeinsam autorisiert zu
erklären, die bisher getroffenen Übergangs-Rege-
lungen machten einen Friedensvertrag mit
Deutschland überflüssig. Hinzu kommt: Die in ei-
nem künftigen Friedensvertrag mit Deutschland zu
regelnden Materien gehen nicht nur die beiden
Staaten in Deutschland und die früheren vier
Besatzungsmächte, sondern auch andere Staaten
an.



II. Die Rechtsgrundlagen

Nach den unbestrittenen Regeln des Völkerrechts
werden Friedensverträge zwischen kriegführenden
Staaten geschlossen. Daher stellte sich die Frage
nach einer Friedensregelung mit Deutschland für 
die drei Hauptsiegermächte des Zweiten Weltkrie-
ges — die USA, Großbritannien und die Sowjet-
union — erst, als für sie die Fortexistenz des deut-
schen Staates als Völkerrechtssubjekt über den
Zeitpunkt der militärischen Kapitulation hinaus
feststand. Daß auf der Konferenz der Großen Drei
im Februar 1945 in Jalta über eine Friedensrege-
lung mit Deutschland nicht gesprochen worden ist,
ist insofern verständlich, als die „Anti-Hitler-Ko-
alition“ dort die „Aufgliederung“ oder „Zerstük-
kelung" Deutschlands beschloß und vereinbarte,
Art. 12 a) der Kapitulations-Bedingungen in
diesem Sinne zu modifizieren12). Das Problem
einer friedensvertraglichen Regelung konnte da-
her noch gar nicht akut werden, da sich bei ei-
ner Zerstückelung Deutschlands die Frage ge-
stellt hätte, wie es Partner eines Friedensvertrags
oder einer Friedensregelung hätte werden sol-
len.

Nach dem Verzicht Stalins auf eine Realisierung
des „Dismemberment“-Konzepts in dem Augen-
blick, als die militärische Situation in Deutschland
seine Verwirklichung ermöglichte und nach der
zweimaligen Kapitulation der deutschen Wehr-
macht am 7. und 8. Mai 1945 setzten die Oberbe-
fehlshaber am 5. Juni 1945 mit ihren Berliner Vier-
Mächte-Erklärungen — also unter Einschluß
Frankreichs — die Abmachungen der Europäi-
schen Beratenden Kommission über die Einteilung
Deutschlands in Besatzungszonen und die Kontroll-
einrichtungen in Deutschland in Kraft. In den Ver-
einbarungen über die Besatzungszonen in Deutsch-
land vom 12. September 1944 und 5. Juni 1945 ha-
ben die Hauptsiegermächte die Formel „Deutsch-
land . . . innerhalb seiner Grenzen, wie sie am
31. Dezember 1937 bestanden“ haben, verwandt;
die Formel „Deutschland als Ganzes“ ist in den
Abmachungen über Kontrolleinrichtungen in
Deutschland vom 14. November 1944 und 5. Juni
1945 sowie in der amtlichen Verlautbarung über die

Potsdamer Konferenz vom 2. August 1945 enthal-
ten ).13

Den Vereinbarungen der Alliierten aus den Jahren
1944/45 ist zu entnehmen, daß für sie Deutschland
als Rechtsbegriff 1945 nicht zu existieren aufgehört
hat. Auch wenn sie die Definition „Deutschland“ in
erster Linie zur Klarstellung der Rechtsgrundlagen
für eine Grenzregelung verwandten, unterstreicht
der Vorgang eindeutig, „daß auch damals der Be-
griff .Deutschland' ein Rechtsbegriff war und noch
weiterhin als solcher verstanden wurde“14).

Gerade die Tatsache, daß die Alliierten Deutsch-
land weder annektieren noch aufteilen wollten, son-
dern von „Deutschland“ in den Grenzen vom
31. Dezember 1937 ausgegangen sind, bedeutet,
daß für sie das Deutsche Reich fortbestand. Der
von ihnen benutzte Begriff „Deutschland als Gan-
zes“ ist inhaltlich identisch mit den Begriffen „deut-
sches Völkerrechtssubjekt“ und „Deutsches
Reich“. Dieser Feststellung — und das wird in der
Bundesrepublik Deutschland gelegentlich überse-
hen — steht nicht entgegen, daß die Siegermächte
den Gebietsstand Deutschlands in den Grenzen
vom 31. Dezember 1937 nicht garantieren wollten.
In der Berliner Erklärung in Anbetracht der Nie-
derlage Deutschlands und der Übernahme der
obersten Regierungsgewalt vom 5. Juni 1945 ha-
ben sie ausdrücklich bestimmt, daß sie „später
die Grenzen Deutschlands oder irgendeines Tei-
les Deutschlands und die rechtliche Stellung
Deutschlands oder irgendeines Gebietes, das ge-
genwärtig einen Teil deutschen Gebietes bildet,
festlegen“ werden.



Auf der Potsdamer Konferenz vom . Juli bis
2. August 1945 blieb nun — nach
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der militärischen
Kapitulation Deutschlands — den drei Hauptsie-
germächten gar nichts anderes übrig, als prinzipielle
gemeinsame Beschlüsse über die Behandlung
Deutschlands anzustreben, wenn sie ihrer selbstge-
stellten Aufgabe, eine dauerhafte Friedensordnung
für und in Europa zu schaffen, gerecht werden woll-
ten ). Auf ihrer letzten Konferenz mußten sich die
„Großen Drei“ in Potsdam auch der Frage einer
Friedensregelung mit Deutschland stellen. Im Pots-
damer „Abkommen“, dem Frankreich mit weitrei-
chenden Vorbehalten am 7. August 1945 beigetre-
ten ist

15

16), haben Großbritannien, die Vereinigten
Staaten und die Sowjetunion festgelegt, einen Rat
der Außenminister einzurichten: „Der Rat wird zur
Vorbereitung einer friedlichen Regelung für
Deutschland benutzt werden, damit das entspre-
chende Dokument durch die für diesen Zweck ge-
eignete Regierung Deutschlands angenommen wer-
den kann, nachdem eine solche gebildet sein
wird.“ 17)
Die Potsdamer Mitteilung erwähnt an zwei weiteren
Stellen eine friedliche Regelung mit Deutschland.
Bezüglich der Westgrenze Polens erzielten der ame-
rikanische Präsident Harry S. Truman, der britische

Premierminister Clement Attlee und Ministerpräsi-
dent Josef Stalin folgendes „Abkommen“: „Die
Häupter der drei Regierungen bekräftigen ihre Auf-
fassung, daß die endgültige Festlegung der West-
grenze Polens bis zu der Friedenskonferenz zurück-
gestellt werden soll.“ Auch die „endgültige Über-
gabe der Stadt Königsberg und des anliegenden Ge-
bietes an die Sowjetunion“ geschah „vorbehaltlich
der endgültigen Bestimmung der territorialen Fragen
bei der Friedensregelung . . .“ Im Gegensatz zur
Festlegung der Westgrenze Polens haben der Präsi-
dent der USA und der britische Premierminister er-
klärt, „daß sie den Vorschlag der Konferenz hinsicht-
lich der Stadt Königsberg und des anliegenden Ge-
biets bei der bevorstehenden Friedensregelung un-
terstützen werden“.

Während in Potsdam dem Rat der Außenminister
die Aufgabe übertragen wurde, „Friedensverträge“
(treaties of peace) für Italien, Rumänien, Bulgarien,
Ungarn und Finnland auszuarbeiten, verwandten die
„Großen Drei“ bezüglich Deutschlands die Formel
„peace Settlement for Germany“. Hinsichtlich
Deutschlands haben die Hauptsiegermächte also
die herkömmliche Formel „Friedensvertrag“ be-
wußt vermieden.

III. Die Beratungen des in Potsdam beschlossenen Rates der Außenminister
(1945-1949)

Über den Verlauf der Tagungen des Rates der Au-
ßenminister, der in den Jahren von 1945 bis 1949
insgesamt sechsmal zusammentrat, informieren
zahlreiche Dokumentationen und Analysen ).
Aus den Verhandlungen der vier für Deutschland
verantwortlichen Mächte in den Jahren von 1945 bis
1949 (und in den fünfziger Jahren) geht hervor, daß
sie ihre für Deutschland vorgesehene „Friedensre-
gelung“ ebenfalls im Sinne eines Friedensvertrags
verstanden haben. Eine friedensvertragliche Rege-
lung mit Deutschland ist zuerst auf der zweiten
Tagung des
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Rates der Außenminister in Paris

(April/Mai, Juni/Juli 1946) und später auf den Ta-
gungen in Moskau (März/April 1947), London (No-
vember/Dezember 1947) und schließlich in Paris
(Mai/Juni 1949) erörtert worden. Im Mittelpunkt
der Beratungen stand die „deutsche Frage“ zum
ersten Male auf der 4. Konferenz des Rates der
Außenminister im Frühjahr 1947 in Moskau; auch
aufder vorausgegangenen Londoner Konferenz der
stellvertretenden Außenminister im Januar 1947
wurde die Frage eines Friedensvertrags mit
Deutschland erörtert.



Der Rat der Außenminister hätte eine Friedensre-
gelung für Deutschland nur erarbeiten können,
wenn sich die drei Westmächte und die UdSSR über
eine einheitliche Behandlung Deutschlands, das
heißt ihrer Besatzungszonen einig gewesen wären
und der sich abzeichnende Ost-West-Konflikt und
Kalte Krieg nicht zur Spaltung Deutschlands ge-
führt hätten. In zentralen politischen und ökonomi-
schen Fragen vertraten jedoch die vier Besatzungs-
mächte entgegengesetzte Positionen. Schon bald
nach Kriegsende entzündete sich der Streit vor al-
lem um die in den Potsdamer Beschlüssen festge-
legten „D“: Demokratisierung, Demilitarisierung
und Denazifizierung. Weitere zentrale Streitpunkte
bildeten territoriale Fragen — wie das Bestreben
Frankreichs, das Saargebiet Frankreich anzuglie-
dern. das Ruhrgebiet und Rheinland von Deutsch-
land zu trennen und — bei Beteiligung der
UdSSR — unter internationaler Kontrolle verwal-
ten zu lassen.
Auch wenn sich die an der Potsdamer Konferenz
beteiligten drei Hauptalliierten darin einig waren,
Deutschland als eine ungeteilte ökonomische und
politische Einheit zu behandeln, sollte sich eine
weitere Festlegung als verhängnisvoll erweisen:
„Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche Re-
gierung errichtet werden.“ Zwar schreibt die Pots-
damer Übereinkunft vor, daß die vom Rat der Au-
ßenminister vorzubereitende Friedensregelung von
einer gesamtdeutschen Regierung angenommen
werden soll, sagt aber nichts darüber aus. ob diese
Regierung durch freie Wahlen zu bilden sei. so daß
die Entscheidung darüber in das Belieben der Be-
satzungsmächte gestellt war. Die Westmächte ha-
ben von Anfang an die Auffassung vertreten, nach
der der Friedensvertrag mit einer aus freien Wahlen
hervorgegangenen gesamtdeutschen Regierung ab-
geschlossen werden muß.

Der sowjetische Außenminister Molotow schlug auf
der Moskauer Konferenz des Rates der Außenmi-
nister am . März 1947 gleichfalls vor, „Wahlen
gemäß der provisorischen deutschen Verfassung
durchzuführen, wonach die provisorische deutsche
Regierung gebildet werden soll“. Als eine der
„Hauptaufgaben“ dieser Regierung nannte

22

er:
„Ausmerzung der Überreste des deutschen Milita-
rismus und Faschismus, die Durchführung der all-
seitigen Demokratisierung Deutschlands und die
Verwirklichung von Maßnahmen zur Wiederher-
stellung der deutschen Wirtschaft wie auch zur un-
bedingten Erfüllung der Verpflichtungen gegen-
über den verbündeten Staaten . . .“ ) Die West-
mächte hatten inzwischen jedoch gelernt, „daß die
Sprache Moskaus nicht die ihre war: .antifaschi-
stisch' bedeutete weit mehr bzw. etwas ganz ande-
res als nur .antinazistisch', und die .Demokratie'
östlicher Begriffsbildung war der westlichen Defini-
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tion geradezu entgegengesetzt . . . Was Molotow
unterbreitete, entsprach zudem in etwa denjenigen
Stadien, welche — pars pro toto — die Sowjetzone
seit 1945 durchlaufen hatte oder die ihr noch zuge-
dacht waren.“19)

Während sich der Rat der Außenminister auf seiner
3. Konferenz im November/Dezember 1946 in New
York darüber zu verständigen vermochte, daß die
Friedensverträge mit den Verbündeten Deutsch-
lands am 10. Februar 1947 in Paris unterzeichnet
werden sollten21), dokumentierte der Verlauf der
Moskauer Konferenz des Rates der Außenminister
im März/April 1947 unmißverständlich, daß an eine
Lösung der „deutschen Frage“ und den Abschluß
eines Friedensvertrages mit einem vereinten
Deutschland vorläufig nicht zu denken sei. Im
Frühjahr 1947 büßte das Deutschland-Problem
„schnell seine vorübergehend gewonnene Vorrang-
steUung wieder ein. Es geriet in den Sog der verän-
derten weltpolitischen Konjunktur, die in einer
neuen Strategie Amerikas ihren ersten Ausdruck
fand.“22)

Mit der Verkündung der Truman-Doktrin vom
12. März und des Marshall-Plans vom 5. Juni 1947
begann die erste Phase der amerikanischen „Ein-
dämmungs"-Politik). Die Entscheidun23 g Stalins,
nicht nur die UdSSR, sondern auch die zum späte-
ren Ostblock gehörenden Länder am großzügigen
wirtschaftlichen Hilfsprogramm der USA für Eu-
ropa nicht partizipieren zu lassen, bildet einen tie-
fen Einschnitt des Ost-West-Konflikts. So konnte
es nicht überraschen, daß der Rat der Außenmini-
ster auch auf seiner 5. Tagung im November/De-
zember 1947 keine Fortschritte in der Deutschland-
Frage erzielte. In London legten die Sowjets „im
Gegensatz zu ihrem früheren Verhalten besonde-
ren Nachdruck auf den baldigen Abschluß eines
Friedensvertrages mit Deutschland, ohne in der Sa-
che zu Zugeständnissen bereit zu sein“24). Wäh-
rend der abrupte Abbruch der Londoner Konferenz



am 15. Dezember 1947 das Scheitern der Vier-
Mächte-Politik gegenüber Deutschland signa-
lisierte und gleichzeitig verdeutlichte, daß auch auf
lange Sicht an eine friedensvertragliche Regelung
mit Deutschland nicht zu denken war. markiert der
20. März 1948 — an jenem Tag verließ die sowjeti-
sche Delegation den Alliierten Kontrollrat in Ber-
lin — das Ende der Vier-Mächte-Verwaltung für 
Deutschland.

Daher war es nicht verwunderlich, daß der Rat der
Außenminister auch auf seiner 6. und letzten Ta-
gung vom 23. Mai bis 20. Juni 1949 in Paris, die
nach der Aufhebung der Blockade durch die So-
wjetunion beschloß, den rechtlichen und politi-
schen Status quo ante in Berlin wiederherzustellen,
die Differenzen zwischen den drei Westmächten
und der UdSSR in der „deutschen Frage“ nicht aus-
zuräumen vermochte. Den sowjetischen Vorschlag,

man möge nach Ausarbeitung eines Friedensvertra-
ges neben dem neuzubelebenden Kontrollrat einen
„gesamtdeutschen Staatsrat“ ins Leben rufen, lehn-
ten die westlichen Außenminister ab. Vor Abschluß
eines Friedensvertrages müsse geklärt werden, mit
welchem Deutschland der Friedensschluß erfolgen
solle und wie die Grenzen des Landes endgültig
festzulegen seien. Von westlicher Seite wurde erst-
mals das Kriterium der freien Wahlen in die Aus-
einandersetzung über Deutschland hineingebracht,
„ein Kriterium und ein Maßstab, nach welchem
künftig bis weit in die fünfziger Jahre hinein von
Seiten des Westens die sowjetischen Vorschläge be-
urteilt worden sind. Hiermit sowie im Zusammen-
hang mit einem zu planenden Friedensvertrag reg-
ten die Westmächte weiter an, den Geltungsbereich
des Grundgesetzes auch auf die russische Besat-
zungszone auszudehnen. Das war natürlich für die
Sowjets nicht akzeptabel.“25)

IV. Die Diskussion um eine friedensvertragliche Regelung mit Deutschland
in den fünfziger und sechziger Jahren

Mit der Konstituierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Ausrufung der DDR im
Herbst 1949 trat die „deutsche Frage“ in ein neues
Stadium. Für die Wiedervereinigung der beiden
nicht-souveränen Staaten in Deutschland blieben
auch ab 1949 die vier Mächte verantwortlich, die 
auch in der Folgezeit immer wieder proklamierten,
daß die staatliche Einheit Deutschlands wiederher-
gestellt werden müsse. Die erste Phase dauerte bis
1955. als die Bundesrepublik Deutschland in dem
am 5. Mai in Kraft getretenen Deutschland-Vertrag
die Souveränität erlangte und die UdSSR am
20. September 1955 der DDR die Souveränität „be-
stätigte“ und — wie die drei Westmächte — größ-
ten Wert darauf legte, sich ihre Rechte vorzubehal-
ten, die sich aus den bestehenden internationalen
Abkommen ergeben und „Deutschland als Ganzes“
betreffen. Im Vertrag vom 20. September 1955 hat
die UdSSR — ebenso wie die drei westlichen Ali-

• ierten im Deutschland-Vertrag — ihre Mitverant-
wortung für eine friedensvertragliche Regelung mit
Deutschland ausdrücklich anerkannt.

Eine neue Phase der Diskussion um die „deutsche
Frage“ begann Mitte der fünfziger Jahre, als sie in
immer stärkerem Maße mit der Problematik der
europäischen Sicherheit verbunden wurde. Ihren
vorläufigen Endpunkt erreichten die Bemühungen
der drei Westmächte, die UdSSR für die Lösung
der „deutschen Frage“ und eine friedensvertragli-
che Regelung mit Deutschland unter Berücksichti-
gung der europäischen Sicherheit zu gewinnen.

1959 auf der bisher letzten Deutschland-Konferenz
in Genf. Nachdem die UdSSR ihren Plan, mit der
DDR eine separate Friedensregelung zu treffen,
spätestens 1964 aufgegeben hatte, trat die Diskus-
sion um einen Friedensvertrag mit Deutschland in
den Hintergrund. Die nächste Phase der Diskussion
um eine friedensvertragliche Regelung mit
Deutschland setzte Ende 1969 ein. als die
SPD/FDP-Bundesregierung die „neue Ost- und
Deutschland-Politik“ verkündete.

1. Der Streit um die Beteiligung Deutschlands an
einer friedensvertraglichen Regelung
(1949—1955)

Seit der Konstituierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Ausrufung der DDR im
Herbst 1949 blieb die Problematik einer friedens-
vertraglichen Regelung mit Deutschland eng mit
der Frage verbunden, wie die staatliche Einheit des
Landes wiederhergestellt werden könnte. Die von
den Alliierten unternommenen Versuche waren je-
doch auch jetzt zum Scheitern verurteilt, da beide
Seiten nach wie vor von unterschiedlichen Grund-
positionen ausgingen: Für die drei Westmächte, die
von Anfang an in der Bundesrepublik Deutschland
die allein legitimierte staatliche Organisation des
deutschen Volkes sahen und den Anspruch der
Bundesregierung, als Vertreterin des deutschen
Volkes für Deutschland auch international zu spre-
chen. anerkannt haben, konnte die Wiedervereini-
gung nur durch eine freie, gesamtdeutsche Willens-
entscheidung eingeleitet werden. Die UdSSR hin-
gegen vertrat — dabei von der DDR-Regierung



unterstützt — die Auffassung, daß zunächst ein ge-
samtdeutsches Gremium gebildet werden müßte
und Wahlen in Deutschland erst später stattfmden
sollten. Ein weiterer wichtiger Streitpunkt war die
Frage, zu welchem Zeitpunkt ein Friedensvertrag
mit Deutschland geschlossen und wie es daran be-
teiligt werden sollte.
Die Sowjetunion nahm bereits die zweite Außenmi-
nister-Konferenz der Ostblock-Staaten Mitte Okto-
ber 1950 in Prag zum Anlaß, unter anderem zu for-
dern: „Unverzüglichen Abschluß eines Friedens-
vertrages mit Deutschland unter Wiederherstellung
der Einheit des deutschen Staates in Übereinstim-
mung mit dem Potsdamer Abkommen und mit der
Maßgabe, daß die Besatzungstruppen aller Mächte
binnen Jahresfrist nach Abschluß des Friedensver-
trages aus Deutschland zurückgezogen werden“.
Außerdem hielt die Sowjetunion die „Bildung eines
aus Vertretern Ost- und Westdeutschlands paritä-
tisch zusammengesetzten Gesamtdeutschen Konsti-
tuierenden Rates“ für „dringend geboten“, der „die
Bildung einer provisorischen demokratischen,
friedliebenden, gesamtdeutschen souveränen Re-
gierung vorbereiten . . . sollte. Unter bestimmten
Umständen kann eine unmittelbare Befragung des
deutschen Volkes über diesen Vorschlag durchge-
führt werden.“ )26

Es verstand sich von selbst, daß die UdSSR mit
diesen Vorschlägen die drei Westmächte nicht zum
Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland
gewinnen konnte. Am 24. Oktober 1950 sagte dazu
der amerikanische Außenminister Acheson, der
Nachfolger Marshalls: „Wir stellen dazu abermals
fest, daß die Voraussetzung für einen Friedensver-
trag das Bestehen einer einheitlichen demokrati-
schen und nationalen Regierung in Deutschland ist.
Der Friedensvertrag sieht sehr verlockend aus;
wem soll er jedoch gegeben werden? Es muß eine
deutsche Regierung bestehen, mit der ein Vertrag
unterzeichnet werden könnte. Man soll das deut-
sche Volk frei eine Nationalregierung wählen las-
sen. und dann können wir. wie wir oft vorgeschla-
gen haben, einen Friedensvertrag abschlie-
ßen.“ )27

Auch der Notenwechsel zwischen der UdSSR und
den drei Westmächten im Frühjahr und Sommer
1952 konzentrierte sich vornehmlich auf die Frage,
wie die Voraussetzungen für freie Wahlen in ganz
Deutschland geprüft werden könnten. Nachdem
der Bundestag am 7. und 8. Februar 1952 über
einen deutschen Wehrbeitrag und den Generalver-
trag, der das Besatzungsregime der drei West-
mächte ablösen und mit dem die Bundesrepublik
Deutschland die Souveränität erlangen sollte, de-

battiert hatte, schaltete sich der Kreml am 10. März
1952 mit seiner Note, die den „Entwurf für einen
Friedensvertrag mit Deutschland“ enthielt, in die
Diskussion um die diplomatische und parlamentari-
sche Vollendung des deutsch-alliierten Vertrags-
werks ein.
In ihrer ersten Antwortnote vom 25. März 1952
verwiesen die drei westlichen Alliierten auf die Un-
tersuchungskommission, die die Vereinten Natio-
nen (UNO) am 20. Dezember 1951 beschlossen
hatten und die die Voraussetzungen für die Abhal-
tung freier Wahlen in der Bundesrepublik Deutsch-
land. der DDR und in Berlin prüfen sollte. Dieser
Kommission wurde im März 1952 der Zugang nach
Ost-Berlin und in die DDR verweigert286 ).
Die drei Westmächte und die UdSSR vermochten
sich auch im weiteren Notenwechsel nicht darüber
zu verständigen, wie die Voraussetzungen für freie
Wahlen in ganz Deutschland geprüft werden soll-
ten. Stutzig macht — und das wird seit langem in
vielen Diskussionen über diese Problematik gern
übersehen —, daß in Stalins Entwurf für einen Frie-
densvertrag mit Deutschland vom 10. März 1952
von der „Entwicklung Deutschlands als eines ein-
heitlichen, unabhängigen, demokratischen und
friedliebenden Staates in Übereinstimmung mit den
Potsdamer Beschlüssen“ die Rede war. In den No-
ten vom 13. Mai und 23. August 1952 präzisierte
und konkretisierte Stalin seine Forderung nach
Realisierung der Potsdamer Beschlüsse in der Bun-
desrepublik Deutschland in so prononcierter
Weise, daß spätestens zu diesem Zeitpunkt fest-
stand N): Dem Kreml ist es damals gar nicht darum
gegangen, die Eingliederung der Bundesrepublik
Deutschland in das westliche Verteidigungssystem
zu verzögern oder gar zu verhindern, sondern
darum, sich ein Alibi zu verschaffen und die Ver-
antwortung für die Spaltung Deutschlands den drei
Westmächten zuzuschieben, um die Stabilisierung,
das heißt Sowjetisierung der SBZ/DDR im Sommer
1952 zu forcieren. Die nun eingeleitete verschärfte
Militarisierung und die im Juli 1952 von der 2. Par-
teikonferenz der SED getroffenen Beschlüsse legen
dafür eindringlich Zeugnis ab.
Während die UdSSR am 1. Februar 1954 eine er-
gänzte und verschärfte Fassung ihres Entwurfs für
einen Friedensvertrag mit Deutschland vorlegte,
den sie bereits in ihrer Note vom 10. März 1952 den
Regierungen der drei Westmächte unterbreitet
hatte, räumten die USA. Großbritannien und
Frankreich auf der Berliner Konferenz der Außen-
minister der Lösung der „deutschen Frage“ die 



Priorität vor der Schaffung eines europäischen Si-
cherheitssystems ein. Dieses Konzept fand im „Er-
sten Eden-Plan“ seinen Ausdruck. Der Vorschlag
des britischen Außenministers vom 29. Januar 1954
sah vor, die Wiedervereinigung Deutschlands und
den Abschluß eines frei verhandelten Friedensver-
trages mit einem vereinten Deutschland in mehre-
ren Stadien zu vollziehen. Die gesamtdeutsche Re-
gierung sollte befugt sein, „die internationalen
Rechte und Verpflichtungen der Bundesrepublik
und der Sowjetzone Deutschlands zu übernehmen
und andere von ihr gewünschte internationale Ver-
einbarungen abzuschließen“30).

Von einem Junktim zwischen der Sicherheits- und
Deutschland-Frage war auf westlicher Seite auf der
Berliner Außenminister-Konferenz insofern noch
keine Rede, als die Wiederherstellung der staatli-
chen Einheit Deutschlands die Voraussetzung für
die Schaffung eines europäischen Sicherheitssy-
stems bildete. Daher war sie auch nicht bereit, den
gesonderten sowjetischen Vorschlag vom 10. Fe-
bruar 1954 zu akzeptieren, in dem „Sicherheitsga-
rantien in Europa“ unterbreitet worden waren und
deren „Erfüllung die Neutralisierung Deutschlands
und die Schaffung günstiger Voraussetzungen für
die Lösung des Deutschland-Problems im Interesse
der Festigung des Friedens in Europa“31) gewähr-
leisten sollte.

Die Ergebnisse der gescheiterten Berliner Außen-
minister-Konferenz bestärkten die drei West-
mächte und die Bundesregierung in ihrer Ansicht,
mit ihrer Politik der Eingliederung der Bundesrepu-
blik Deutschland in die westliche Völkergemein-
schaft fortzufahren. Mit der Ablehnung des Vertra-
ges über die Gründung der Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft (EVG) vom 27. Mai 1952 durch
die Französische Nationalversammlung am 30. Au-
gust 1954 war nicht nur das Vertragswerk von Paris
zur Eingliederung der Bundesrepublik in das west-
liche Verteidigungssystem hinfällig geworden, son-
dern auch das Inkrafttreten des Bonner Vertrags-
werks vom 26. Mai 1952 über die Beziehungen der
Bundesrepublik Deutschland zu den drei West-
mächten einstweilen verhindert. Um die dadurch
entstandenen Schwierigkeiten zu bereinigen, fand
vom 28. September bis zum 3. Oktober 1954 in
London eine Konferenz von Vertretern der sechs
Vertragsstaaten der Montanunion sowie Großbri-
tanniens. der USA und Kanadas statt. In der Lon-
doner Schlußakte vom 3. Oktober 1954 legten die

Beteiligten fest, einmal die Bundesrepublik
Deutschland einzuladen, dem Brüsseler Vertrag in
revidierter Fassung und dem Nordatlantik-Vertrag
beizutreten und zum anderen das Bonner Vertrags-
werk von 1952 mit einigen Änderungen in Kraft zu
setzen32). Letzteres geschah mit dem am 23. Okto-
ber 1954 in Paris unterzeichneten „Protokoll über
die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bun-
desrepublik Deutschland“. Am 5. Mai 1955 trat der
Deutschland-Vertrag in Kraft.

Im Deutschland-Vertrag bescheinigten die drei
Westmächte der Bundesrepublik Deutschland die
„volle Macht eines souveränen Staates über ihre
inneren und äußeren Angelegenheiten“, um außer-
dem in Art. 2 festzulegen: „Im Hinblick auf die
internationale Lage, die bisher die Wiedervereini-
gung Deutschlands und den Abschluß eines Frie-
densvertrags verhindert hat. behalten die Drei 
Mächte die bisher von ihnen ausgeübten oder inne-
gehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in be-
zug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes ein-
schließlich der Wiedervereinigung Deutschlands
und einer friedensvertraglichen Regelung.“

Und in Art. 7 haben die drei westlichen Alliierten
und die Bundesrepublik Deutschland bestimmt:
„Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß
ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen Politik
eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen
Gegnern frei vereinbarte friedensvertragliche Re-
gelung für ganz Deutschland ist. welche die Grund-
lage für einen dauerhaften Frieden bilden soll. Sie
sind weiterhin darüber einig, daß die endgültige
Festlegung der Grenzen Deutschlands bis zu dieser
Regelung aufgeschoben werden muß.“ 33)

Mit der Benutzung des Begriffs „friedensvertragli-
che Regelung“ im Deutschland-Vertrag haben die
drei Westmächte unterstrichen, daß es sich — wie
Boris Meissner zutreffend betont — bei der Frie-
densregelung mit einer gesamtdeutschen Regierung
nur um einen frei ausgehandelten Friedensvertrag
und nicht um ein Friedensstatut handeln könne, das
einem deutschen Gesamtstaat auferlegt werden
würde34).

Die Sowjetunion, die den Kriegszustand mit
Deutschland erst am 25. Januar 1955 für beendet
erklärte, hat sich ebenfalls verpflichtet, für eine
friedensvertragliche Regelung mit Deutschland ein-



zutreten. In dem Erlaß des Präsidiums des Ober-
sten Sowjets der UdSSR vom 25. Januar 1955 heißt
es dazu: „Auf der Potsdamer Konferenz im Jahre
1945 wurde der Weg der weiteren Entwicklung
Deutschlands als einheitlicher, friedliebender und
demokratischer Staat festgelegt und die Notwendig-
keit des Abschlusses eines Friedensvertrages mit
Deutschland bestätigt. Das Präsidium des Obersten
Sowjets der UdSSR erachtet es als anormal, daß
Deutschland, obgleich seit der Einstellung der
Kampfhandlungen mit Deutschland rund zehn
Jahre vergangen sind, noch immer gespalten ist und
keinen Friedensvertrag hat . . ,“35)
Gleichzeitig betonte die sowjetische Regierung, die
Verkündung der Beendigung des Kriegszustandes
mit Deutschland ändere „nichts an seinen interna-
tionalen Verpflichtungen und berührt nicht die
Rechte und Pflichten der Sowjetunion, die sich aus
den bestehenden. Deutschland als Ganzes betref-
fenden internationalen Abkommen der vier Mächte
ergeben“.
Im Vertrag vom 20. September 1955, mit dem die
UdSSR der DDR unter Aufrechterhaltung von
Vorbehaltsrechten die Souveränität verlieh, heißt
es: „Zwischen den Vertragschließenden Seiten be-
steht Übereinstimmung darüber, daß es ihr Haupt-
ziel ist, auf dem Wege entsprechender Verhandlun-
gen eine friedliche Regelung für ganz Deutschland
herbeizuführen. In Übereinstimmung hiermit wer-
den sie die erforderlichen Anstrengungen für eine
friedensvertragliche Regelung und die Wiederher-
stellung der Einheit Deutschlands auf friedlicher
und demokratischer Grundlage unternehmen.“

2. Das Junktim zwischen Sicherheits- und Deutsch-
land-Frage (ab 1955)

Das Jahr 1955 bildet einen der bisher wichtigsten
Einschnitte in der Entwicklung der Deutschland-
Frage. Die Einbindung der Bundesrepublik
Deutschland in das westliche Verteidigungssystem
am 9. Mai, wenige Tage nach dem Inkrafttreten des
Deutschland-Vertrags, und der DDR in die War-
schauer Allianz am 14. Mai 1955 dokumentiert die
Verfestigung der Teilung Deutschlands, auch wenn
die drei Westmächte in ihrem vertraglichen Ver-
hältnis zur Bundesrepublik Deutschland und die
UdSSR gegenüber der DDR rechtlich und politisch
eine Lösung der „deutschen Frage“ mit einer frie-
densvertraglichen Regelung nicht zu den Akten ge-
legt haben. Der Verlauf der Genfer Gipfelkonfe-
renz (18.—23. Juli 1955) und der Genfer Konferenz
der Außenminister (27. Oktober—16. November
1955) zeigte, daß die unterschiedlichen Positionen
der drei Westmächte und der Sowjetunion in der
„deutschen Frage“ auch jetzt nicht auf einen Nen-

ner zu bringen waren, zumal die Nachfolger Stalins
in der sowjetischen Führung inzwischen immer stär-
ker auf die Zwei-Staaten-These eingeschwenkt wa-
ren. In Genf bezogen sich die drei westlichen
Staats- und Regierungschefs noch einmal auf den
1954 in Berlin vorgelegten „Eden-Plan“. Dazu
führte der französische Ministerpräsident Edgar
Faure aus: „Wie soll die Vereinigung bewerkstelligt
werden? Ich halte die Festsetzung des Verfahrens
weder für sehr wichtig noch für sehr schwierig. Der
Eden-Plan in seinen Hauptlinien — Wahlen, eine
gemeinsame Regierung, ein Friedensvertrag —,
entspricht der unumstößlichen Logik, obwohl er
nicht in allen seinen Einzelheiten als unantastbar
angesehen zu werden braucht.“36)

Die sowjetische Regierung ging hingegen in Genf
erstmals mit Nachdruck davon aus, daß man bei der
Lösung der Deutschland-Frage den Tatsachen
Rechnung tragen müsse. Dazu sagte Ministerpräsi-
dent Bulganin am 23. Juli 1955: „Der Krieg in Eu-
ropa war schon vor zehn Jahren zu Ende. Inzwi-
schen haben sich zwei Deutschland gebildet . . .,
jedes mit seiner wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Struktur ... Es ist klar, daß die Frage einer
mechanischen Verschmelzung der beiden Teile
Deutschlands, der Deutschen Demokratischen Re-
publik und der Bundesrepublik Deutschland, unter
solchen Umständen nicht angeschnitten werden
kann, da das eine unrealistische Fragestellung wäre.
Die Sowjetunion war und ist auch weiter ganz da-
für, daß Deutschland als friedliebender demokrati-
scher Staat vereinigt wird . . )37

Zwar vermochten sich die Regierungschefs der vier
Mächte — Präsident Eisenhower, Premierminister
Eden. Ministerpräsident Faure und Ministerpräsi-
dent Bulganin — auf der Genfer Gipfelkonferenz
noch auf eine Direktive an ihre Außenminister zu
einigen, in der von der „gemeinsamen Verantwor-
tung für die Regelung der deutschen Frage und die
Wiedervereinigung Deutschlands“ die Rede war.
Auch die Formel, die vier Mächte seien darüber
einig, die Regelung der Deutschland-Frage und die
Wiedervereinigung Deutschlands im Wege freier
Wahlen sollten im Einklang mit den nationalen In-
teressen des deutschen Volkes und den Interessen
der europäischen Sicherheit durchgeführt wer-
den38), ließ Hoffnungen aufkommen, daß die um
eine zumindest partielle Entspannung in der Welt
bemühten Nachfolger Stalins in den von ihnen ver-
breiteten „Geist von Genf“ auch die „deutsche
Frage“ einzubeziehen bereit waren.

Unmittelbar nach der Beendigung der Genfer Gip-
felkonferenz verdeutlichte die sowjetische Führung



unmißverständlich, was sie unter den „nationalen
Interessen des deutschen Volkes und den Interes-
sen der europäischen Sicherheit“ verstand. Von
nun an legte sie größten Wert auf die Feststellung,
die deutsche Frage könne „nicht auf Kosten der
Interessen der DDR“ gelöst werden. So erklärte
Parteichef Chruschtschow auf einer Großkundge-
bung in Ost-Berlin am 26. Juli 1955, „die mechani-
sche Vereinigung beider Teile Deutschlands, die
sich in verschiedenen Richtungen entwickeln“, sei
„eine unreale Sache“: „In der entstandenen Situa-
tion ist der einzige Weg zur Vereinigung Deutsch-
lands die Schaffung eines Systems der kollektiven
Sicherheit in Europa, die Festigung und Entwick-
lung wirtschaftlicher und politischer Kontakte zwi-
schen beiden Teilen Deutschlands.“ )39

Auf der Genfer Außenminister-Konferenz legten
die drei Westmächte erneut den „Eden-Plan“ vor,
dessen fünfte und letzte Stufe die Unterzeichnung
und das Inkrafttreten des Friedensvertrages mit
Deutschland vorsah. Nun verbanden sie ihn mit
dem Entwurf eines Zusicherungsvertrages, dessen
Bestimmungen schrittweise mit den einzelnen Pha-
sen der Wiedervereinigung Deutschlands wirksam
werden sollten und vornehmlich Sicherheitsgaran-
tien enthielten. Das Junktim zwischen der europäi-
schen Sicherheit und der Lösung der „deutschen
Frage“ umschrieben die drei westlichen Regierun-
gen in ihrem Vorschlag vom 28. Oktober 1955 in
Genf so: „Ohne die Einheit Deutschlands würde
jedes europäische Sicherheitssystem illusorisch
sein. Die Teilung Deutschlands kann Reibung und
Unsicherheit sowie schweres Unrecht nur verewi-
gen. Die Regierungen Frankreichs, des Vereinigten
Königreichs und der Vereinigten Staaten von Ame-
rika sind nicht bereit, einem europäischen Sicher-
heitssystem beizutreten, das. wie es bei den in Genf
sowjetischerseits gemachten Vorschlägen der Fall
ist, der Teilung Deutschlands nicht ein Ende berei-
tet.“40)

Doch auch auf der Genfer Konferenz der Außen-
minister war die UdSSR nicht bereit, sich den west-
lichen Vorstellungen anzunähern. So erklärte Mo-
lotow am 2. November 1955, „unter den in
Deutschland entstandenen Verhältnissen, da auf
seinem Territorium lange Zeit faktisch zwei selb-
ständige deutsche Staaten existieren, hängt eine
Vereinigung dieser Staaten in einem einigen, fried-
liebenden und demokratischen deutschen Staat vor

allem von einer Verständigung der DDR und der
Bundesrepublik Deutschland ab“41)-
Die Bundesregierung hat in ihrem oft zitierten Me-
morandum vom 2. September 1956 die Problematik
von Sicherheit in Europa und Lösung der „deut-
schen Frage“ in besonders dezidierter und differen-
zierender Weise dargelegt. Die Spaltung Deutsch-
lands sei „ein abnormer Zustand. Ein Sicherheits-
system auf der Grundlage dieses Zustandes würde
diesen geradezu versteinern, während es doch Auf-
gabe des Sicherheitssystems sein soll, einen norma-
len Zustand herbeizuführen und gleichzeitig die an-
geblichen oder wirklichen Sicherheitsbedürfnisse
der mittelbar oder unmittelbar Beteiligten zufrie-
denzustellen.“ Die Bundesregierung fügte hinzu,
sie halte es daher für unerläßlich, „die Lösung der
beiden Fragen so miteinander zu verbinden, daß
von vornherein nur ein deutscher Staat, nämlich das
wiedervereinigte Gesamtdeutschland, in das euro-
päische Sicherheitssystem eintritt“42).

3. Der Versuch der UdSSR, die Teilung Deutsch-
lands mit einer friedensvertraglichen Regelung
festzuschreiben (1958/59—1963/64)

Während der vielbeschworene „Geist von Genf“
schnell verflog und der Gedanke an eine neue Vie-
rer-Konferenz sowohl der westlichen als auch der
östlichen Seite angesichts der divergierenden An-
sichten über die europäische Sicherheit und die Lö-
sung der „deutschen Frage“ unrealistisch schien,
trat die Diskussion erst 1958 in ein neues Stadium.
Auch jetzt hielten die drei Westmächte an ihrer
These fest, daß die Sicherheits- und Deutschland-
Frage nicht voneinander getrennt behandelt wer-
den dürften. In mehreren Noten an die sowjetische
Regierung bekräftigten die drei westlichen Alliier-
ten — ebenso wie die Bundesregierung — diese
Position43).

Nachdem alle seit 1954 unternommenen Versuche,
ein europäisches Sicherheitssystem bei einer gleich-
zeitigen Lösung der Deutschland-Frage zu errich-
ten, ohne praktische Ergebnisse geblieben waren,
trat Ende 1958 dieser Gedanke in der sowjetischen
Europa-Politik stark in den Hintergrund. Er paßte
nicht in die von Nikita S. Chruschtschow mit dem
Berlin-Ultimatum am 27. November 1958 eingelei-
tete Politik des offensiven Risikos. Mit der zweiten
von ihr provozierten Berlin-Krise unternahm die
sowjetische Führung den Versuch, den nach wie vor



gültigen Vier-Mächte-Status für ganz Berlin aus den
Angeln zu heben. Immerhin verwies der Kreml in
seiner Note vom 27. November 1958 an die Regie-
rungen der drei Westmächte darauf, daß dem auf
Beschluß der Potsdamer Konferenz geschaffenen
Rat der Außenminister die Verpflichtung auferlegt
worden sei. „eine Friedensregelung für Deutsch-
landvorzubereiten . . . Wenn Deutschland bis jetzt
noch keinen Friedensvertrag hat. so tragen dafür
vor allem die Regierungen der USA. Englands und
Frankreichs die Schuld ... Ist nicht vielleicht der
Grund für diese Haltung der Westmächte in der
Frage der Vorbereitung eines Friedensvertrages
darin zu suchen, daß sie ihre Privilegien in West-
deutschland und das Besatzungsregime in West-
Berlin auf unbefristete Zeit verlängern möch-
ten?“44)

In ihren Antwortnoten vom 31. Dezember 1958 an
die Regierung der UdSSR wiesen die drei West-
mächte zutreffend darauf hin. daß die von den Alli-
ierten 1944/45 geschlossenen Abkommen „für alle
Signatarstaaten so lange bindend“ seien, „wie sie
nicht durch andere, auf Grund freier Verhandlun-
gen vereinbarte Abkommen ersetzt worden
sind . . . Wenn der Friedensvertrag, der allein ein
Ende dieser Situation bringen kann, noch nicht mit
einem wiedervereinigten Deutschland abgeschlos-
sen worden ist, so liegt die Verantwortung hierfür
keineswegs bei den drei Westmächten, die keine
Anstrengung gescheut haben, um die vier Mächte
aus der Sackgasse herauszubringen, in der sie sich
schon so lange befinden. Solange es nicht zu einem
Friedensvertrag kommt, wird die gegenwärtige Si-
tuation andauern.“45)

Als die sowjetische Regierung wenig später, am
10. Januar 1959, ihren bisher letzten Entwurf für 
einen Friedensvertrag mit Deutschland, der die
mehrfache Teilung des Landes fixieren und auch
legalisieren sollte und für die Wiedervereinigung
überhaupt kein Verfahren mehr vorsah, mit dem
Vorschlag verknüpfte, Berlin (West) die „Stellung
einer entmilitarisierten Freien Stadt auf der Grund-
lage ihres besonderen Status“ zu verleihen, war
vollends klar, daß die UdSSR nun ihre Zwei- zur
Drei-Staaten-These erweitert hatte. Art. 2 des so-
wjetischen Entwurfs lautete: „Bis zur Wiederverei-
nigung Deutschlands in dieser oder jener Form wer-
den in diesem Vertrag unter der Bezeichnung
.Deutschland1 die beiden bestehenden deutschen
Staaten, nämlich die Deutsche Demokratische Re-
publik und die Bundesrepublik Deutschland, ver-
standen, und alle im Vertrag vorgeschlagenen
Rechte und Pflichten Deutschlands beziehen sich
sowohl auf die Deutsche Demokratische Republik
als auch auf die Bundesrepublik Deutschland.“

Wie weit sich die sowjetische Führung 1959 von der
auf der Potsdamer Konferenz vorgesehenen Frie-
densregelung mit Deutschland entfernt hatte, ging
auch aus Art. 24 des Entwurfs hervor: „Nach der
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands bleibt
dieser Vertrag in Kraft, und seine Bestimmungen
werden sich auf den geeinten deutschen Staat er-
strecken.“46)

Die sowjetische Führung begnügte sich jedoch nicht
mit dem Versuch, den Status Berlins einseitig und
entgegen allen völkerrechtlichen Regeln total zu
verändern, sondern drohte auch noch, mit der
DDR einen separaten Friedensvertrag in dem Fall
zu schließen, daß die Westmächte zur Unterzeich-
nung eines Friedensvertrags auf der Basis der Tei-
lung Deutschlands nicht bereit seien47). Angesichts
dieser offensiven Deutschland-Politik Moskaus
stand von vornherein fest, daß die bisher letzte
Konferenz der Außenminister der vier Mächte
(11. Mai bis 20. Juni und 13. Juli bis 5. August
1959) in Genf zu keiner Einigung in der deutschen
Frage führen konnte.

Die drei westlichen Alliierten hatten in der Zwi-
schenzeit ihr Konzept noch einmal überprüft und
legten am 14. Mai 1959 ihren Friedensplan, den
nach dem amerikanischen Außenminister benann-
ten Herter-Plan, in Genf vor, der die Grundzüge
eines Stufenplans für die Wiedervereinigung
Deutschlands, die europäische Sicherheit und eine
Friedensregelung mit Deutschland verband48). Mit
diesem Konzept machten sie noch einmal das Junk-
tim zwischen der Wiederherstellung der staatlichen
Einheit Deutschlands und der europäischen Sicher-
heit deutlich.

Hingegen unterbreitete der sowjetische Außenmi-
nister Gromyko erneut am 15. Mai 1959 den Ent-
wurf für einen Friedensvertrag mit Deutschland,
den die UdSSR bereits am 10. Januar 1959 vorge-



legt hatte. Er ist dadurch gekennzeichnet, daß er
die Fixierung und Legalisierung der Spaltung
Deutschlands zum Ausgangspunkt für eine europäi-
sche Friedensordnung macht. Nur in einem Neben-
satz (Art. 5 Ziffer 3) wird von der Möglichkeit ge-
sprochen, ein „auf den gemeinsamen Anstrengun-
gen der europäischen Staaten beruhendes Sicher-
heitssystem in Europa“ zu schaffen. Da Friedens-
verträge — um es noch einmal zu wiederholen —
zwischen den Staaten geschlossen werden, die mit-
einander Krieg geführt haben, entbehrte der sowje-
tische Vorschlag, einen solchen Vertrag auf der
Basis der Teilung Deutschlands zu schließen, jeder
Logik. Der amerikanische Außenminister Christian
Herter hat dies in seiner Antwort auf den sowjeti-
schen Vorschlag in Genf am 18. Mai 1959 zutref-
fend umschrieben: „Es war das als Deutschland
bekannte Völkerrechtssubjekt, mit dem sich die
Vereinigten Staaten im Kriege befanden und mit
dem sie ungelöste Probleme zu regeln haben. Dem-
gemäß kann eine .endgültige Regelung*, soweit un-
sere Regierungen betroffen sind, erst erfolgen,
wenn eine Regierung geschaffen worden ist. die im
Namen ganz Deutschlands handeln und Verpflich-
tungen eingehen kann. Da die Vereinigten Staaten
sich niemals mit der Bundesrepublik Deutschland
oder mit der sogenannten Deutschen Demokrati-
schen Republik im Kriege befunden haben, könnte
umgekehrt ein .Friedensvertrag* oder eine endgül-
tige Regelung mit diesen Teilen Deutschlands
— gleichgültig ob einzeln oder kollektiv abge-
schlossen — kein endgültiger Friedensvertrag mit
Deutschland sein . . ,“49)

An der Genfer Konferenz nahmen erstmals Vertre-
ter der Bundesrepublik Deutschland und der DDR
mit dem Status von Beratern teil. In mehreren Er-
klärungen hat Botschafter Wilhelm G. Grewe in
Genf die rechtlichen und politischen Bedenken der
Bundesregierung gegen das sowjetische Konzept’
vorgetragen. Am 19. Mai 1959 führte er beispiels-
weise aus, nur ein Friedensvertrag, „der von einer
vom ganzen deutschen Volk legitimierten Regie-
rung frei verhandelt worden ist, besitzt die morali-
sche Bindungskraft, um für eine lange Zeit stabile
Verhältnisse zu schaffen. Das ist kein formal-juristi-
scher Gesichtspunkt .... sondern im Gegenteil ein
eminent politischer und psychologischer Gesichts-
punkt . . .“50)

4. Das Streben nach einem Modus vivendi in Eu-
ropa in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre

Während die drei Westmächte im Deutschland-
Vertrag ihre klare Position in der Frage einer frie-
densvertraglichen Regelung mit Deutschland for-

muliert hatten, hat die sowjetische Führung ihre
erstmals am 17. Februar 1959 verkündete Absicht,
mit der DDR einen separaten Friedensvertrag ab-
zuschließen, aus wohlüberlegten rechtlichen und
politischen Erwägungen heraus 1963 endgültig auf-
gegeben. Der zweimalige Hinweis Chruschtschows
aus den Jahren 1959 und 1961, mit dem Abschluß
eines Friedensvertrages werde die DDR sämtliche
Rechte und Pflichten eines souveränen Staates er-
halten 51). deutet darauf hin, daß die Sowjetführung
es in dieser harten und kompromißlosen Phase ihrer
Deutschland-Politik, die vom Berlin-Ultimatum ge-
prägt war, mit den Konsequenzen ernst gemeint
hat ).52

Die DDR mußte sich mit dem am 12. Juni 1964 in
Moskau unterzeichneten Freundschafts- und Bei-
standspakt zufriedengeben. Auf Seiten der DDR
legte man besonderen Wert auf die Feststellung,
der Vertrag vom 12. Juni 1964 bilde keinen Ersatz
für einen „deutschen Friedensvertrag“. Auch meh-
rere Staats- und Völkerrechtler der DDR betonten,
der bilaterale Bündnispakt könne einen „deutschen
Friedensvertrag“ nicht ersetzen ).53

In Art. 9 des Vertrags vom 12. Juni 1964 hieß es,
daß er nicht Rechte und Pflichten der beiden Seiten
aus geltenden zweiseitigen und anderen internatio-
nalen Abkommen einschließlich des Potsdamer
Abkommens berühre. Vom Abschluß eines „deut-
schen Friedensvertrages“ war in der Präambel und
in den Art. 2 und 10 die Rede. Gemäß Art. 10
konnte der Vertrag im Falle der Schaffung eines
einheitlichen, demokratischen und friedliebenden
deutschen Staates oder des Abschlusses eines deut-
schen Friedensvertrages vor Ablauf der Frist von
20 Jahren auf Wunsch jeder Seite überprüft wer-
den.

Auch wenn die Nachfolger des am 14. Oktober
1964 gestürzten Nikita S. Chruschtschow den Ge-
danken eines europäischen Sicherheitssystems wie-
der stärker betonten, vermieden sie es, ihn zu kon-
kretisieren und zu präzisieren oder gar mit einer
annehmbaren Lösung der Deutschland-Frage zu
verbinden. In wichtigen Deklarationen des War-
schauer Pakts aus den Jahren 1966, 1967 und 1969
wurden auch Materien angeschnitten, die eine frie-
densvertragliche Regelung mit Deutschland betra-
fen. Dazu zählte beispielsweise die Forderung an
die Bundesrepublik Deutschland, die Oder-Neiße-
Linie und die „Grenze zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der DDR“ völkerrechtlich
anzuerkennen. Stereotyp wurde in den Dokumen-



ten des Warschauer Pakts auch eine „deutsche Frie-
densregelung“ gefordert54).

Wie sehr die sowjetische Führung auch in der zwei-
ten Hälfte der sechziger Jahre auf ihr Mitsprache-
recht in der „deutschen Frage“ pochte, ging aus
dem deutsch-sowjetischen Notenwechsel von
1967/68 hervor. So hieß es in dem Memorandum
der Sowjetregierung an die Bundesregierung vom
21. November 1967: „Es ist selbstverständlich, daß
die internationalen Verpflichtungen der BRD
ebenso wie die Rechte und Verpflichtungen der
Sowjetunion und jedes anderen Staates der Anti-
Hitler-Koalition, die sich aus dem Potsdamer Ab-
kommen ergeben, bis zum Abschluß eines deut-
schen Friedensvertrages durch nichts herabgemin-
dert, abgeschwächt oder ersetzt werden kön-
nen.“55)

Nachdem sich im Laufe der zweiten Hälfte der sech-
ziger Jahre bei den westlichen Alliierten, vornehm-
lich in der amerikanischen Führung, die Vorstel-

lung durchgesetzt hatte, die Schranken zwischen
Ost und West abzubauen und dabei den politischen
und territorialen Status quo in Europa weitgehend
hinzunehmen, wurde auch in der Bundesrepublik
Deutschland intensiv die Frage geprüft, ob und in
welcher Weise man zu einem Modus vivendi mit der
UdSSR und den anderen Staaten des Ostblocks
unter Einschaltung der DDR gelangen könnte,
ohne auf dem früheren Konzept — Sicherheit und
Entspannung in Europa setzen die Lösung der
„deutschen Frage“ voraus — zu beharren. Den-
noch darf nicht übersehen werden, daß die westli-
che Seite damals die „deutsche Frage“ nach wie vor
in einem engen Zusammenhang mit der Sicherheits-
und Entspannungs-Problematik gesehen hat. Da-
von legte der Harmel-Bericht der NATO vom
14. Dezember 1967 eindringlich Zeugnis ab: „Eine
endgültige und stabile Regelung in Europa ist nicht
möglich ohne eine Lösung der Deutschland-Frage,
die den Kem der gegenseitigen Spannungen in Eu-
ropa bildet . . ,“56)

V. Ostverträge und Friedensvertrags-Vorbehalt

Durch die in den Verträgen von Moskau und War-
schau sowie im innerdeutschen Grundlagenvertrag
verankerten Nichtberührungsklauseln und die No-
ten der drei Westmächte vom 11. August zum Mos-
kauer und vom 19. November 1970 zum War-
schauer Vertrag ist sichergestellt, daß die Vorbe-
haltsrechte der Alliierten unberührt bleiben. Auch
wenn in diesen Dokumenten und in dem Briefwech-
sel zu Art. 9 des Grundlagenvertrages sowie in der
Erklärung der Vier Mächte vom 9. November 1972
zur Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland
und der DDR in die Vereinten Nationen (UNO)
das Bezugsobjekt der Vier-Mächte-Rechte und
-Verantwortung nicht genannt wird, bedeutet das
nicht, daß es und damit der Rechtsbegriff
„Deutschland“ oder „Deutschland als Ganzes“ zu
existieren aufgehört haben. Die Vier Mächte haben
kein neues Bezugsobjekt an die Stelle des alten
gesetzt. Würde das Bezugsobjekt nicht mehr beste-
hen . dann wäre der Hinweis auf die früher geschlos-
senen Abmachungen der Alliierten — vornehm-
lich aus den Jahren 1944/45.1952/54.1955 und spä-
ter — ohne Sinn. Da bereits rechtslogisch Rechte
und Verantwortlichkeiten ein Bezugsobjekt haben

müssen, kann es sich dabei nur um „Deutschland als
Ganzes“ handeln57).

Während die drei Westmächte von 1945 bis in die 
Gegenwart konsequent an ihren Rechtspositionen
bezüglich Deutschlands und einer friedensvertragli-
chen Regelung festgehalten haben, war die Position
der UdSSR gegenüber der Vier-Mächte-Verant-
wortung insoweit weniger konsistent, als ihre
deutschlandpolitischen Aussagen — wie darge-
legt — gelegentlich den Eindruck hervorriefen, sie
habe die gemeinsame Vier-Mächte-Basis verlassen.
Seit Anfang der siebziger Jahre blieb der UdSSR
gar nichts anderes übrig, als die Rechte und Ver-
antwortung der Vier Mächte anzuerkennen, auch
wenn sie — soweit wie möglich — das Bezugsob-



jekt, „Deutschland“ oder „Deutschland als Gan-
zes“, nur noch ungern umschrieb. Das starke Inter-
esse Moskaus an der Unterzeichnung des deutsch-
sowjetischen Vertrags, dessen völkerrechtliches
Wirksamwerden vom erfolgreichen Abschluß des
Vier-Mächte-Abkommens über Berlin vom 3. Sep-
tember 1971 abhängig war, ließ dem Kreml gar
keine andere Wahl.

Wer meint, für die UdSSR existiere „Deutschland“
als Rechtsbegriff nicht mehr, übersieht, daß sie sich
in allen wichtigen Abmachungen mit der DDR seit
1949 — zuletzt in dem am 7. Oktober 1975 unter-
zeichneten Bündnisvertrag — ihre Rechte vorbe-
halten hat. die aus den Abkommen der Alliierten
von 1944/45 herrühren und „Deutschland“ betref-
fen. So lautet Art. 10 des Bündnispaktes vom
7. Oktober 1975: „Dieser Vertrag berührt nicht die
Rechte und Pflichten der Hohen Vertragschließen-
den Seiten aus gültigen zwei- und mehrseitigen Ab-
kommen.“ Auch wenn der Kreml es hier vermied,
das Bezugsobjekt der Vier-Mächte-Verantwortung.
„Deutschland“ oder „Deutschland als Ganzes“,
wiederum beim Namen zu nennen, hat er sich davor
gehütet, es ausdrücklich auf die beiden Staaten in
Deutschland zu beschränken. Daran vermag auch
die Tatsache nichts zu ändern, daß die UdSSR gele-
gentlich vom „Territorium des ehemaligen Rei-
ches“ gesprochen und die beiden Staaten in
Deutschland als „Rechtsnachfolger des ehemaligen
Reiches“ bezeichnet hat58).

Würde die UdSSR konsequent die These vertreten,
das Völkerrechtssubjekt „Deutsches Reich“ sei
1945 oder später untergegangen, dann begäbe sie
sich nicht nur ihres Mitspracherechts in der „deut-
schen Frage“, sondern müßte logischerweise auch
eine friedensvertragliche Regelung wegen des Feh-
lens eines notwendigen Vertragspartners als über-
flüssig erklären. Soweit sich die UdSSR in jüngster
Zeit zu dieser Problematik geäußert hat. be-
schränkte sie sich auf die Feststellung, die Fragen,
„die gewöhnlich bei der Unterzeichnung des Frie-
densvertrages behandelt werden“, seien „im we-
sentlichen gelöst“59). Auch die Feststellung, der

politische Kurs Bonns habe die Unterzeichnung ei-
nes Friedensvertrages „zu sowohl für die UdSSR als
auch für die DDR annehmbaren Bedingungen un-
möglich“60) gemacht, läßt aus juristischen Erwä-
gungen eine friedensvertragliche Regelung als
durchaus zulässig erscheinen.

So ist es auch kein Zufall, daß Politik und Völker-
recht der DDR ihre Ansicht, einen Friedensvertrag
werde es nicht mehr geben, vornehmlich mit dem
Hinweis zu begründen pflegen, „alle entscheiden-
den Dinge sind doch geregelt. Inzwischen gibt es
das europäische Vertragswerk, einschließlich des
Vierseitigen Abkommens über Berlin (West). Die-
ses europäische Vertragswerk ist ein Grundelement
der europäischen Sicherheit und Friedensord-
nung.“61)

Daß für die UdSSR „Deutschland“ nicht nur als
geographischer, sondern auch als Rechtsbegriff
nach wie vor existiert und sie eine friedensvertrag-
liche Regelung mit Deutschland gar nicht zu den
Akten legen kann, verdeutlicht auch der österrei-
chische Staatsvertrag vom 15. Mai 1955. In Art. 3
haben die Sowjetunion und die drei Westmächte
festgelegt: „Die Alliierten und Assoziierten Mächte
werden in den deutschen Friedensvertrag Bestim-
mungen aufnehmen, welche die Anerkennung der
Souveränität und Unabhängigkeit Österreichs
durch Deutschland und den Verzicht Deutschlands
auf alle territorialen und politischen Ansprüche in
bezug auf Österreich und österreichisches Staatsge-
biet sichern.“ Und in Art. 11 des Staatsvertrags hat
sich Österreich verpflichtet, „die volle Geltung der
Friedensverträge mit Italien, Rumänien, Bulga-
rien, Ungarn und Finnland und anderer Abkom-
men oder Regelungen anzuerkennen, die von den
Alliierten und Assoziierten Mächten bezüglich
Deutschlands und Japans zur Wiederherstellung
des Friedens herbeigeführt worden sind oder künf-
tig herbeigeführt werden“62).



VI. Ergebnis

Die sich an der politischen Nichterreichbarkeit oder
Durchsetzbarkeit eines Friedensvertrages mit
Deutschland und an seiner Überflüssigkeit ange-
sichts weitreichender Zwischenregelungen orientie-
renden juristischen Argumentationslinien vermö-
gen ebensowenig zu überzeugen wie die These von
der Erledigung einer friedensvertraglichen Rege-
lung mit Deutschland durch Zeitablauf63). Weder
rechtlich noch politisch erscheint es sinnvoll und
logisch, die Vereinbarungen der Hauptsieger-
mächte des Zweiten Weltkrieges aus den Jahren
1944/45 nur noch insoweit für verbindlich zu erklä-
ren. als es unumgänglich ist. Das beste Beispiel
dafür liefert die Präambel zum Vier-Mächte-Ab-
kommen über Berlin vom 3. September 1971. in
der es heißt, die Vier Mächte handelten „auf der
Grundlage ihrer Vier-Mächte-Rechte und -Verant-
wortlichkeiten und der entsprechenden Vereinba-
rungen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der
Kriegs- und Nachkriegszeit, die nicht berührt wer-
den“. Die Allgemeinen Bestimmungen legen unter
anderem fest, „die Vier Regierungen werden ihre
individuellen und gemeinsamen Rechte und Ver-
antwortlichkeiten, die unverändert bleiben, gegen-
seitig achten“.
Das Argument, der erhebliche Zeitablauf seit 1945
lasse eine friedensvertragliche Regelung mit
Deutschland als erledigt erscheinen, kann sich nur
auf die veränderte Haltung der Sowjetunion, nicht
auf die im Deutschland-Vertrag festgeschriebene
Position der drei Westmächte beziehen. Auch wenn
die UdSSR häufig ihre Position in dieser zentralen
Frage modifiziert hat. weiß sie spätestens seit dem
gescheiterten Versuch Chruschtschows Anfang der
sechziger Jahre, daß sie sich einseitig gar nicht ihrer
Rechte und Verantwortlichkeiten bezüglich
„Deutschlands als Ganzes“ begeben kann.
Deutschlandrechtlich und deutschlandpolitisch er-
füllt der ausstehende Friedensvertrag die Funktion,
„die Nichtendgültigkeit von inzwischen gefundenen
Zwischenlösungen sicherzustellen und die Offen-
heit der deutschen Frage insofern zu gewährlei-
sten“64). Aus der Vier-Mächte-Verantwortung, mit
der eine friedensvertragliche Regelung mit
Deutschland in engstem Zusammenhang steht, re-
sultiert die Verpflichtung der drei Westmächte und
der UdSSR, keine gemeinsamen Verfügungen zu
treffen, die rechtlich eine endgültige Lösung der
„deutschen Frage“ unwiderruflich präjudizieren
und das Bezugsobjekt „Deutschland als Ganzes“
tangieren. Die Vier-Mächte-Verantwortung verbie-
tet jedoch nicht nur eine einseitige Regelung aller
Vier Mächte, die eine Wiedervereinigung generell

ausschließen würde. Darüber hinaus impliziert sie:
„Keine der vier Mächte dürfte mit einem deutschen
Staat eine die Wiedervereinigung ausschließende
vertragliche Regelung treffen, solange nicht zwi-
schen den vier am Deutschland-Verhältnis außer
den deutschen Staaten Beteiligten eine endgültige
Regelung über Status und Zukunft Deutschlands
getroffen ist.“65).

Eine friedensvertragliche Regelung mit Deutsch-
land hat nicht nur deutschlandrechtliche und -poli-
tische, sondern auch wichtige völkerrechtliche
Funktionen. Sie ergeben sich einmal aus dem
gleichzeitig mit dem Deutschland-Vertrag am
5. Mai 1955 in Kraft getretenen deutsch-alliierten
Vertragswerk. So bestimmt Art. 3 des Vertrags
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in
der Bundesrepublik Deutschland: „Dieser Vertrag
tritt außer Kraft mit dem Abschluß einer friedens-
vertraglichen Regelung mit Deutschland . . ,“66)
Der Friedensvertrag ist „schon aus diesem Grund
unmittelbar mit der sicherheitsrechtlichen und si-
cherheitspolitischen Ordnung in Europa verknüpft,
betrifft folglich die politische Gesamtordnung Mit-
teleuropas“ 67).

Erinnert sei hier auch an die Fortexistenz von Mili-
tärmissionen der Westmächte in Potsdam, der So-
wjetunion in Bünde, Frankfurt/Main und Baden-
Baden, jeweils bei dem Oberkommandierenden ak-
kreditiert, „ein deutlicher Beweis für das Fortbeste-
hen des ursprünglichen Stationierungsrechts als er-
stem, wenn auch weithin überlagertem Rechts-
grund“ ).68

Zu den Materien eines künftigen Friedensvertrages
mit Deutschland gehört schließlich die endgültige
Regelung der Frage der Reparationen, die die So-
wjetunion in ihrem Entwurf eines Friedensvertra-
ges mit Deutschland vom 10. Januar 1959 als „voll-
ständig geregelt“69) erklärt hat. Für Frankreich.
Großbritannien und die USA hat — im Gegensatz
zur UdSSR — neben den Fragen der Reparationen
die Haftung der Bundesrepublik Deutschland für
die äußeren Schulden des Deutschen Reiches eine
wichtige Rolle gespielt. Im Londoner Schuldenab-
kommen vom 27. Februar 1953 erklärte sich die



Bundesrepublik Deutschland, in Begrenzung auf
ihren tatsächlichen Herrschaftsbereich, bereit, die
vor dem 8. Mai 1945. dem Zeitpunkt der militäri-
schen Kapitulation, bestehenden Schulden, ein-
schließlich der Anleihen des Deutschen Reiches, zu
begleichen. Die Bundesrepublik Deutschland traf
die Regelung mit 18 Staaten; weitere 12 Länder
traten dem Abkommen in den Jahren 1953 bis 1960
bei70).
Nach Auffassung Frankreichs. Großbritanniens,
der USA und der Bundesrepublik Deutschland
kann die im Londoner Schuldenabkommen verein-
barte endgültige Regelung der Reparationsfrage
erst in einem Friedensvertrag mit Deutschland ge-
schehen. Im „Vertrag zur Regelung aus Krieg und
Besatzung entstandener Fragen (Überleitungsver-
trag) vom 26. Mai 1952/23. Oktober 1954. der am
5. Mai 1955 in Kraft getreten ist. heißt es dazu:
„Die Frage der Reparationen wird durch den Frie-
densvertrag zwischen Deutschland und seinen ehe-
maligen Gegnern oder vorher durch diese Frage
betreffende Abkommen geregelt werden. Die Drei
Mächte verpflichten sich, zu keiner Zeit Forderun-
gen auf Reparationen aus der laufenden Produktion
der Bundesrepublik geltend zu machen.“71)
Nochmals sei betont, daß weder die zwischen den
drei Westmächten und der Bundesrepublik
Deutschland noch die zwischen der UdSSR und der
DDR getroffenen Abmachungen noch die Ostver-
träge als vorweggenommene friedensvertragliche
Regelung und damit als endgültige Lösung der
„deutschen Frage“ gewertet werden können. Auf-
grund der alliierten Abkommen aus den Jahren
1944/45 haben spätere Verhandlungen über einen

Friedensvertrag mit Deutschland von den Grenzen
vom 31. Dezember 1937 auszugehen. Das Deutsch-
land in diesen Grenzen ist für die Westmächte „ein
völkerrechtlich verbindliches Ausgangsdatum, aber
keine territoriale Zielvergäbe“72).

Differenzierungen innerhalb des Vorbehalts einer
friedensvertraglichen Regelung mit Deutschland
als Ganzem erlauben „keine Teilung innerhalb der
deutschen Frage in dem Sinne, daß für die Bundes-
republik und die DDR die deutsche Frage als un-
verändert offen, für die unter polnischer und sowje-
tischer Verwaltung stehenden Ostgebiete dagegen
als abgeschlossen gelte. Solche Abgeschlossenheit
bedingte die völkerrechtlich definitive Annexion 
jener Gebiete, die jedoch nicht einseitig, sondern
nur im Rahmen eines Friedensvertrags erfolgen
könnte. Der Friedensvertrag-Vorbehalt erweist
sich insoweit als nicht teilbar, was alle politischen
Verantwortungsträger auch in der Bundesrepublik
sorgfältig beachten müssen.“73)
Abschließend bleibt festzustellen, daß nicht nur
wichtige politische, sondern auch rechtliche Erwä-
gungen es nicht gestatten, den Friedensvertrags-
Vorbehalt aufzugeben, zumal ein solch weitrei-
chender Schritt von den beiden Staaten in Deutsch-
land gar nicht vollzogen werden könnte.



Theodor Schweisfurth

Die Deutsche Konföderation — der große
nationale Kompromiß als tragendes Element einer

neuen europäischen Friedensordnung

I. Die Aktualität der Konföderationsidee

Die Deutsche Konföderation — welch ein surreali-
stisches Sujet! Das mögen Zeitgenossen ausrufen,
die sich zugute halten, die Möglichkeiten deutscher
Politik „realistisch“ einzuschätzen. Man wird sich
vielleicht dunkel erinnern an Konföderationsvor-
schläge der DDR; aber die sind lange her. Während
des Besuchs Erich Honeckers in der Bundesrepu-
blik Deutschland vom 7. bis 11. September 1987 fiel
das Stichwort „Deutsche Konföderation“ von kei-
ner Seite. Bundeskanzler Kohl sagte nur, daß die
Zielsetzung der Präambel des Grundgesetzes, die
Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden,
nicht zur Disposition stehe, aber eben auch, daß die
Lösung der deutschen Frage zur Zeit kein Tages-
ordnungspunkt der Weltgeschichte sei. „Konzen-
trieren wir uns in diesen Tagen auf das Machbare
und bleiben wir uns auch einig, die zur Zeit unlös-
baren Fragen nicht in den Vordergrund zu stel-
len.“ ) Und der Staatsratsvorsitzende der DDR
wiederholte seine stereotype Formel, „daß Sozialis-
mus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen
lassen wie Feuer und Wasser“ 2). Für beide gilt nach
ihrem Gemeinsamen Kommunique, daß der
Grundlagenvertrag vom 21. Dezember 1972
„Grundlage und Rahmen für die Beziehungen zwi-
schen beiden Staaten bildet“

1

3).

Auch ein anderes Stichwort fiel offiziell nicht beim
deutsch/deutschen Gipfeltreffen: Wiedervereini-
gung; obwohl es unausgesprochen im Hintergrund
stand — für den einen (Kohl) hochgradig dilato-
risch, für den anderen (Honecker) vordergründig
ablehnend. Ob zwischen Wiedervereinigung und
Grundlagenvertrag noch eine dritte Alternative
— eben eine Konföderation — diskutabel sein
könnte, dazu äußerten sich die deutschen Staats-
chefs nicht.

Westdeutschen Politikern, Publizisten oder Histori-
kern, die sich als deutschlandpolitische Trendsetter
verstehen, indem sie. schon geraume Zeit vor dem 
Honecker-Besuch, das Wiedervereinigungsgebot
des Grundgesetzes (so zum Beispiel Schmude) bzw.
den (deutschen) Nationalstaat (so zum Beispiel

Stürmer) für obsolet erklärten4), muß die Idee ei-
ner möglicherweise zur Rekonstruktion des deut-
schen Nationalstaates führenden Konföderation als
völlig verstaubtes Gedankengut, als Unterminie-
rung der Entspannungspolitik oder als historischer
Anachronismus erscheinen.
Wenn nicht auf deutsch/deutschen Gipfeltreffen, so 
sind doch anderenorts Anzeichen für Versuche er-
kennbar. die Konföderationsidee in die öffentliche
Debatte einzubringen. So wußte der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundesministerium für in-
nerdeutsche Beziehungen Ende September 1987 zu
berichten, aus Moskau si verlautet, der Generalse-
kretär der KPdSU Gorbatschow habe im Januar
vier sowjetische Deutschland-Experten — Falin,
Arbatow, Portugalow und Melnikow — beauftragt,
jeweils ein Gutachten zu verfassen, die der Mos-
kauer Führung als Grundlage für „eine Konzeption
für eine Konföderation beider deutscher Staaten
bei Abzug aller Stationierungsstreitkräfte aus der
DDR und der Bundesrepublik“ dienen sollten5).
Für „deutschlandpolitische Planspiele im Kreml“
gibt es auch sonst noch Indizien. So sagte Falin im
ZDF-Magazin „Kennzeichen D“, falls der Prozeß
der Abrüstung und Entspannung fortgesetzt wer-
den könne, gehe es „um Größeres“ als den bisher
im Berlin-Abkommen von 1971 geregelten Status
der Stadt; verschiedene „sehr interessante Mo-
delle“ seien vorstellbar; konkret nannte er „den
Rückzug ausländischer Truppen von deutschem
Territorium“ ).6

In der deutschland- und sicherheitspolitischen De-
batte in der Bundesrepublik haben sich vereinzelte
Bundestagsabgeordnete zu Wort gemeldet. In sei-
nem Thesenpapier „Wiedervereinigung als Sicher-
heitskonzept“ hat der CDU-Abgeordnete Fried-
mann „auch eine Konföderation“ auf dem Weg zur
Einheit als denkbar bezeichnet7). Friedmanns Ge-



dankengängen folgend, hat der CDU-Abgeordnete
Hedrich ebenfalls ein Thesenpapier erarbeitet, in
dem er Verhandlungen über einen deutschen Frie-
densvertrag vorschlägt und „die Bildung einer Kon-
föderation aus den beiden deutschen Staaten“ for-
dert ). Das Fraktionsmitglied der Grünen, der Ab-
geordnete Mechtersheimer, hält „die Idee einer
Konföderation“ für „durchaus realistisch, sie wird
auch in der DDR diskutiert“

8

9). Diesen drei Abge-
ordneten ist es gelungen, wenigstens zeitweise das
Konföderationsthema in einem Teil der überregio-
nalen Presse zur Sprache zu bringen, die bis dahin
die schon seit 1981 in Kreisen der Friedensbewe-
gung laufende Debatte über eine deutsche Konfö-
deration und den Abschluß eines deutschen Frie-
densvertrages mit einem Mantel des Schweigens
bedeckt hatte. In der Friedensbewegung ging (und
geht) es dabei darum, die militärtechnokratische
Eindimensionalität der Nachrüstungs- und Abrü-
stungsdebatte zu überwinden und sie in die Debatte
über die politische Lösung des europäischen Sicher-
heitsproblems zu überführen10). Dahin gehen of-
fenbar auch die Gedanken der drei Abgeordne-
ten.
Unabhängig vom derzeitigen Schweigen der deut-
schen Regierungschefs zur Konföderationsidee, un-
abhängig auch davon, ob sich die Mutmaßungen
über „deutschlandpolitische Planspiele des Kreml“
zu einem regierungsamtlichen Vorschlag aus Mos-
kau verdichten oder nicht, ist es an der Zeit, sich
über eine deutsche Konföderation sowohl als
deutschland- wie als sicherheitspolitisches Konzept
Gedanken zu machen. „Wir sind aufgerufen, an
einer großen Aufgabe mitzuwirken: der Aufgabe,
eine europäische Friedensordnung zu gestalten, die

die Spaltung Europas überwindet. Völker und Staa-
ten zusammenführt und für die Menschen die Gren-
zen öffnet“, lautete ein Passus in der Tischrede des
Bundeskanzlers in der Godesberger Redoute ).
Es fragt sich, ob dieser Aufgabe deutscherseits hin-
reichend entsprochen wird, wenn sich die deutschen
Staaten auf die im übrigen voll zu unterstützende
Möglichkeit beschränken, den Grundlagenvertrag
„weiter auszuschöpfen“, wie es im Gemeinsamen
Kommunique heißt, anstatt diesen Vertrag bis zur
Bildung einer Deutschen Konföderation fortzuent-
wickeln. Denn gerade eine Konföderation könnte
zum „stabilisierenden

11

Faktor für konstruktive Ost-
West-Beziehungen“ werden, der nach Auffassung
beider deutscher Regierungschefs kennzeichnend
sein soll für das Verhältnis beider deutscher Staaten
zueinander12). Eine Deutsche Konföderation
könnte zu einem tragenden Element jenes gesamt-
europäischen politischen Gebäudes werden, das
bisher noch nicht einmal als Entwurf, wohl aber als
Idee vorhanden ist. die in Bonn unter dem Signum
„Neue Europäische Friedensordnung“ und in Mos-
kau unter dem Signum „unser gemeinsames Haus 
Europa“ kursiert.

Die Konföderationsidee ist indessen in der Vorstel-
lung vieler behaftet mit dem Makel des Scheiterns 
des seinerzeitigen Konföderationsvorschlags der
DDR. Um ein Urteil über die Tauglichkeit dieser
Idee für die Gegenwart und Zukunft zu gewinnen,
ist es daher zunächst notwendig, sich den alten Vor-
schlag noch einmal in Erinnerung zu rufen und die
damaligen westdeutschen Ablehnungsgründe auf
ihre heutige Überzeugungskraft hin zu überprü-
fen.

II. Der DDR-Vorschlag zur Bildung einer deutschen Konföderation
1956-1966

Zunächst eine für den einen oder anderen sicher
überraschende Feststellung: die Idee einer deut-
schen Konföderation stammt nicht aus dem roten
Sachsen, sondern sie stammt aus Bayern. An den
verschiedensten Stellen findet man immer wieder
den Hinweis, der ehemalige Finanzminister Schäf-

fer habe sie auf einem Besuch in Ost-Berlin im
Herbst 1956, zu dem er sich durch die Polen-Krise 
und den Ungarnaufstand gedrängt sah, lanciert ).
Ulbricht selbst hatte im Oktober 1958 die Katze
halb aus dem Sack gelassen: Die Idee der

13

Konföde-
ration sei das Ergebnis einer Aussprache zwischen



einem „namhaften Mitglied der Bonner Regierung
und unseren Vertretern“ gewesen; der „betref-
fende . . . Herr Minister der CDU/CSU" habe „die
Frage der Konföderation in die Diskussion“ gewor-
fen, „inoffiziell“ versteht sich, und er, Ulbricht,
habe kurze Zeit danach dies als einen Vorschlag
bezeichnet, „über den man ernsthaft nachdenken
muß“ ). Später im Januar 1959, nannte Ulbricht
Roß und Reiter, eben „Dr. Schäffer“ 15). Ein De-
menti Schäffers ist nicht bekannt. Staatsordnungs-
politisch gesehen ist der bayerische Ursprung der
„Konföderationsidee durchaus einleuchtend: ein
konföderiertes Deutschland entspricht eher den
bayerischen partikularistischen Traditionen als den
— für das Gebiet der DDR durch die Auflösung
der Länder ja auch verwirklichten — zentralisti-
schen Zielvorstellungen eines sächsischen Kommu-
nisten 16).

14

Der Vorschlag einer deutschen Konföderation ist
rund ein Jahrzehnt, von der Jahreswende 1956/57
bis etwa 1966, auf der Agenda der Deutschlandpo-
litik der DDR gewesen. Selbstverständlich ist er
nicht isoliert, sondern immer eingebettet in die je-
weilige deutschlandpolitische Gesamtlage zu sehen.
Aus ihr nur sind sein wechselnder Stellenwert, seine
Verschiedenheiten und seine Verknüpfung mit an-
deren Vorschlägen, insbesondere dem deutschen
Friedensvertrag, zu sehen und zu beurteilen. Im fol-
genden können nicht alle Detail-Äußerungen der
zehnjährigen DDR-Konföderationspolitik wieder-
gegeben werden. Die Darstellung wird sich auf die
wohl wichtigsten Dokumente beschränken.
Daß Ulbricht Schäffers Idee Ende 1956 aufgriff, hat
seine Gründe. „Die Gruppe um Ulbricht war insbe-
sondere 1956 überwiegend damit beschäftigt, die
Rückwirkungen des sowjetischen (XX.) Parteitags
wie der polnischen und ungarischen Ereignisse auf
die DDR in Grenzen zu halten und die innerpartei-
liche Opposition (die Gruppe Harich, Oelßner,
Schirdewan) auszumanövrieren.“* ) Es ist gewiß
nicht abwegig anzunehmen, daß Ulbricht fürchtete,
das ungarische oder zumindest das polnische Bei-
spiel könnten in der DDR Schule machen; in der
ungelösten nationalen Frage lag in Deutschland zu-
sätzlicher Zündstoff bereit; die Blockade der Wie-
dervereinigung führten viele nicht zuletzt auf Ul-
bricht und dessen Deutschlandpolitik zurück.

14) ND vom 21. Oktober 1958.
15) ND vom 18. Januar 1959.
16) W. Venohr. Konföderation Deutschland (Anm. 10).
S. 181 ff. (S. 185).
17 ) J. Kuppe. Phasen der Außenpolitik der DDR. in: Drei
Jahrzehnte Außenpolitik der DDR. hrsg. von H.-A. Jacobsen
u. a.. München-Wien 1979. S. 173 ff. (183).

Nachdem Chruschtschow, von der Genfer Gipfel-
konferenz (17.—23. Juli 1955) zurückkehrend, eine
„mechanische Vereinigung beider Teile Deutsch-
lands“. das heißt eine Vereinigung mittels freier
Wahlen, abgelehnt und Ost-Berlin dementspre-

chend eine Lösung der deutschen Frage nur durch
eine Annäherung beider deutscher Staaten für er-
reichbar erklärt hatte 18). kam die Konföderations-
idee wie gerufen: sie lieferte eine (relative) Konkre-
tisierung der „Annäherung“ und demonstrierte Ul-
brichts Flexibilität in der Wiedervereinigungsfrage.
In ihrem Ursprung ist die Konföderationsidee also
aus der Wiedervereinigungsfrage hervorgegangen,
indem sie als alternativer Prozeß zur Wiederverei-
nigung mittels freier Wahlen angeboten wurde. Un-
verkennbar geht dies aus Ulbrichts ersten Stellung-
nahmen zur Konföderation hervor: „Ist es also
nicht notwendig, daß im Interesse der Wiederverei-
nigung die Arbeiterklasse ganz Deutschlands ge-
meinsam den Kampf gegen den Militarismus und
die Herrschaft der großen Monopole in West-
deutschland führt und zu diesem Zweck eine Ver-
ständigung zwischen den Arbeiterparteien und Ge-
werkschaften ganz Deutschlands erfolgt? Nachdem
in Deutschland zwei Staaten mit verschiedenen ge-
sellschaftlichen Systemen bestehen, ist es notwen-
dig. zunächst eine Annäherung der beiden deut-
schen Staaten herbeizuführen, später eine Zwi-
schenlösung in Form der Konföderation oder Föde-
ration zu finden, bis es möglich ist. die Wiederver-
einigung und wirklich demokratische Wahlen zur
Nationalversammlung zu erreichen.“

Nach diesem wohl ersten Hinweis Ulbrichts auf die
Konföderation in einem Grundsatzartikel zum Jah-
resende 1956 ) wurden Ulbrichts Vorstellungen
über „Annäherung“ und Konföderation in einem
Referat auf der 30. ZK

19

-Tagung der SED Anfang
Februar 1957 verdeutlicht. Die „Annäherung“ als
Voraussetzung der Bildung einer Konföderation
verstand Ulbricht nicht als Annäherung beider
deutscher Staaten, sondern als Annäherung West-
deutschlands an die DDR. Ulbricht verlangte:
— den Austritt der Bundesrepublik aus der NATO

und anderen militärischen Gruppierungen;
— die Abschaffung der Wehrpflicht;
— den Verzicht auf die Politik der Remilitarisie-

rung;
— die beiderseitige Begrenzung der Streitkräfte

und Errichtung eines Systems kollektiver Si-
cherheit;

— die Schaffung einer Zone verminderter Rüstung
unter Teilnahme beider Teile Deutschlands;

— die Entfernung der „führenden Nazifunktionäre
aus dem Staats- und Wirtschaftsapparat West-
deutschlands“;

— die Ausschaltung „militärischer und imperiali-
stischer Kräfte“;

— den Verzicht auf die „Politik der Refaschisie-
rung“;

18s) Vgl. ebda.. S. 183.
19) W. Ulbricht. Was wir wollen und was wir nicht wollen, in:
ND vom 30. Dezember 1956, S. 3.



— die Schaffung des Fundaments des einigen
Deutschlands durch „die Arbeiterklasse im
Bündnis mit den Mittelschichten und Kreisen
des nationalen Bürgertums“;

— Liquidierung der „Herrschaft der Monopole“;
— Volksabstimmung über die „Überführung der

Schlüsselindustrien in Volkseigentum“;
— Aufhebung des Betriebsverfassungsgesetzes;
— Herstellung der vollen Rechte der Arbeiter, ein-

schließlich der Arbeiterkontrolle in Großbetrie-
ben;

— Beseitigung der Vorrechte der Großgrundbesit-
zer;

— demokratische Bodenreform (Enteignung des
Besitzes über 100 ha);

— Herstellung der „vollen demokratischen Rechte
der werktätigen Bauern“;

— Beseitigung aller Maßnahmen des Finanzkapi-
tals. „die den Mittelstand benachteiligen und
Gewährleistung der Rechte der Handwerksor-
ganisationen und anderer Organisationen des
Mittelstandes“;

— Durchführung einer Schulreform ).20

Nach Erfüllung dieser Voraussetzungen sollte ein
paritätisch zusammengesetzter „Gesamtdeutscher
Rat“ aufgrund der in beiden Teilen Deutschlands
geltenden Wahlgesetze gebildet werden. Er sollte
das „Organ der Vereinigung Ost- und Westdeutsch-
lands auf der Grundlage der Konföderation, das
heißt eines Staatenbundes“ sein, „die Funktion ei-
ner Regierung der deutschen Konföderation aus-
üben“, Maßnahmen für die Herstellung einer ein-
heitlichen Verwaltung in Deutschland vorbereiten
(insbesondere Zoll- und Valuta-Union, Koordina-
tionskommission für Fragen der nationalisierten In-
dustrie, einheitliche Notenbank, einheitliche Wäh-
rung, einheitliches Transport- und Nachrichtenwe-
sen u. a.) und Maßnahmen für die Durchführung
von freien gesamtdeutschen Wahlen zur National-
versammlung festlegen, die ihrerseits eine Verfas-
sung auszuarbeiten und aus ihrer Mitte eine Regie-
rung zu bilden habe, „die dem Frieden, der Demo-
kratie und dem Fortschritt dient und in der kein 
Platz ist für eine imperialistische Politik“21)-

Was Ulbricht da Anfang 1957 präsentiert hatte, war
kein Vorschlag zur Bildung einer Konföderation
zwischen beiden deutschen Staaten. Ulbrichts For-
derungen sind noch ganz im Geist der Wiederverei-
nigungspolitik jener Jahre konzipiert. Dieser Geist
zeichnete sich dadurch aus, daß die Lösung des

Systemkonfliktes durch Übertragung des eigenen
Systems im Zuge der Wiedervereinigung auf den 
anderen Teil Deutschlands erhofft und angestrebt
wurde. Dies galt für alle politischen Gruppierungen
und Parteien in allen Teilen Deutschlands; es war
die Zeit, in der die „Bürgerkriegstheorie“ zur Er-
klärung der Rechtslage Deutschlands und insbeson-
dere des Verhältnisses beider deutscher Regierun-
gen entstehen und florieren konnte. War das Vehi-
kel der einen Seite die Forderung nach freien
Wahlen, so setzte Ulbricht nunmehrden „Konföde-
rationsvorschlag“ entgegen, der, gekoppelt mit der
Erfüllung der von ihm genannten „Voraussetzun-
gen“, zu einer Wiedervereinigung unter Erstrek-
kung der gesellschaftlich-politischen Ordnung der
DDR auf Westdeutschland führen sollte.

Ein Staatenbund — und „Konföderation“ ist ja nur
das lateinische Wort dafür — beeinträchtigt nicht
die Unabhängigkeit und damit auch nicht die innere
Souveränität der sich zusammenschließenden Staa-
ten; der Zusammenschluß muß auf der Basis der
Gleichberechtigung erfolgen, nicht aber der Ab-
hängigkeit des einen vom anderen22). Mit seinen
auf die Angleichung der inneren Ordnung West-
deutschlands an die der DDR abzielenden „Voraus-
setzungen“ der Bildung einer Konföderation
strebte Ulbricht aber die (gesellschaftlich-politi-
sche) Abhängigkeit der Bundesrepublik von der
DDR an. Es ging Ulbricht nur vordergründig um
einen Staatenbund, der Sache nach um die Wieder-
vereinigung. das heißt um die Wiederherstellung
gesamtdeutscher Staatlichkeit. Wenn Ulbricht als
„Zwischenlösung“ der Wiedervereinigung die
„Form der Konföderation oder Föderation“ vor-
schlägt. wenn er den „Gesamtdeutschen Rat“ als
„Organ der Vereinigung“ Deutschlands bezeich-
net. wenn dieser Rat „die Funktion einer Regierung
der deutschen Konföderation ausüben“ soll, wäh-
rend doch ein Staatenbund nie eine „Regierung“ als
Organ hat. und wenn diese „Regierung“ Maßnah-
men zur Herstellung einer einheitlichen Verwal-
tung und zur Durchführung für Wahlen zur Natio-
nalversammlung treffen soll, die eine gesamtdeut-
sche Verfassung ausarbeiten soll, dann wird deut-
lich, daß Ulbricht der Sache nach einen Fusionsver-
trag unter dem Etikett eines Staatenbundes präsen-
tiert.

Der eigentliche Konföderationsvorschlag der DDR
kam erst ein paar Monate später, und zwar nun-
mehr regierungsamtlich. Schon Mitte Februar 1957
erläuterte Grotewohl, „was wir unter Konfödera-
tion verstehen“. Auch er beharrte auf der Ableh-
nung freier gesamtdeutscher Wahlen, weil dies „zu
einem großen, ökonomischen, gesellschaftlichen 
und politischen Durcheinander führen“ müßte.



Gleichzeitig aber lag in seinen Erläuterungen ein 
Abrücken von Ulbrichts „Voraussetzungen“ für die 
Schaffung einer deutschen Konföderation: „Eine
solche Konföderation stellen wir uns als einen losen 
Staatenbund vor. Der Staatenbund bedeutet eine
grundsätzliche, dauernde Vereinigung mehrerer
unabhängiger Staaten durch einen völkerrechtli-
chen Vertrag zur gemeinsamen Erreichung umfas-
sender politischer Gesamtzwecke. Diese Konföde-
ration geht von der prinzipiellen Auffassung aus,
daß zunächst die beiden deutschen Staaten in ihrer
gegenwärtigen Form, in ihrem Inhalt und in ihrer
ganzen Lebensweise selbständig bestehen bleiben.
Diese Konföderation schafft keine über den einzel-
nen Staaten stehende selbständige Staatsgewalt.
Der eine kann nicht den anderen bedrücken, verge-
waltigen. sondern er erkennt den anderen an. Es
besteht also keinerlei Herrschaftsverhältnis der bei-
den Staaten übereinander.“

Damit war die (von Ulbricht erstrebte) Lösung des
Systemkonflikts von der Bildung einer Konfödera-
tion erst einmal abgekoppelt. Nach Grotewohl war
die Bildung einer Konföderation „beileibe
nicht . . . ein politischer Idealzustand“, sondern
nur ein „Zwischenstadium“, „das die Möglichkeit
einer wirklichen Annäherung (beider deutscher
Staaten) schaffen kann“. Dementsprechend sollte
das Konföderationsorgan, der „Gesamtdeutsche
Rat“, weder ein „Organ der Vereinigung“ sein,
noch die „Funktion einer Regierung“ ausüben, son-
dern lediglich eine „Dachorganisation“ darstellen,
die „die Möglichkeit der Verhandlungen“ schaffen
sollte. Auf diesem Wege sollte es möglich sein „die
deutschen Menschen überhaupt einmal wieder dazu
zu bringen, daß sie lernen, eine gemeinsame Nation
zu sein“23).

24) Der Weg der deutschen Nation zur Sicherung des Friedens
und der Wiedervereinigung Deutschlands, in: ND vom 28. Juli 
1957.
25) Es hieß in der Regierungserklärung vom 27. Juli 1957: „Im
gegenwärtigen Moment besteht die Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik, um die Vereinigung der beiden
deutschen Staaten nicht zu erschweren, nicht auf der Erörte-
rung solcher Fragen, die mit der weiteren Entwicklung West-
deutschlands oder der Deutschen Demokratischen Republik
verbunden sind.“ In einer Zeit der das ganze Deutschland ein-
beziehenden innenpolitischen Auseinandersetzungen zwi-
schen den deutschen Parteien war der dann nachfolgende Satz
eine Selbstverständlichkeit: Die Regierung der DDR erklärte,
„daß sie selbstverständlich den friedlichen, demokratischen
und sozialistischen für den einzig richtigen Weg der Entwick-
lung ganz Deutschlands hält“.
26) Sämtliche Zitate aus ND vom 28. Juli 1957.
27) Vgl. die Zitate bei Hacker (Anm. 20). S. 10.

Den regierungsamtlichen Konföderationsvorschlag
gab Grotewohl am . Juli 1957 bekannt. Danach
sollte der „Anfang einer deutschen Konföderation“
ein Abkommen zwischen beiden deutschen Staaten
„über die Durchführung
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einer gemeinsamen Politik
in bestimmten Fragen“ sein; zu diesen zählte er:
— ein Verbot der Lagerung und der Herstellung

von Atombomben und -waffen auf dem Boden
Deutschlands sowie ein Verbot der Propagie-
rung des Atomkrieges zu vereinbaren;

— das Ausscheiden beider deutscher Staaten aus
der NATO und aus dem Warschauer Vertrag
sowie die Aufhebung der Wehrpflicht und Ver-
einbarung über die beiderseitige Truppen-
stärke;

— gemeinsame oder einzelne Ersuchen an die vier
Mächte auf baldige schrittweise Zurückziehung
ihrer Truppen aus ganz Deutschland.

23) Vgl. O. Grotewohls Rede in einer Parteiversammlung der
Akademie der Wissenschaften zu Berlin vom 11. Februar
1957. in: ND vom 13. Februar 1957.

Dieser Beginn könnte im weiteren zu Absprachen
auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Verbindungen,
der Zoll- und Währungsangelegenheiten, des Ver-
kehrs- und Nachrichtenwesens, der mit dem Status
von Berlin verbundenen Fragen sowie der Aufhe-
bung des Verbotes demokratischer Parteien und
Organisationen in Westdeutschland führen. Der
aus Vertretern beider Parlamente zu schaffende
Gesamtdeutsche Rat (mit beratendem Charakter)
sollte Maßnahmen empfehlen und beschließen, die
der schrittweisen Annäherung der beiden deut-
schen Staaten dienen. Die „von den Körperschaften
der Konföderation in gegenseitigem Einvernehmen
angenommenen Empfehlungen und Beschlüsse“
sollten von beiden deutschen Regierungen „nur
freiwillig durchgeführt werden“. Die Konfödera-
tion wurde so als „konkreter Weg der allmählichen
Annäherung beider deutscher Staaten“ verstan-
den24).

Die (sofortige) Lösung des Systemkonfliktes blieb
auch in diesem regierungsamtlichen Vorschlag aus-
geklammert25). Die Wiedervereinigung blieb als
Perspektive im Visier: „Die Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik macht darum die-
sen Vorschlag aus tiefer nationaler Verantwortung.
Sie hat niemals daran gedacht und denkt nicht
daran, sich mit der Existenz zweier deutscher Staa-
ten abzufinden. Sie kämpft gemeinsam mit allen
deutschen Patrioten unermüdlich für die Errei-
chung des hohen Zieles der Wiedervereinigung
Deutschlands.“ Ein deutscher Staatenbund würde
die (von ihm) „unabhängige Schaffung einer kon-
trollierten Zone der Begrenzung der Streitkräfte
und Rüstungen sowie den Abschluß eines gesamt-
europäischen kollektiven Sicherheitsvertrages er-
leichtern“26).

Für die weitere Präsentation des Konföderations-
vorschlages ist in der Folgezeit charakteristisch, daß
der Verzicht auf gesellschaftspolitische Umstruktu-
rierungen der Bundesrepublik als Voraussetzung
der Konföderationsbildung seitens der DDR mehr-
fach betont wird27), daß die Sowjetunion den
DDR-Konföderationsvorschlag mehrfach öffent-



lieh unterstützt und dabei sogar die völkerrechtliche
Anerkennung der DDR nicht zur Bedingung
macht28). Ulbricht selbst erklärte zur Anerken-
nungsfrage: „Als der Vorschlag der Konföderation
gemacht wurde, gingen wir davon aus, einen realen
Weg zur Wiedervereinigung zu finden und zu be-
schreiten. Wir haben nicht die Frage gestellt, daß
man bei Verhandlungen über die Wiedervereini-
gung die DDR diplomatisch anerkennen muß.
Wenn man das von Bonn nicht wünscht, dann wer-
den wir die Bonner Regierung auch nicht diploma-
tisch anerkennen. Also stehen wir dann auf Parität.
Das ist also keine Diskussionsfrage für uns.“29)

Nachdem der DDR-Führung klar geworden war,
daß der Konföderationsplan auf der bilateralen
Ebene zwischen beiden deutschen Staaten nicht
vorankam. weil die Bundesregierung für ihn nicht
zu gewinnen war, setzte eine neue Phase ein, die
man als politische Multilateralisierung des Konfö-
derationsvorschlages bezeichnen kann. Sie erfolgte
durch seine Verknüpfung mit der Forderung nach
Abschluß des deutschen Friedensvertrages. Auf
dem V. Parteitag der SED im Juli 1958 wurde diese
Forderung von Ulbricht mit Nachdruck erhoben. In 
den sechs Punkten über die Grundlagen des Frie-
densvertrages, die alsbald in dem sowjetischen Frie-
densvertragsentwurf 1959 wieder auftauchen soll-
ten, nannte Ulbricht in seinem Parteitagsreferat an
erster Stelle: „Deutschland wird auf dem Wege der
Herstellung der Konföderation der beiden deut-
schen Staaten ein friedliebender, demokratischer
und unabhängiger Staat.“30) Nachdem der sowjeti-
sche Friedensvertragsentwurf vom 10. Januar 1959
veröffentlicht worden war31), verknüpfte Ulbricht
auf einer ZK-Tagung sogleich wieder beide Ver-
tragspläne: „Die Schaffung eines Friedensvertrages
mit Deutschland gibt nun den Bemühungen der
friedliebenden, demokratischen Kräfte in Deutsch-
land, durch die Bildung einer Konföderation der
beiden deutschen Staaten zur Wiedervereinigung
zu gelangen, neuen Auftrieb.“32)
Die Bildung der Konföderation, so hieß es nun,
„steht im Zusammenhang mit der Erfüllung der
Hauptforderungen des Friedensvertrages“. Zu die-
sen „Hauptforderungen“ zählte Ulbricht „die um-
fassende Demokratisierung des gesellschaftlich-po-
litischen Lebens in Deutschland“ sowie jene drei
Komplexe, die schon im regierungsamtlichen Kon-
föderationsvorschlag vom 27. Juli 1957 genannt
worden waren (Kernwaffenfreiheit beider deut-
scher Staaten, Abzug aller ausländischen Truppen,
Austritt beider deutscher Staaten aus den Militär-
pakten), und zwar seinerzeit als Gegenstand eines 

bilateralen deutsch/deutschen Abkommens „über
die Durchführung einer gemeinsamen Politik“. Ul-
bricht präzisierte nunmehr die Organstruktur der
Konföderation. Der Gesamtdeutsche Rat (beste-
hend aus 100 Mitgliedern, paritätisch besetzt und
ernannt aus der Mitte der beiden Parlamente) sollte
„oberstes Organ“ der Konföderation werden. Der
Gesamtdeutsche Rat sollte „ein Vollzugsorgan“
wählen — „das Präsidium des Rates“. Zudem sollte
der Rat „Kommissionen und Ausschüsse“ zur Vor-
bereitung der verschiedenen Fragen bilden. Der
Gesamtdeutsche Rat war als Repräsentationsorgan
gegenüber Drittstaaten gedacht: In der ersten Pe-
riode seiner Tätigkeit sollten zu seinen Aufgaben
die „Unterzeichnung des Friedensvertrages im Na-
men der Konföderation“ sowie die „Verbindung zu
den anderen Friedensvertragspartnern" im Zuge
der Durchführung des Friedensvertrages gehören.
In der Folgezeit sollte der Aufgabenbereich des
Rates „eventuell“ erweitert werden durch den Ab-
schluß weiterer Verträge mit Drittstaaten (Außen-
handel, Seeschiffahrt, Zugang zu den Weltmärk-
ten, Beitritt zu internationalen Organisationen, die
UNO-Sonderorganisationen eingeschlossen). Au-
ßerdem sollte sich der Gesamtdeutsche Rat mit der
Regelung der Beziehungen zwischen den beiden
deutschen Staaten befassen, wofür die Kommissio-
nen als Hilfsorgane für die einzelnen Sachbereiche
(militärische Fragen, innerdeutscher Handel, ge-
genseitige Verrechnungen, Valutaverkehr, Trans-
port- und Güterverkehr, Arbeitsfragen, Sozialver-
sicherung, Kultur, Statistik) gebildet werden soll-
ten. Das Handlungsinstrumentarium in den zwi-
schendeutschen Beziehungen sollte sich auf Emp-
fehlungen an beide deutsche Regierungen be-
schränken.
Die Konföderation war zwar als längerfristige Lö-
sung, aber doch immer auch noch nur als Zwischen-
lösung gedacht; sie sollte enden mit der Durchfüh-
rung des Friedensvertrages und nach erfolgter Wie-
dervereinigung. Deshalb sollte zu den Kompeten-
zen der Konföderation auch die Vorbereitung ge-
samtdeutscher Wahlen zur Nationalversammlung
gehören, zu welchem Zweck „beim Rat“ der Kon-
föderation „ein besonderes Organ“ gebildet werden
könnte, „das sich auch mit den Fragen der Ausar-
beitung der Verfassung für den künftigen einheitli-
chen deutschen Staat“ beschäftigen sollte 33).

Die hier referierten Ausführungen Ulbrichts auf
der ZK-Tagung im Januar 1959 bilden zusammen
mit Grotewohls Regierungserklärung vom 27. Juli
1957 den eigentlichen Konföderationsvorschlag der
DDR. Nachdem die Bonner Bundesregierung sich
dem Vorschlag nicht zugänglich zeigte, wurde mehr
und mehr die westdeutsche Opposition zum Adres-
saten des Vorschlages, sicher in der Hoffnung, sie
würde zugunsten des Konföderationsvorschlages



mehrheitsbildend wirken können. Die Forderung,
Beratungen auf Regierungsebene durchzuführen,
blieb natürlich auf der Tagesordnung, aber zusätz-
lich wurden — so von Ulbricht auf dem V. Partei-
tag der SED im Juli 1958 — ein „öffentlicher Mei-
nungsaustausch über die Annäherung der beiden
deutschen Staaten und die Bildung einer Konföde-
ration als Weg zur Wiedervereinigung unseres Va-
terlandes“ sowie „Beratungen zwischen Vertretern
des Zentralkomitees der SED und des Parteivor-
standes der SPD über den Weg zur Konföderation
beider deutscher Staaten und zur Wiedervereini-
gung“ vorgeschlagen34). Der von der SPD am 
18. März 1959 vorgelegte „Deutschlandplan“ löste
in Ost-Berlin positive Reaktionen aus35). Im April
1960 wandte sich das ZK der SED in einem offenen
Brief „an die Arbeiterschaft Westdeutschlands“,
der „fünf Gemeinsamkeiten der Arbeiter ganz
Deutschlands“ hervorhob (die „Aktionsgemein-
schäft der Arbeiterklasse“; „Erhaltung des Frie-
dens“; „als Arbeiter können wir uns niemals damit
abfinden, daß unsere Klasse und unser Deutschland
für alle Ewigkeit gespalten bleibt“; „der Wunsch
nach besserem Leben und sozialen und kulturellen
Aufstieg“; die Völkerfreundschaft) und der unter
der Überschrift „Der große nationale Kompromiß“
zum Systemkonflikt als Hemmnis der Wiederverei-
nigung folgendes ausführte: „Das Problem liegt ja
nicht im Vorhandensein zweier gesellschaftlicher
Systeme in Deutschland, sondern in der Tatsache,
daß der heutige westdeutsche Staat ein militaristi-
scher Staat mit aggressiven Plänen ist, während die
DDR ein sozialistischer Friedensstaat ist, . . . Na-
türlich ist die Frage des Vorhandenseins zweier ge-
sellschaftlicher Systeme in Deutschland ein Pro-
blem, das nicht einfach zu lösen ist. Aber wenn wir
nicht auf die Wiedervereinigung verzichten oder
miteinander Krieg führen wollen, bleibt doch gar
keine andere Möglichkeit, als trotz der Verschie-
denheit unserer Gesellschaftsordnungen in einer
deutschen Konföderation die maximale Annähe-
rung der beiden deutschen Staaten und ihre friedli-
che Zusammenarbeit zur Überwindung der Spal-
tung zu sichern. Im Rahmen dieser friedlichen Zu-
sammenarbeit der beiden deutschen Staaten wer-
den die beiden gesellschaftlichen Systeme miteinan-
der wetteifern und zeigen, welches am meisten für
das deutsche Volk zu leisten vermag.“ Der offene
Brief bezeichnete den solcherart gekennzeichneten
„nationalen Kompromiß“ als den „zentralen Ge-
danke(n) der Konföderation, eines deutschen Staa-
tenbundes, in dem beide deutsche Staaten gleichbe-
rechtigt miteinander verbunden sind“36).
Auch nach dem Scheitern der Genfer Außenmini-
sterkonferenz von 1959 hielt also die DDR den
Konföderationsvorschlag aufrecht. Bald aber sollte

der Gipfel der Konföderationspolitik überschritten
sein. Wenige Wochen nach dem Offenen Brief „an
die Arbeiter Westdeutschlands“ hielt Herbert Weh-
ner seine bis heute berühmte Bundestagsrede vom
30. Juni 1960, in der er u. a. den Deutschlandplan
der SPD als „eine Sache der Vergangenheit“ be-
zeichnete37). Die bittere Enttäuschung der SED
über diesen Stellungswechsel der SPD kam in ei-
nem weiteren Offenen Brief vom 16. Juli 1960 zum
Ausdruck: „Der 30. Juni 1960 ist ein schwarzer Tag
für die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands“.38) Nunmehr ohne jeglichen potentiellen
Verbündeten unter den politisch bedeutsamen Par-
teien der Bundesrepublik verengte die SED ihre
aktuelle Deutschlandpolitik auf die „Lösung der
West-Berlin-Frage“. Der Konföderationsvor-
schlag, verbunden mit dem deutschen Friedensver-
trag, wurde Anfang Juli 1961 kurz vor dem Bau der
Berliner Mauer noch einmal groß herausgestellt in
dem Beschluß der Volkskammer über den „Deut-
schen Friedensplan“39). Der Mauerbau am 13. Au-
gust 1961 war der Hammerschlag, der das doppelte
Scheitern deutscher Deutschlandpolitik drastisch
signalisierte. Mit der Wiedervereinigung durch
freie Wahlen war es nunmehr vorbei, und ebenso
waren die Konföderationspläne der SED geschei-
tert. Nach dem Mauerbau gab es noch einige Kon-
föderationsreprisen. die aber nur noch den Abge-
sang der Konföderationsidee darstellen: Das „Na-
tionale Dokument“ des Nationalrates beschäftigte
sich nochmals ausführlich mit ihr40), das Parteipro-
gramm der SED vom Januar 1963 griff sie noch 
einmal auf41). Hinter der Mauer erstarkt oder — so
man will — verbittert geworden, fiel Ulbricht wie-
der in die Anfangsphase seines Konföderationsvor-
schlages zurück, indem er Kataloge von Vorbedin-
gungen aufstellte, die erfüllt sein müßten, bevor die
Bundesrepublik überhaupt „konföderationsfähig“
würde; der Systemkonflikt wurde zu Lasten der
Staatenbundsidee wieder in den Vordergrund ge-
stellt42). Dies ließ den versteckten Rückzug vom
Konföderationsvorschlag deutlich werden.

Die Streichung des Konföderationsvorschlages der
DDR kam schließlich in ihrer neuen Verfassung
vom 9. April 1968 zum Ausdruck, die in ihrem
deutschlandpolitischen Artikel 8 die Konfödera-
tion nicht mehr erwähnte. Und schließlich sollen
nach dem neuen Parteiprogramm der SED vom
Mai 1976 „angesichts des grundlegenden Gegensat-
zes der Gesellschaftsordnungen“ in beiden deut-



sehen Staaten die Beziehungen zwischen ihnen nur
noch „als Beziehungen zwischen souveränen Staa-
ten . . . auf der Grundlage der Prinzipien der fried-
lichen Koexistenz und der Normen des Völker-
rechts entwickelt werden“ können. Das Parteipro-

gramm formuliert die deutschlandpolitische Linie,
die sich im Zuge der Verhandlungen über den 
Grundlagenvertrag herauskristallisiert hatte; auf
dieser Linie lag kein Konföderationsvorschlag mehr
— von der Wiedervereinigung ganz zu schweigen.

III. Die westdeutschen Argumente gegen die Deutsche Konföderation
1956-1966

Die von der Bundesregierung und den sie unterstüt-
zenden Publizisten seinerzeit gegen den Konfödera-
tionsvorschlag vorgetragenen Gründe erklären sich
sämtlich aus der damaligen politischen Grundhal-
tung des „kalten Bürgerkrieges“, in dem die rivali-
sierenden Regierungen den Macht- und System-
konflikt ausschließlich zu ihren Gunsten zu lösen 
anstrebten. Diese Grundhaltung ließ keinen Raum
für einen „nationalen Kompromiß“. Waren auch
Teile der westdeutschen politischen Öffentlichkeit
dazu bereit (Deutschlandpläne der SPD und der
FDP), so waren doch die Entscheidungsträger in
der Bundesregierung ausschlaggebend, und diese
setzten auf die letztendliche kompromißlose Durch-
setzung ihrer deutschlandpolitischen Ziele. Wie die
weitere Geschichte zeigte, unterlag die Bundesre-
gierung dabei einer grandiosen Fehleinschätzung
der Stärke ihrer Position. In der historischen Retro-
spektive drängt sich — crum grano salis — die alte
Fabel auf, in der der Fuchs mit einem Fleischbatzen
im Maul sich in einem klaren Flußwasser gespiegelt
sieht, gierig nach dem ihm größer erscheinenden
Fleischbatzen im Wasser schnappt, wobei er den
Batzen in seinem Maul in den Fluten des Flusses
verliert. Cum grano salis, weil der Fuchs in Bonn
den Konföderationsbatzen noch nicht zwischen den
Zähnen hatte, er lag aber immerhin am Ufer. Er
verschmähte ihn, um des größeren Batzens der
Wiedervereinigung willen; diesen bekam er nicht,
derweil jener am Ufer verdarb.

Die Argumente der westdeutschen Konfödera-
tionsgegner waren schon damals für viele Deutsche
ein Ärgernis (freilich nicht für die westdeutsche
regierungstragende Mehrheit); inzwischen haben
die deutschlandpolitischen Konjunkturen ihren
Kurswert zum größten Teil ins Bodenlose absinken
lassen:

— das Argument, die Existenz eines zweiten deut-
schen Staates anzuerkennen, wäre ein zu hoher
Preis43). Die Anerkennung der DDR durch Dritt-
staaten ließ sich nicht verhindern, und die Bundes-
republik hat den Preis entrichtet für die im Ver-
gleich zu einer Konföderation sicher geringere Ge-
genleistung des Grundlagenvertrages;

— das Argument der mangelnden (demokrati-
schen) Legitimität der DDR-Regierung44) — ein
im „kalten Bürgerkrieg“ verständliches, gegenüber
Drittstaaten aber sonst nicht benutztes Argument.
Das Effektivitätsprinzip hat sich gegenüber dem
Legitimitätsprinzip inzwischen auch im deutsch/
deutschen Verhältnis durchgesetzt;

— das Argument, „in der sowjetisch besetzten
Zone (würde) alles beim alten bleiben“ ), eine
Konföderation biete „der Bundesrepublik keine
ernsthafte Chance, die Sowjetzone allmählich zu
assimilieren“ ). Die Chance, über die Konfödera-
tion in einem längeren Annäherungsprozeß viel-
leicht auf eine Synthese hinzuarbeiten, wurde nicht
gesehen bzw. hatte im strikt antagonistischen Sy-
stemdenken keinen Platz; die Chance einer „Assi-
milierung“, das heißt der Anschluß der DDR war
damals wie heute nicht vorhanden;
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— das Argument, das Endergebnis der Konfödera-
tion „könnte tatsächlich nur die kommunistische
Gleichschaltung der Bundesrepublik sein“ ). Das
war Stimmungsmache für die westdeutsche Bevöl-
kerung; das Argument läßt sich schon allein aus der
von der DDR vorgeschlagenen Konstruktion der
Konföderation (nur Empfehlungskompetenzen bei
Aufrechterhaltung der Entscheidungsfreiheit bei-
der Regierungen) nicht halten;
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— das Argument, die Vier-Mächte-Verantwortung
für die Wiedervereinigung würde aufgehoben ).
Davon war in den Konföderationsvorschlägen nicht
die Rede; die Vier-Mächte-Rechte hätten allenfalls
durch den Friedensvertrag aufgehoben werden
können und auch darin wäre eine Unterstützungs-
klausel für die Wiederherstellung der Einheit
Deutschlands denkbar gewesen, der sowjetische
Friedensvertragsentwurf (Art. 22) von 1959 ent-
hielt sie schon;
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— das Argument, die Herstellung der Einheit
Deutschlands (auf dem Weg der Konföderation) sei



„nicht Sache zweier Regierungen“. Sie läge viel-
mehr „in der ausschließlichen Zuständigkeit des
ganzen deutschen Volkes“ 49). Der damit gegebene
Hinweis auf das Selbstbestimmungsrecht ist bis
heute richtig, nur entbindet die bloße Berufung auf
ihn die amtierenden Regierungen nicht davon, nach
Wegen zur Realisierung dieses Selbstbestimmungs-
rechts zu suchen; daß der damals eingeschlagene
Weg bis heute nicht zum Ziel geführt hat, dürfte
unstreitig sein; damit fällt auch das nächste Argu-
ment:

— das Argument, die Konföderation sei „nicht der
geeignete Weg zur Wiedervereinigung“, sie würde
vielmehr dazu beitragen, „die Teilung Deutsch-
lands auf unbestimmte Zeit zu verhärten“50). Ob
die Konföderation zur Wiedervereinigung geführt
haben würde, ist eine spekulative Frage, daß aber
der eingeschlagene Weg der Einforderung freier
gesamtdeutscher Wahlen und der Forderung nach
freier Bündnisoption des wiedervereinigten
Deutschlands nicht zum Ziele geführt hat. ist inzwi-
schen geschichtsnotorisch.

Die westdeutschen Konföderationsgegner bemüh-
ten auch die Geschichte: Die historischen Erfahrun-
gen mit Konföderationen seien „wenig ermuti-
gend“; so habe die amerikanische Konföderation
von 1776 bis 1787/89 „nur wenige Jahre Bestand“
gehabt, weil sie dann in einen Bundesstaat verwan-
delt worden sei51)- Wohlgemerkt, dies wurde als
Argument gegen die deutsche Konföderation ange-
führt. während diese Erfahrung doch gerade für die
Konföderation spricht, sofern man sie als Durch-
gangsstadium zum Bundesstaat betrachtet. Glei-
ches gilt für den Übergang der Schweizer Konföde-
ration in den Schweizer Bundesstaat.

Hat hingegen eine Konföderation lange bestanden
— wie der Deutsche Bund — so wurde das histo-
rische Argument einfach gewendet: er habe nur ei-
nes erreicht: „die wirkliche nationale Einigung
Deutschlands wurde für Jahre verzögert“ ). So
wurde dem Deutschen Bund angelastet, was in
Wirklichkeit dem preußisch
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-österreichischen Ant-
agonismus. vor allem aber der Schwäche der demo-
kratisch-nationalen Einigungsbewegung, zu ver-
danken war. Diesen politisch-aktuellen und histori-
schen Argumenten wurde ein dogmatisch tiefgrün-
diger erscheinendes hinzugefügt. Brentano formu-
lierte es so: „Was soll eine Konföderation zwischen
einer Demokratie und einer kommunistischen Dik-
tatur? Schon wegen des inneren Widerspruchs der

staatstragenden Idee wäre eine solche Konfödera-
tion zur Aktionsunfähigkeit verurteilt.“53)

Schuster brachte diese Position auf den Begriff. Die 
Voraussetzung einer funktionierenden Konfödera-
tion seien „drei Gleichheiten“:
— gesellschaftliche Homogenität.
— außenpolitische Solidarität und
— ideologische Kompatibilität.
Alle drei fehlten im Verhältnis zwischen beiden
deutschen Staaten54). Dieser Schustersche Leisten,
die Gleichheits-Trias, wurde von anderen westdeut-
schen Konföderationsgegnern immer wieder gern
eingespannt, und zwar gleichsam um den Schlußak-
kord einer Ablehnungs-Suada zum Tönen zu brin-
gen, als dröhnenden Paukenschlag gegen alle po-
tentiellen Konföderationsbefürworter55), auch so-
weit sie im befreundeten westlichen Ausland auftra-
ten. wie zum Beispiel in einer Studie des Pariser
Centre d'Etudes de Politique Etrangere von
196756).
Wenn Schusters These stimmen würde, gäbe es
keine universellen internationalen Organisationen,
keine UNO und keine ihrer Sonderorganisationen.
Diese Staatenverbindungen funktionieren alle,
wenn auch nicht immer exzellent, obwohl keine von
ihnen die „drei Gleichheiten“ vorweisen kann.
Diese Trias ist sicher günstig, wenn auch noch kei-
neswegs eine Garantie, für einen besonders gut
funktionierenden Staatenbund; fehlt die Trias, oder
das eine oder andere Element, wird die Zusammen-
arbeit in einer Konföderation schwieriger sein, aber
nicht notwendig völlig unmöglich. Trotz gesell-
schaftlicher Inhomogenität und ideologischer In-
kompatibilität kann es außenpolitische Solidarität
gegenüber Drittstaaten geben, und beide müssen
die interne Zusammenarbeit zwischen den Konfö-
derationsmitgliedern keineswegs verunmöglichen.
Für einen Bundesstaat mögen Schusters „drei
Gleichheiten“ als Voraussetzungen seiner Bildung
gelten. Es ist bezeichnend, daß ein Autor, der die 
„verfassungsmäßige Homogenität“ als Vorausset-
zung einer deutschen Konföderation verlangte,
keine Satzung eines modernen Staatenbundes zitie-
ren konnte, in der diese Homogenität gefordert
wird; zitiert wurden dagegen nur eine Reihe von
Staatsverfassungen57); eine deutsche Konfödera-
tionsakte wäre aber keine Staatsverfassung, zumin-
destens nicht sogleich.



IV. Der Begriff der Konföderation

Im Völkerrecht bezeichnet Konföderation einen pa-
ritätischen, das heißt einen auf der Basis der Gleich-
berechtigung seiner Mitglieder erfolgenden, organi-
sierten, institutionell verfestigten und auf Dauer an-
gelegten rechtlichen Zusammenschluß zweier oder
mehrerer Staaten zur Erreichung umfassender 
Zwecke. Durch die Organisiertheit unterscheidet
sich ein solcher als Staatenverbindung oder Staaten-
bund bezeichneter Zusammenschluß von bloßen
„Vertragsgemeinschaften“; durch die umfassenden
Zwecke unterscheidet er sich von den als internatio-
nale Organisationen bezeichneten Staatenverbin-
dungen, deren Zwecke weniger umfassend, das heißt
auf spezielle Aufgaben gerichtet sind.
Die sich in einer Konföderation zusammenschließen-
den Staaten behalten ihre Völkerrechtssubjektivität.
An die Seite der Völkerrechtssubjektivität der Mit-
gliedstaaten tritt aber auch die Völkerrechtssubjekti-
vität der Konföderation selbst. Die Konföderation
kann daher auf der völkerrechtlichen Ebene han-
delnd auftreten. Dabei bestimmt sich der Umfang
ihrer Handlungsfähigkeit nach den ihr durch die
Konföderationsakte übertragenen Kompetenzen ).
Seit dem Abschluß des Grundlagenvertrages und sei-
ner Folgeverträge bestehen zwischen beiden deut-
schen Staaten bloße „Vertragsgemeinschaften“. Da-
von würde sich eine deutsche Konföderation durch
die Institutionalisierung der Zusammenarbeit und
durch eine Ausweitung der Gebiete der Zusammen-
arbeit unterscheiden. Die Institutionalisierung be-
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deutet die Schaffung von Organen (Kommission,
Ausschüssen, Beratungen, Ämter, möglicherweise
auch ein parlamentarisches Gremium und ein Präsi-
dialorgan), durch die die Konföderation (als Völker-
rechtssubjekt) nach Maßgabe der diesen Organen 
übertragenen Kompetenzen handlungsfähig würde.
Diese Kompetenzen könnten (zunächst) auf bloße
Beratungen und Empfehlungen beschränkt sein,
aber auch (später und für die einzelnen Sachgebiete
durchaus unterschiedlich) auf für die Mitgliedstaaten
der Konföderation verbindliche Beschlüsse erweitert
werden.
Die Aufgabengebiete der Konföderation könnten im
Prinzip alle Felder staatlicher Tätigkeit betreffen —
von der Förderung von Sport und Touristik (eine
gemeinsame Olympia-Mannschaft und eine Fußball-
Konföderations-Liga würden schlagartig und nach-
haltig das „Konföderations-Bewußtsein“ aller Deut-
schen begründen), von Verkehr und Post (eine ge-
meinsame Bahn- und Postverwaltung würde einen
ungeheuren Modernisierungsschub für Reichsbahn
und Deutsche Post der DDR und einen Boom der
Zuliefererindustrie der Bundesrepublik bedeuten),
vom Umweltschutz und Gesundheitswesen über Kul-
tur und Wissenschaft, Arbeit und Soziales, Entwick-
lungspolitik, Wirtschaft und Finanzen bis hin zu Au-
ßenpolitik, Abrüstung und Verteidigung. Inneres
und Justizwesen dürften sich hingegen kaum für eine
institutionelle Zusammenarbeit eignen und schon
gar nicht Verfassungsschutz hüben und Staatssicher-
heit drüben.

V. Der politische Zweck einer

Warum bisher nur „Vertragsgemeinschaften“ zwi-
schen beiden deutschen Staaten als „das Machbare“
angesehen werden, dafür sind hauptsächlich drei
Gründe aus der deutschlandpolitischen Diskussion
herausschälbar. Zwei wurden während des Honek-
ker-Besuches von beiden deutschen Staatschefs ge-
nannt: „die Unvereinbarkeit der politischen Ordnun-
gen beider Staaten“, also der sogenannte Systemkon-
flikt und „die verschiedene Bündniszugehörigkeit“.
Beide sollen die Grenzen der deutschen Möglichkei-
ten abstecken59).

deutschen Konföderationspolitik

Der dritte Grund kann als Sonderweg-Syndrom be-
zeichnet werden, das sich schon seit geraumer Zeit
bei der SPD bemerkbar machte60) und das heftig
aufbrach bei der Reaktion auf die Vorlage der The-
sen Friedmanns61)- Es ist von der Vorstellung ge-
prägt, die Deutschen dürften nicht „aus der Reihe
tanzen“ sondern nur in ihren Bündnissen handeln, es
dürfe keine „isolierte Lösung“ der deutschen Frage,
sondern nur eine europäische geben, die Deutschen
müßten „berechenbar“ bleiben. Nur eine deutsche
Konföderation, so die Vorstellung, hebe nicht die
Spaltung Europas auf. Daß die Historiker-These
vom „deutschen Sonderweg“ selbst auf wackligen
Füßen steht, weil es einen europäischen „Normal-
weg“ nicht gegeben hat62), wird dabei ebensowenig



zur Kenntnis genommen wie Überlegungen in der
Richtung angestellt werden, ob aus der gegenwärti-
gen deutschen Sonderlage der staatlichen und der
politischen Ordnung sowie der Bündniszugehörig-
keit nach gespaltenen deutschen Nation und des
Fortbestands kriegsvölkerrechtlicher Positionen der
vier Siegermächte in Deutschland nicht deutsche
Sonderanstrengungen und -leistungen für die künf-
tige Sicherung des europäischen Friedens am Platze 
und an der Zeit sind, die über die bisherigen hinaus-
gehen.

Der Rückblick auf die alten Konföderationsvor-
schläge der DDR zeigt in deren Verknüpfungen mit
der Forderung nach Abschluß des deutschen Frie-
densvertrages und der Forderung nach einem kollek-
tiven Sicherheitssystem für Europa, daß es schon
damals nicht bloß um deutsche Angelegenheiten
ging; neben dem bilateralen hatte der Konfödera-
tionsvorschlag auch seine multilateralen Aspekte.
Auch bei einer aktuellen deutschen Konföderations-
politik ginge es nicht um eine „isolierte Lösung“,
sondern um eine Verbindung beider Aspekte.

1. Der bilaterale Aspekt:
der nationale Kompromiß

Der übergreifende politische Zweck einer aktuellen
Konföderationspolitik kann durchaus wie im DDR-
Konföderations-Vorschlag von 1956/66 als „der na-
tionale Kompromiß“ bezeichnet werden. Was heißt
das heute? Die Entwicklungder nationalen Frage hat
nach Konstituierung beider deutscher Teilstaaten
folgende Stufen durchlaufen: In den Jahren des Kal-
ten Krieges tobte in Deutschland der „kalte Bürger-
krieg“, in dem zwei deutsche Regierungen mit unter-
schiedlichen politischen Ordnungsvorstellungen um
die Beherrschung ganz Deutschlands rivalisierten.
Die Wiedervereinigung war das Ziel aller, aber je-
weils unter dem Zeichen der eigenen politischen
Ordnungsvorstellungen. Diese Phase wurde durch
den Abschluß des Grundlagenvertrages beendet. Er
bedeutete gewissermaßen einen Friedensschluß;
beide Regierungen beschränkten ihren Herrschafts-
anspruch auf ihren Teilstaat, klammerten die Lösung
der nationalen Frage, über die sie nunmehr „unter-
schiedliche Auffassungen“ registrierten, aus und leg-
ten die Basis für die Entwicklung der so begründeten
„Vertragsgemeinschaft“, die in Gestalt der Folgever-
träge zum Grundlagenvertrag auch tatsächlich er-
folgte und deren letzte Elemente die anläßlich des
Honecker-Besuchs unterzeichneten Abkommen auf
den Gebieten der Wissenschaft und Technik, des
Umweltschutzes und des Strahlenschutzes63) sind.
Heute bestehen hinsichtlich der Lösung der nationa-
len Frage unter den Deutschen zwei extreme Ziel-
projektionen, die hier nicht bestimmten Parteien
oder Regierungen zugerechnet werden sollen, weil

sie sich, offen oder heimlich vertreten, in allen Grup-
pierungen finden. Die einen nehmen Abschied vom
Ziel der staatlichen Einheit der Deutschen, plädieren
für eine endgültige Zweistaatlichkeit und die Pflege
der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten
allein auf der Basis des Völkerrechts. Die anderen
halten am Ziel der staatlichen Einheit der Deutschen
(Wiedervereinigung) fest und fordern oder erwarten
die Rekonstituierung des deutschen Nationalstaates
noch immer durch einen Akt freier Selbstbestim-
mung des deutschen Volkes (freie Wahlen und freie
bündnispolitische Option). Der Akt freier Selbstbe-
stimmung ist, aller rituellen Einforderung zum Trotz,
seit Jahrzehnten aus den bekannten Gründen nicht
zu haben; die endgültige Zweistaatlichkeit auch
nicht, weil die Bundesregierung — und zwar in rich-
tiger Einschätzung des Mehrheitswillens der Deut-
schen — sie ablehnt. So bleibt alles in der Schwebe,
mit der Folge, daß im Innern die Deutschen sich um
ihre deutschlandpolitischen Ziele weiter streiten und
in der Außenwelt die Irritation der Nachbarn über
die eigentlichen Absichten der Deutschen und ihren
endgültigen Platz im europäischen Staatenbund,
kurz: über ihre „Berechenbarkeit“ bestehenbleibt.

Wäre es nicht im Interesse des inneren Friedens und
der Klarstellung des deutschen Beitrags für eine dau-
erhafte europäische Friedensordnung erforderlich,
daß sich die Deutschen auf einen mittleren Weg zwi-
schen den Extremen ihrer Zielsetzungen in der natio-
nalen Frage zusammenfmden? Ein solcher mittlerer
Weg wäre die Deutsche Konföderation. Sie würde
— von den Extrempositionen her gesehen positiv —
die Existenz beider deutscher Staaten erhalten, aber
durch ihre institutionelle Verbindung eine größere
Nähe zwischen beiden Staaten und zwischen den 
Deutschen dauerhaft sichern können. Sie würde aber
auch — von den Extrempositionen her gesehen ne-
gativ — weder die endgültige staatliche Trennung
noch die Wiedervereinigung bedeuten. Würde damit
der „Wiedervereinigungsgedanke“ aber nicht „für
alle Betroffenen in eine realistische Dimension“ ge-
rückt werden64), ebenso wie der bei anderen „Be-
troffenen“ vorhandene Trennungsgedanke? Die
Konföderation wäre der nationale Kompromiß zwi-
schen den Parteigängern des Wiedervereinigungs-
gedankens und denen des Trennungsgedankens.
Wäre eine solche Konföderation nicht „machbar“
wegen der „Unvereinbarkeit der politischen Ord-
nungen beider Staaten“ (Kohl) bzw. weil „Sozialis-
mus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen
lassen wie Feuer und Wasser“ (Honecker)?

Es geht bei der Konföderation ja gerade nicht um die
„Vereinigung“ beider Systeme, nicht um ihre Vermi-
schung. Die Konföderation wäre, um im Bilde zu
bleiben, der Kessel, der Feuer und Wasser getrennt



hält. Die Systemunterschiede mögen einer staatli-
chen Wiedervereinigung entgegenstehen; für den 
Gedanken einer deutschen Konföderation sind aber
gerade sie das auslösende Moment. Wenn es die
Systemunterschiede nicht gäbe, könnte es eine Wie-
dervereinigung (leichter) geben; weil es aber diese
Unterschiede gibt, kann es höchstens eine Konföde-
ration geben. Mit den beiden deutschen Staaten
selbst bestünden auch ihre unterschiedlichen politi-
schen Ordnungen in der Konföderation fort. Be-
stünde dann aber nicht auch der „Systemkonflikt“
fort?
Es muß nun einmal endlich von der immer noch weit
verbreiteten Vorstellung Abschied genommen wer-
den, es gebe zwischen den beiden deutschen Staaten
einen Systemkonflikt. Vom Vorhandensein unter-
schiedlicher Systeme in verschiedenen Staaten kann
nicht eo ipso auf das Vorhandensein eines System-
konfliktes geschlossen werden. Vom Systemkonflikt
kann nur gesprochen werden, wenn unterschiedliche
politische Ordnungsvorstellungen sich gegenseitig zu
verdrängen versuchen, miteinander „konfligieren".
Das war in der Phase des Kalten Krieges der Fall.
Davon kann aber seit Abschluß des Grundlagenver-
trages nicht mehr die Rede sein, weil in ihm die deut-
schen Staaten auf die Verdrängung der in dem je-
weils anderen Staat herrschenden Ordnungsvorstel-
lungen beiderseits verzichtet haben). Indessen ha-
ben Wünsche und Bewußtsein vieler Deutscher dies-
seits und jenseits der Elbe mit diesem grundsätzli-
chen Wandel auf der innerdeutschen zwischenstaat-
lichen Ebene nicht Schritt gehalten; dies erklärt,
weshalb noch immer viele vom Systemkonflikt re-
den. Während des seinerzeitigen Konföderations-
vorschlages der DDR hatte die SED ganz richtig ein-
mal gesagt: „Das Problem liegt ja nicht im Vorhan-
densein zweier gesellschaftlicher Systeme in
Deutschland.“
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Es liegt darin, ob sich diese beiden Systeme gegen-
seitig tolerieren oder nicht. Daß die im Grundlagen-
vertrag bereits vereinbarte gegenseitige Toleranz der
Systeme auch im Bewußtsein der Deutschen endlich
Wurzeln schlägt, ist sozio-psychologische Bedingung
einer aktuellen Konföderationspolitik. Die Peking-
Chinesen haben für ihr Verhältnis zu den Taiwan-
Chinesen eine nationale Formel gefunden, die sich
auch die Deutschen voll zu eigen machen können:
„Ein Vaterland und zwei Systeme!“

Gegenseitige Systemtoleranz hieße aber keineswegs
Versteinerung der Systeme. Die politischen Ordnun-

gen beider Staaten tragen die Möglichkeiten von
Veränderungen in sich. Daß die Deutschen in der
Phase der Konfrontation und ihrer bis heute spürba-
ren Nachwirkungen eher auf den beiderseitigen star-
ren Systemerhalt als auf den Systemwandel fixiert
waren, lag, um nochmals Honeckers Metapher zu
benutzen, an der Furcht der „Hüter des Wassers“,
das Feuer könnte es zum Verdunsten bringen, und an
der Furcht der „Hüter des Feuers“, das Wasser
könnte es löschen. Garantiert aber eine deutsche
Konföderation den Bestand der politischen Ordnun-
gen, so könnte sie doch auch zum Katalysator ihres
unverkrampften und gelassenen Wandels werden.
Wer die geschichtlichen Prozesse dialektisch be-
trachtet, kann in beiden deutschen Staaten eine ge-
sellschaftspolitische These und Antithese sehen. Die
Konföderation wäre das organisatorische Instru-
ment, aus diesen Gegensätzen vielleicht einmal eine
Synthese zu entwickeln.

2. Der multilaterale Aspekt: der deutsche Beitrag
zur Neuen Europäischen Friedensordnung

Wie schon der erste Konföderationsvorschlag der
DDR. so sollte auch eine aktuelle Konföderations-
politik sich nicht auf die Regelung des bilateralen
Verhältnisses beschränken. Die Konföderationspoli-
tik wäre Teil einer gemeinsamen deutschen Politik in
Richtung auf eine neue europäische Friedensord-
nung. In der Konföderation könnte die Verantwor-
tungsgemeinschaft beider deutscher Staaten für den
europäischen Frieden vom Schlagwort zur konstruk-
tiven Praxis werden, indem die Deutschen gemein-
same Vorschläge für eine europäische Friedensord-
nung. für die Überwindung der Spaltung Europas in
gegnerische Militärblöcke erarbeiteten. Es ginge um
zwei Problemkomplexe, für die die Konföderation
zwei ständige Kommissionen bilden könnte. Zu-
nächst würde eine neue europäische Friedensord-
nung ihren Namen nicht verdienen, solange noch
nicht einmal die kriegsvölkerrechtlichen Relikte des
Zweiten Weltkrieges abgetragen sind, das heißt, so-
lange die Vier Hauptsiegermächte des Zweiten Welt-
krieges noch immer als Besatzungsmächte in
Deutschland sind ) und damit die sowjetischen und
amerikanischen Streitkräfte sich in Zentraleuropa
unmittelbar gegenüberstehen. Ein Friedensvertrag
mit Deutschland ist ja nicht nur wegen der Entzwei-
ung der Siegermächte, sondern auch wegen der Un-
einigkeit der Deutschen über den Inhalt des Frie-
densvertrages nicht zustandegekommen. Hier 
könnte die Deutsche Konföderation Vorschläge er-
arbeiten und sie den Siegermächten unterbreiten.
Regelungsgegenstände für einen deutschen Frie-
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densvertrag sind noch genügend vorhanden68). Ne-
ben dem Problem eines militärischen Disengage-
ments sei nur noch eine, jedermann offenkundige
Materie hier ausdrücklich genannt: Berlin. Die
Deutsche Konföderation hätte Vorschläge zu ent-
wickeln, auf welche Weise der Viermächte-Status
Berlins beendet werden sollte, die Stadt in aus-
schließlich deutsche Hoheit überführt werden und
welchen Status sie innerhalb der Deutschen Konfö-
deration — etwa den einer „Hauptstadt singulärer
Art“69) — einnehmen könnte. Der Nichtabschluß
eines deutschen Friedensvertrages ist Teil der uner-
ledigten deutschen Frage und einer der wesentlichen
Gründe für die anhaltende Spaltung des Kontinents.
Es ist dem Aufbau einer neuen europäischen Frie-
densordnung nicht gedient, wenn der (west)deutsche
Bundeskanzler lediglich konstatiert, die Lösung die-
ser Frage stünde nicht auf der Tagesordnung der
Weltgeschichte. Wer, wenn nicht die Deutschen in
ihrer „Verantwortungsgemeinschaft", hat geradezu
die politische Pflicht, sich dafür einzusetzen, daß sie
auf diese Tagesordnung kommt?
Der zweite Problemkomplex ist die Überwindung
der Spaltung Europas in sicherheitspolitischer, wirt-
schaftlicher und menschenrechtlicher Hinsicht. Im
KSZE-Prozeß ist hier schon einiges auf den Weg
gebracht; in den laufenden Verhandlungen zwischen
EG und RGW scheint hinsichtlich der Verbindung
dieser beiden Wirtschaftsräume einiges auf den Weg
zu kommen. Eine gesamteuropäische Politik zur
Überwindung der militärischen Blockspaltung ist
noch nicht in Sicht, obwohl die Staaten des War-
schauer Paktes Jahr für Jahr die schrittweise Auflö-
sung dieser Pakte Vorschlägen. Die Deutschen, in
beiden Pakten stehend, könnten auf der Basis des

sich in der Konföderation entwickelnden Vertrauens
und gegenseitigen Verständnisses sowie vor dem
Hintergrund ihrer jeweiligen paktintemen Kennt-
nisse gemeinsam sicherheitspolitische Vorschläge70)
erarbeiten und sich um deren Annahme bei ihren
Bündnispartnern bemühen. Dies wäre eine langfri-
stige Aufgabe der deutschen Konföderation, die aber
gewiß eher zur Überwindung der Spaltung Europas
beitragen würde als die Strategie, die dieses Ziel mit-
tels einer (West-)Europäischen Union der EG-Staa-
ten oder gar einer Reaktivierung der Westeuropäi-
schen Union erreichen zu wollen vorgibt.
Ob dem Abbau der militärischen Blockspaltung Eu-
ropas auch damit gedient sein könnte, daß beide
deutsche Staaten aus den Pakten ausscheiden und
sich der Gesellschaft der neutralen Staaten Europas
anschlössen, wäre ein Thema, das in der ständigen 
Konföderations-Kommission für europäische Sicher-
heit und Zusammenarbeit zu erörtern wäre71)-
Wenn Staaten verschiedener Bündniszugehörigkeit
auf der KSZE über vertrauensbildende Maßnahmen
und demnächst wohl auch über Abrüstungsfragen
miteinander verhandeln, dann ist nicht einzusehen,
warum die verschiedene Bündniszugehörigkeit der
beiden deutschen Staaten diese der Möglichkeiten
berauben sollte, in einer Konföderationskommission
gemeinsame Vorschläge für Abrüstung und Zusam-
menarbeit in Europa zu erarbeiten, die den multila-
teralen Verhandlungen Impulse verleihen könnten.
Auf das Ziel einer europäischen Friedensordnung
ausgerichtet und als eines ihrer Elemente begriffen,
wäre die deutsche Konföderation auch kein deut-
scher „Sonderweg“, sondern der aus der spezifischen
Lage der deutschen Nation heraus entwickelte ge-
nuin deutsche Beitrag zur Überwindung der Spaltung
Europas.



VI. Rechtliche Aspekte einer Konföderationspolitik

In der deutschlandpolitischen Diskussion spielen
rechtliche Argumente von jeher eine große Rolle.
Dies ist nur allzu begründet, denn Deutschlandpoli-
tik findet nicht in einem völkerrechtlichen oder
staatsrechtlichen Vakuum statt. Es ist allerdings in
dieser Diskussion immer wieder zu beobachten, daß
einerseits rechtliche Argumente zur Begründung
deutschlandpolitischer Immobilität herangezogen
werden, andererseits zugunsten einer deutschland-
politischen Dynamik der Tendenz zur Mißachtung
des „juristischen Formelkrams“ gehuldigt wird. Das
eine ist so wenig eine Tugend wie das andere. Für
eine dem nationalen wie dem internationalen Recht
verpflichtete Politik kann es allein darum gehen, ihre
Ziele im Rahmen des bestehenden Rechts zu verfol-
gen, nötigenfalls aber auch auf dessen Änderung, auf
den „friedlichen Wandel“ des Rechts hinzuwirken,
wenn anders die Ziele nicht zu erreichen sind.

Die Fortentwicklung der deutsch/deutschen Bezie-
hungen in Richtung auf eine Konföderation deutete
das BVerfG in seinem Grundlagenvertragsurteil an;
der Grundlagenvertrag „kann ein erster Schritt sein
in einem längeren Prozeß, der zunächst in einer der
dem Völkerrecht bekannten verschiedenen Varian-
ten einer Konföderation endet, also ein Schritt in
Richtung auf die Verwirklichung der Wiedervereini-
gung des deutschen Volkes in einem Staat, also auf
die Reorganisation Deutschlands“72). Mit diesem
Satz hat das BVerfG allen westdeutschen Gegnern
des DDR-Konföderationsvorschlages eine späte Ab-
fuhr erteilt und die Konföderationsidee, wenn bis-
lang auch vergeblich, in der rheinischen Residenz
gewissermaßen hoffähig zu machen versucht, ohne
Homogenitäten und Kompatibilitäten der seinerzeit
genannten Art zur Bedingung zu stellen. Angesichts
der vom BVerfG angedeuteten Entwicklungsmög-
lichkeiten mutet es erstaunlich an, daß nahezu die
gesamte westdeutsche deutschlandrechtlich und
deutschlandpolitisch interessierte Publizistik in den
seit Abschluß des Grundlagenvertrages verflossenen
Jahren sich über die Konföderationsthematik ausge-
schwiegen hat. Viele waren eben offenbar erst ein-
mal damit beschäftigt, den Grundlagenvertrag poli-
tisch und analytisch zu verdauen und zusätzlich da-
mit, gegen die Springfluten der damaligen Ostberli-
ner Zwei-Nationen-These wenigstens den Damm der
Einheit der Nation zu halten. Während Ost-Berlin
längst von der Zwei-Nationen-These wieder abge-
rückt ist, stilisiert sich die Bonner Regierung derzeit
immer noch als Dammbaumeister, indem sie den
grundgesetzlichen Auftrag zur Wiederherstellung
der staatlichen Einheit Deutschlands in ihrer prakti-
schen Politik und in zahlreichen Äußerungen auf den
Auftrag zum Erhalt der Einheit der Nation reduziert

und den konföderationspolitischen Fingerzeig des
BVerfG einfach ignoriert.

1. Die Deutsche Konföderation und der Dissens
über die Kontinuität des Deutschen Reiches als
V ölkerrechtssubjekt

Eine Deutsche Konföderation ließe sich mit allen
Standpunkten zum Fortbestand oder Untergang des
Deutschen Reiches vereinbaren, vorausgesetzt, die
Vertragspartner einigen sich auf einen entsprechen-
den Formelkompromiß. Dieser könnte beispiels-
weise lauten: „Die Bundesrepublik Deutschland und
die Deutsche Demokratische Republik organisieren
die deutsche Konföderation. Die Konföderation
trägt den Namen .Deutscher Bund*.“ Diese Formel
könnte auf dem Boden der von der DDR heute ver-
tretenen Diskontinuitätsthese (Untergang des Deut-
schen Reiches durch Dismembration) als Neugrün-
dung eines deutschen Staatenbundes interpretiert
werden, auf dem Boden der Kontinuitätsthese in der
Variante der Teilordnungslehre (Dachtheorie) als
Reorganisation, das heißt als Wiederherstellung der
Handlungsfähigkeit des seit 1945 handlungsunfähi-
gen Völkerrechtssubjektes „Deutsches Reich“, und
aufdem Boden der Kontinuitätsthese in der Variante
der Identitätstheorie als Umkehrung des von der
DDR bisher vollzogenen, aber noch nicht vollends
abgeschlossenen Sezessionsprozesses73). Im Sinne
der Teilordnungslehre wäre eine Verwendung des
von Grotewohl benutzten Begriffs „Dachorganisa-
tion“ gewiß sinnvoll.

2. Die Deutsche Konföderation als Partner des Frie-
densvertrages

Bei der formellen Problematik des Abschlusses eines
deutschen Friedensvertrages haben manche Schwie-
rigkeiten mit dem deutschen Partner des Friedens-
vertrages: es könne doch nur Gesamtdeutschland
sein, das heißt das wiedervereinigte Deutschland. Da
dieses aber nicht in Sicht ist, bleibt auch der Frie-
densvertrag eine Chimäre und die Anormalität des
Fortbestandes kriegsvölkerrechtlicher Positionen
der Siegermächte in Deutschland erhalten. Richtig
ist, daß auf deutscher Seite nur jenes Völkerrechts-
subjekt Vertragspartner sein kann, das sich im
Kriegszustand mit den alliierten Mächten befunden 
hat und das seit 1871 sich selbst „Deutsches Reich“
nannte, von seinen Kriegsgegnern aber schlicht als
„Deutschland“ bezeichnet wurde. Da dieses
Deutschland aber derzeit handlungsunfähig ist, gibt
es zwei Lösungsmöglichkeiten: Entweder wird es
durch Reorganisation wieder handlungsfähig ge-
macht, oder es wird durch andere Völkerrechtssub-



jekte vertreten; als Vertreter kommen sinnvoller-
weise nur die beiden deutschen Staaten in Betracht
und/oder die deutsche Konföderation, wobei diese
aber auch, wie oben gesagt, als reorganisiertes
Deutschland selbst unmittelbar handeln könnte. Es
ist daher eine unzutreffende Behauptung, daß der
Abschluß des deutschen Friedensvertrages nur mit
einem wiedervereinigten Deutschland möglich sei.
Zur Überbrückung der durch die Handlungsunfähig-
keit Deutschlands entstandenen Schwierigkeiten
hatte die Sowjetunion in ihrem letzten Friedensver-
tragsentwurfvon 1959 schon eine Formel vorgeschla-
gen, die ohne weiteres auch heute noch verwendbar
wäre: Der deutsche Partner ist „Deutschland, vertre-
ten durch die beiden deutschen Staaten und durch 
die deutsche Konföderation, falls diese im Zeitpunkt
des Abschlusses des Friedensvertrages gebildet
ist“74). Dieser sowjetische Vorschlag ist übrigens ei-
ner der deutlichen Hinweise darauf, daß nach An-
sicht der Sowjetunion das Völkerrechtssubjekt
„Deutschland“ keineswegs „im Feuer des Zweiten
Weltkrieges untergegangen“ ist. An dieser sowjeti-
schen Ansicht hat sich bis heute nichts geändert.

3. Die rechtliche Qualifizierung der Konfödera-
tionsakte: Satzungsrecht eines Staatenbundes
(Völkerrecht) oder gesamtdeutsches Verfas-
sungsrecht

Die rechtliche Qualifizierung einer deutschen Kon-
föderationsakte folgt natürlich aus den durch einen
zu vereinbarenden Formelkompromiß ermöglichten
Interpretationsvarianten. Hier ist das völkerrechtli-
che bzw. staatsrechtliche Kästchendenken, das rigo-
rose Entweder-Oder vom Bundesverfassungsgericht
in seinem Grundlagenvertragsurteil in einem souve-
ränen Sowohl-als-auch-Spruch beiseitegeschoben
worden. Der von Scheuner mokant kritisierte „be-
griffliche Brei“75), den das Bundesverfassungsge-
richt eingerührt habe, erweist sich als kalorienreiche
Nahrung für ein deutsches Konföderationsbaby. Zur
rechtlichen Qualifizierung des Grundlagenvertrages
heißt es im Urteil: „Das Besondere des Vertrages ist,
daß er zwar ein bilateraler Vertrag zwischen zwei
Staaten ist, für den die Regeln des Völkerrechts gel-
ten und der die Geltungskraft wie jeder andere völ-
kerrechtliche Vertrag besitzt, aber zwischen zwei
Staaten, die Teile eines immer noch existierenden,
wenn auch handlungsunfähigen, weil noch nicht re-
organisierten umfassenden Staates Gesamtdeutsch-
land mit einem einheitlichen Staatsvolk sind ... In-
sofern läßt sich das Besondere des Vertrages auch
durch die Formel verdeutlichen, daß er „inter-se-
Beziehungen“ regelt. Er regelt aber nicht ausschließ-
lich solche Beziehungen und fällt deshalb nicht aus
der Ordnung des allgemeinen Völkerrechts heraus,
gehört also nicht einer spezifischen, erst durch ihn

geschaffenen, gegenständlich beschränkten Sonder-
rechtsregelung an . . . Der Vertrag hat also einen
Doppelcharakter; er ist seiner Art nach ein völker-
rechtlicher Vertrag, seinem spezifischen Inhalt nach
ein Vertrag, der vor allem inter-se-Beziehungen re-
gelt. Inter-se-Beziehungen in einem völkerrechtli-
chen Vertrag zu regeln, kann vor allem dann nötig
sein, wenn eine staatsrechtliche Ordnung wie hier
wegen der Desorganisation des Gesamtstaates
fehlt.“76)

So ähnlich wäre auch eine deutsche Konföderations-
akte zu qualifizieren. Auch sie hätte „Doppelcharak-
ter“ — als Satzungsrecht eines Staatenbundes würde
es sich um Völkerrecht handeln, als Rechtsakt zur
Reorganisation des bislang desorganisierten Ge-
samtstaates „Deutschland“ wäre sie wohl ein Ele-
ment einer sich wieder aufbauenden staatsrechtli-
chen Ordnung. Der deutschen Verfassungsge-
schichte sind derartige Mischformen völkerrechtlich-
staatsrechtlicher Integrationsprozesse nicht fremd:
Art. 79 der Verfassung des Norddeutschen Bundes
vom 26. Juli 1867 hatte eine vertragliche Regelung
der Beziehungen des Bundes zu den süddeutschen
Staaten vorgesehen. Dies hätte auch zu einer konfö-
derativen Lösung führen können, die aber durch die
auf dem Vertragswege erfolgte Erweiterung des
Norddeutschen Bundes um die süddeutschen Staaten
überholt wurde.

Daß Völkerrecht auch innerhalb eines Bundesstaates
gelten kann, ist der deutschen Verfassungsgeschichte
ebenfalls nicht fremd77). Für die Bundesrepublik
Deutschland hat das Bundesverfassungsgericht zwar
judiziert, daß die Beziehungen zwischen den Bundes-
ländern untereinander und dem Bund ausschließlich
durch das Verfassungsrecht geregelt werden
(BVerfG E 1, S. 14, 51; 34, 216); dies ist aber nicht
übertragbar auf die Beziehungen zwischen der DDR
und der Bundesrepublik, auch wenn man in der Kon-
föderation den Nukleus eines Bundesstaates erblik-
ken würde. Gerade weil auch die Verfassungsord-
nung des Deutschen Reiches zerfallen ist, ist überall
dort, wo eine solche Verfassung des Gesamtstaates
noch nicht wieder aufgebaut ist, Raum für völker-
rechtliche Regelungen.

4. Die rechtliche Gestaltungsfreiheit beider deut-
scher Staaten bei der Begründung und Ausge-
staltung einer Deutschen Konföderation

a) Die völkerrechtliche Gestaltungsfreiheit

Souveräne Staaten sind grundsätzlich frei in der Ge-
staltung ihrer vertraglichen Beziehungen. Grenzen
ergeben sich nur aus dem völkerrechtlichen jus co-



ergeben sich nur aus dem völkerrechtlichen jus co-
gens78). Dies gilt auch für Verträge zur Gründung
und weiteren rechtlichen Ausgestaltung einer Konfö-
deration. Für die Gestaltung einer deutschen Konfö-
deration könnte natürlich auf aus der bisherigen
Staatengeschichte bekannte Konföderationen als
Anregung zurückgegriffen werden. Falsch wäre je-
doch, an historischen Vorbildern als verbindlichen
Modellen zu kleben. Mit Recht sagt Mosler nach
Erwähnung des Deutschen Bundes als Beispiel einer
Konföderation: „Unions of States, of course, need
not be established on this historical model, but can be
flexible as regards Organization and competence." )
Dasselbe gilt auch für zeitgenössische Konfödera-
tionsbeispiele, die aber nichtsdestotrotz Anregungen
vermitteln können. So enthält etwa die Gründungs-
akte der Konföderation Senegambia vom 17. De-
zember 1981 in ihrer Präambel einen Passus, der
wortwörtlich in eine deutsche Konföderationsakte
übertragen werden könnte: „Aware that they consti
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-
tute a single people divided into two States by the
vicissitudes of History . . .")80

b) Die Deutsche Konföderation und die
Vier-Mächte-Rechte

Die beiden deutschen Staaten befinden sich jedoch
nicht in einer völkerrechtlichen Normallage souverä-
ner Staaten. Ihre Unabhängigkeit ist beschnitten
durch die vorbehaltenen Rechte der vier Sieger-
mächte. Es muß daher die sich dadurch aufdrän-
gende Frage beantwortet werden, ob und inwieweit
sich völkerrechtliche (besatzungsrechtliche) Ein-
schränkungen der deutschen Vertragsfreiheit auf
diesen vorbehaltenen Rechten und den auf sie Bezug
nehmenden Verträgen mit den beiden deutschen
Staaten ergeben81). Bezüglich der Kompetenz der
Bundesrepublik zum Abschluß einer Konfödera-
tionsakte mit der DDR könnte immerhin argumen-
tiert werden, daß eine deutsche Konföderation eine
Vorstufe zur Wiedervereinigung sei, diese aber ge-
höre zu den ausdrücklich in Art. 2 des Generalver-
träges vorbehaltenen Rechten. Gegen ein daraus
möglicherweise ableitbares Vetorecht der West-
mächte gegen die Bildung einer deutschen Konföde-
ration ließe sich aber Art. 7 Abs. 2 des nämlichen
Vertrages anführen sowie die zahlreichen nachfol-
genden Erklärungen der Westmächte zur Unterstüt-
zung des deutschen Strebens nach Wiedervereini-

gung und schließlich auch das Selbstbestimmungs-
recht.
Was die DDR betrifft, so finden sich vergleichbare
Unterstützungsklauseln in ihren Verträgen mit der
Sowjetunion von 1955 und 1964; ihre Heranziehung
hat allerdings zur Voraussetzung, daß diese Verträge
durch den nachfolgenden Vertrag der DDR mit der
Sowjetunion von 1975, der vergleichbare Klauseln
nicht mehr enthält, nicht aufgehoben, sondern nur
suspendiert worden sind; dies ist jedoch der Fall82).
Wenn aber beide deutsche Staaten als Sitz der zu
schaffenden Konföderationsorgane (Ost- und West-)
Berlin bestimmen wollten, so benötigten sie unter
der Geltung der gegenwärtigen (Besatzungs-)
Rechtslage der Stadt die Zustimmung der vier
Mächte.

c) Die verfassungsrechtliche Gestaltungsfreiheit der
Bundesregierung

Auch bei der Gestaltung ihrer Verträge mit der DDR
ist die Bundesregierung an das Grundgesetz gebun-
den. Wie das BVerfG klargestellt hat, bedürfen auch
politische Verträge mit der DDR der parlamentari-
schen Zustimmung gemäß Art. 59 GG, obwohl die
DDR kein „auswärtiger“ Staat ist, und diese Ver-
träge unterliegen der verfassungsrechtlichen Nor-
menkontrolle83). Bei der Ausgestaltung des Organi-
sations- und Kompetenzgefüges einer deutschen
Konföderation dürften nach ihrem Intensitätsgrad
drei Stufen zu unterscheiden sein, die sukzessive be-
schritten werden können.
Den Organen der Konföderation würden zunächst
wohl nur beratende und empfehlende Kompetenzen
übertragen werden. Eine Konföderationsakte dieses
Inhalts wäre als politischer Vertrag gemäß Art. 59
abzuschließen. Nachdem das Bundesverfassungsge-
richt die Konföderation quasi als nächsten Schritt
empfohlen hat, dürften prinzipiell keine Bedenken
gegen ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz be-
stehen, gewiß aber dürften die gegen den Grundla-
genvertrag von der Bayerischen Staatsregierung vor-
getragenen und vom Gericht zurückgewiesenen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken (Verstoß gegen das
Gebot der Wahrung der staatlichen Einheit und das
Wiedervereinigungsgebot) wohl nicht wieder ins
Feld geführt werden können. Die Beschränkung der
Kompetenzen auf Beratungen und Empfehlungen
würden eine Garantie dafür bilden, daß die Konfö-
deration nicht unmittelbar in das Verfassungsgefüge
des Grundgesetzes eingreifen könnte..
Ein höherer Intensitätsgrad im Kompetenzgefüge
der Konföderation würde erreicht durch ihre Aus-
stattung mit administrativen und rechtsetzenden



Kompetenzen, die an die Stelle der entsprechenden
Kompetenzen der beiden Mitgliedstaaten treten
würden. Dadurch würde sich die Konföderation von
einem „klassischen“ zu einem Staatenbund mit
„Durchgriffkompetenzen“ umwandeln. Wäre eine
solche Ausgestaltung einer Konföderation mit dem
Grundgesetz vereinbar? Menzel, einer der wenigen,
die seinerzeit die DDR-Konföderationsvorschläge
positiv aufgegriffen haben, hat, natürlich mit dem
Blick auf die Wiedervereinigung, den sehr interes-
santen Gedanken der „Vorschaltung eines quasi-völ-
kerrechtlichen Vorstadiums und die Ablehnung ei-
ner rein staatsrechtlichen Fusion“ in die Debatte ge-
bracht. Den „pseudo-völkerrechtlichen Weg“ sah
Menzel über die unmittelbare oder analoge Anwen-
dung des Art. 24 GG als begehbar an84). 
Art. 24 GG ist sicher nicht als möglicher verfas-
sungsrechtlicher Modus der Wiedervereinigung ge-
schaffen worden.
Wenn das Bundesverfassungsgericht es im Per-
shing-Urteil aber sogar fertiggebracht hat, den Präsi-
denten der USA als „besonderes Organ“ der NATO
zu einer „zwischenstaatlichen Einrichtung“ im Sinne
von Art. 24 zu machen85), so dürfte es eigentlich
keine Schwierigkeiten haben, eine deutsche Konfö-
deration auch als eine solche „zwischenstaatliche
Einrichtung“ zu verstehen. Wenn schon der Grund-
lagenvertrag nicht „aus der Ordnung des allgemeinen
Völkerrechts“ herausfällt, so dürfte der unmittelbare
völkerrechtliche Weg über Art. 24 zur Konfödera-
tion tatsächlich begehbar sein. Freilich unterläge
auch auf diesem Weg die Bundesregierung gesetzli-
chen Bindungen. Die Übertragung von Hoheitsrech-
ten nach Art. 24 GG ist „nicht schrankenlos“.
Art. 24 GG „eröffnet nicht den Weg, das Grundge-
füge der Verfassung anzutasten. Ein unaufgebbarer
Bestandteil des Verfassungsgefüges sind die funda-
mentalen Rechtsgrundsätze, die in den Grundrech-
ten des Grundgesetzes anerkannt und verbürgt sind.
Deshalb gestattet Art. 24 Abs. 1 GG nicht, den
Grundrechtsteil des Grundgesetzes vorbehaltlos
zu relativieren.“ So das Bundesverfassungsgericht
im EUROCONTROL-Beschluß vom 23. Juni
1981 ).86

In der weiteren Entwicklung der Konföderation
könnte es nun von den amtierenden deutschen Re-
gierungen als politisch mach- und wünschbar angese-
hen werden, zur Förderung des Integrationsprozes-
ses beider deutscher Staaten die Konföderationsakte
durch Regelungen zu erweitern, die mit der Verfas-
sung nicht in Übereinstimmung sind (Beispiel: Auf-
hebung des Instituts des Parteienverbots). Die Bun-

desregierung als an das Grundgesetz gebundener
pouvoir constitue wäre hier in ihrer Vertragsgestal-
tungsfreiheit eingeschränkt ), es sei denn, man sähe
in einer solchen Regelung einen Schritt zur Wieder-
vereinigung sowie daß diese „von der Präambel (des
GG) als das höchste und mit unbedingtem Vorrang
ausgestattete Staatsziel deklariert ist“, dem „alle an-
deren Staatsgestaltungen

87

unterzuordnen sind“88).

Geht man aber von der Bindung der Bundesregie-
rung aus, so dürfte eine Weiterentwicklung der Kon-
föderation nur noch über Art. 146 GG möglich sein.
Der gesamtdeutsche pouvoir constituant ist an das
Grundgesetz nicht gebunden. Freilich liegt dem
Art. 146 GG die Vorstellung zugrunde, der gesamt-
deutsche Souverän würde uno actu die Verfassung
Gesamtdeutschlands beschließen können. Es ist aber
nun wahrscheinlicher, daß eine gesamtdeutsche Ver-
fassung vermittels der Konföderation sukzessive auf-
gebaut und allenfalls am Ende der Entwicklung eine
ausformulierte Verfassungsurkunde „in freier Ent-
scheidung“ beschlossen werden würde. Warum sollte
nun der gesamtdeutsche Souverän die Verfassung
Deutschlands „in freier Entscheidung“ nicht sukzes-
sive beschließen können, mit der Folge, daß auch das
Grundgesetz partiell in zeitlicher Aufeinanderfolge
„seine Gültigkeit verliert“? Art. 146 GG ließe ein
solches Procedere zu. Auch auf diese Weise könnte
das gesamte deutsche Volk in freier Selbstbestim-
mung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollen-
den. Wie im Dekolonisierungsprozeß viele Völker
schrittweise ihr Selbstbestimmungsrecht realisiert
haben, so könnte dies auch das deutsche Volk.

Dies würde bedeuten, daß konföderative Integra-
tionschritte, die in das Verfassungsrecht der Bundes-
republik Deutschland eingreifen, und die man des-
wegen „Konföderationsverfassungsakte“ nennen
könnte, der Bevölkerung in beiden deutschen Staa-
ten zur Abstimmung vorzulegen wären. Volks-
abstimmungen über Konföderationsverfassungsakte
wären Akte der Ausübung des Selbstbestimmungs-
rechts, die klarstellen würden, daß der positive oder
negative Entscheid über die staatliche Einheit der
Deutschen in der Tat, wie Adenauer seinerzeit an
Bulganin geschrieben hatte89), „nicht Sache zweier
Regierungen“, sondern des ganzen deutschen Vol-
kes ist. Anders als 1871 die Einheit und anders als
nach 1945 die Spaltung würde die Entscheidung nicht
„von oben“, sondern durch Willensbekundungen des
Volkes „von unten“, das heißt demokratisch fundiert
fallen. Wenn der gesamtdeutsche Souverän zum
Sprechen gebracht werden könnte, hätte das Grund-
gesetz zu schweigen.



VII. Schlußbemerkung

Die Aktualisierung der Konföderationspolitik von
welcher Seite auch immer — „ein blühender Blöd-
sinn“? Die Vorstellung wäre unzutreffend, die DDR
und die hinter dem damaligen Konföderationsvor-
schlag stehende Sowjetunion hätten durch Mauer-
bau, Ostverträge und Grundlagenvertrag alles er-
reicht, was sie durch den Konföderationsvorschlag,
gekoppelt mit dem Friedensvertrag hatten erreichen
wollen. Sie haben nicht erreicht: ein atomwaffen-
freies Gesamtdeutschland, den Austritt beider deut-
scher Staaten aus den Militärpakten, den neutralen
Status Gesamtdeutschlands oder dessen Einbezie-
hung in ein europäisches kollektives Sicherheitssy-
stem, den Abzug der Besatzungstruppen aus
Deutschland, die institutionalisierte Zusammenar-
beit beider deutscher Staaten. Daß das nicht alles
vergessen ist, zeigte Falins Fernsehinterview über
den Rückzug ausländischer Truppen von deutschem
Territorium mit hinreichender Deutlichkeit. Noch
hat sich nicht herauskristallisiert, zu welcher
Deutschlandpolitik das „neue Denken“ in der So-
wjetunion90) führen wird. Sollten aus Planspielen
amtliche Verträge werden, so wäre es mehr als angst-
bedingte Torheit, es wäre eine unverzeihliche, chan-
cenverspielende deutschland- und europapolitische
Blindheit, wenn ein neuerlicher sowjetisch-ostdeut-
scher Konföderationsvorschlag sogleich nur dahin
interpretiert werden würde, daß er „vorrangig auf
das Herausbrechen der Bundesrepublik Deutschland
aus der westlichen Allianz abzielen würde“91)-

Aber warum auf solche Vorschläge — ängstlich oder
hoffnungsvoll — warten? In einem Vortrag über
„Das geteilte Berlin und die Deutschen nach dem
Zweiten Weltkrieg“ spannte der Historiker Emst
Nolte den Bogen von dem seinerzeitigen DDR-Kon-
föderationsvorschlag zur Gegenwart: Seinerzeit

habe es sich um ein Strategem gehandelt, „das be-
stimmt war, als einen ersten Schritt die staatliche
Anerkennung der DDR zu erreichen. Heute ist diese
Anerkennung längst vollzogen, und es wäre kein blo-
ßer Schachzug der Bundesregierung, wenn sie von
der Sowjetunion die Zustimmung zur Bildung eines
deutschen Staatenbundes verlangte, der Berlin zu
einer Hauptstadt singulärer Art machen würde, weil
darin ein Staatenhaus und zwei Parlamente existie-
ren würden, aber keine Mauer. Es würde sich viel-
mehr um diejenige Forderung handeln, die allein
neben dem moralischen auch den historischen
Aspekt der Situation berücksichtigt, daher nicht als
.Revanchismus' abgetan werden kann und doch
keine passive Hinnahme des gegenwärtigen Zustan-
des bedeutet.“ ) Eine solche Initiative der Bundes-
regierung ist nicht in Sicht. Über das deutschlandpo-
litische Strategiedefizit, wie es in ihrem letzten Be-
richt zur Lage der Nation abermals zutage trat, klagt
mittlerweile auch die konservative Presse. Der Kom-
mentar der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom
16. Oktober 1987 verdient es, über den Tag hinaus
festgehalten zu werden: „Die Bundesregierung muß
die Möglichkeit ins Auge fassen, daß die deutsche
Frage — als Frage nach Vereinigung der Deutschen
ohne Mauer — in außerdeutschen Denkfabriken
schon weiter gedacht ist, als in Bonn für möglich
gehalten wird. Sollte eine der Großmächte dem-
nächst ernsthaft die deutsche Karte spielen, dann
wird vor allem die Kanzlerpartei so ahnungslos aus-
sehen und so hilflos dastehen, wie sie allzuoft aus-
sieht und dasteht. Den Bericht zur Lage der Nation
vom Donnerstag hätte ein mittelmäßig begabter Pro-
seminarist schreiben können. Die Lage für morgen
und für die nächsten Jahre mit einer Konzeption und
mit zähem Veränderungswillen ins Auge zu fassen,
bedarf einer größeren geistigen und politischen An-
strengung.“ Dem ist — rebus sic stantibus — nichts
hinzuzufügen als die Frage: Welche Großmacht hat
der Kommentator wohl gemeint?
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Gerd Langguth

Der Status Berlins aus Sicht der DDR
Eine kritische Bestandsaufnahme

I. Einleitung

In keiner deutschen Stadt zeigen sich auch heute
noch so deutlich die Folgen des Zweiten Weltkrie-
ges wie in Berlin — im Ost- und Westteil der Stadt.
Der Status dieser Stadt ist eine wesentliche völker-
rechtliche Klammer des geteilten Deutschland.
Deshalb ist die Frage nach der Interpretation des
Berlin-Status durch die SED besonders interessant.
Daraus ergeben sich auch die langfristigen Zielset-
zungen der Berlin-Politik der DDR. Und aus aktu-
ellem Anlaß: Signalisierte nicht sogar das Jahr der
750-Jahr-Feiern ein Datum, das die Endgültigkeit
der Teilung Berlins zementiert? Warum kam es
nicht zu Gesamtberliner Feierlichkeiten?

Wenn Rechtspositionen erst einmal aufgegeben
sind, sind sie in aller Regel politisch nicht mehr
rückholbar. Auch deshalb hat die Interpretation
des Berlin-Status durch DDR und Sowjetunion eine
eminent politische Bedeutung. An dieser Stelle
kann auf die Teilung Berlins nicht näher eingegan-
gen werden, insbesondere nicht auf die Tatsache,
daß die Ost-Berliner Stadtverwaltung 1948 aus ei-
nem Putsch hervorgegangen ist ), der bislang von
den drei Westmächten als Statusmächten, aber
auch vom Senat von Berlin und der Bundesregie-
rung

1

nicht akzeptiert wurde: Die östliche Seite
wußte, daß die Sozialistische Einheitspartei
Deutschlands (SED) bei den für den 5. Dezember
1948 angesetzten Neuwahlen ein ähnlich schlechtes
Ergebnis erzielen würde wie bei den einzigen bisher
freien Gesamtberliher Wahlen vom 20. Oktober
1946, bei denen sie lediglich 19,8 Prozent erreichte.
Nach westlicher Auffassung war Berlin nie Teil der
früheren Sowjetischen Besatzungszone (SBZ), son-
dern — laut „Londoner Protokoll“ vom 12. Sep-

1) Siehe zur Geschichte des Berlin-Konfliktes u. a.: Dennis
L Bark. Die Berlin-Frage 1949—1955. Berlin-New York
1972; Jens Hacker. Die Rechtslage Berlins. Bonn-Berlin
1964; Hans Herzfeld. Berlin in der Weltpolitik 1945 — 1970.
Berlin-New York 1973; Hans-Adolf Jacobsen/Gert Leptin/
Ulrich Scheuner/Eberhard Schulz (Hrsg.). Drei Jahrzehnte
Außenpolitik der DDR. München-Wien 1979; Gerd Lang-
guth. Innerdeutsche und internationale Aspekte der Berlin-
Politik. in: Aus Politik und Zeitgeschichte. B 33-34/86; Die-
ter Mahncke. Berlin im geteilten Deutschland. München-
Wien 1973; Diethelm Prowe. Weltstadt in Krisen. Berlin
1949—1958. Berlin-New York 1973; Alois Riklin. Das Ber-
linproblem. Historisch-politische und völkerrechtliche Dar-
stellung des Viermächtestatus. Köln 1964; Udo Wetzlaugk.
Berlin und die deutsche Frage. Köln 1985; Ernst R. Zivier,
Der Rechtsstatus des Landes Berlin. Berlin 1977.

tember 1944, das die Aufteilung Deutschlands in
Besatzungszonen regelte — „ein besonderes Ge-
biet Berlin, das von den vier Mächten gemeinsam
besetzt wird“2). Die Anwesenheit der drei West-
mächte in Berlin entspringt also originären Rechten
und ist kein Entgegenkommen der Sowjetunion,
auch wenn die Truppen der Westmächte erst im
Sommer 1945 in Berlin einzogen. Für die Sowjet-
union und insbesondere für die spätere DDR war
die Existenz einer „kapitalistischen“ Insel inmitten
eines sozialistischen Umfeldes von Anfang an lästig
und erschwerte die volle politische Kontrolle über
die frühere SBZ. Durch eine Blockade 1948/49 soll-
ten die Westmächte deshalb gezwungen werden,
aus ihren Sektoren abzuziehen. Trotz der fakti-
schen Teilung Berlins durch die Bildung eines „pro-
visorischen demokratischen Magistrates“3) unter
Friedrich Ebert am 30. November 1948, mußte es
ein wesentliches Ziel östlicher Politik sein, die Le-
bensbedingungen in West-Berlin zu schmälern und
rechtlich-politisch alle Voraussetzungen dafür zu
schaffen, daß eines Tages ganz Berlin unter kom-
munistischen Vorzeichen regiert werden kann, und
zwar aus folgenden Gründen:

2) Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik (Hrsg.). Dokumente zur Berlin-Frage 1944—
1966 (abgekürzt: Dokumente). München 1967. S. 1.
3) Ebd.. S. 75.

— Die Tatsache, daß sich West-Berlin dem politi-
schen Zugriff der DDR-Regierung entzieht, führt
bis zum heutigen Tage zu vielfältigen Einschrän-
kungen der Souveränität der DDR.

— Die rechtliche Qualität der „Hauptstadt der
DDR“ wird auch dadurch in Frage gestellt, daß ins-
besondere die westlichen Statusmächte die Zugehö-
rigkeit Ost-Berlins zum Territorium der DDR in
Frage stellen. Es ist in der Welt einmalig, daß der
Rechtscharakter einer „Hauptstadt“ in Zweifel ge-
zogen werden kann.

— Berlin ist nach wie vor der Ort, an dem die vier
früheren Siegermächte immer wieder selbst agieren
können. Dies bedeutet konkret, daß insbesondere
die politische Situation um Berlin für die Sowjet-
union einen Hebel darstellt, auf die DDR einzuwir-
ken. um Entwicklungen zu verhindern, die dem
sowjetischen Interesse nicht entsprechen.



— West-Berlin hatte die Rolle eines „Schaufensters
des Westens“ — in der DDR-Propaganda häufig als
„Pfahl im Fleische der DDR“ interpretiert. Bis zum 
Mauerbau des Jahres 1961 konnte vor allem
die Ost-Berliner Bevölkerung regelmäßig den Le-
bensstil und Lebensstandard der West-Berliner
mit den eigenen politischen Bedingungen verglei-
chen, was zweifelsohne destabilisierende Wirkung
hatte.

— Die Sowjetunion sorgte in den ersten Jahren
dafür, daß der Sonderstatus ganz Berlins auch für
die DDR-Bevölkerung sichtbar blieb. Auch da-
durch wurde der DDR-Führung der Mangel politi-
scher Souveränität bewußt. Die praktischen Kon-
sequenzen aus diesem Sonderstatus ganz Ber-
lins sind zwar heute noch spürbar, wenngleich in
geringerem Maß als in den fünfziger und sechziger
Jahren.

II. Die SED-Führung zu Statusfragen Berlins

Schon in der Sprache schlagen sich die Statusfragen
nieder: „West-Berlin“ bzw. „Ost-Berlin“ sind ein-
gebürgerte Begriffe in der wissenschaftlichen Lite-
ratur. Im noch korrekteren Amtsdeutsch wird von
„Berlin (West)“ gesprochen, dem der Begriff „Ber-
lin (Ost)“ entsprechen sollte. Die DDR stellt aber
in einem auffälligen Unterschied in der Regel
„Westberlin“ gegenüber „Berlin, Hauptstadt der
DDR“.

Die politische Rhetorik der DDR-Führung gegen-
über West-Berlin hat sich erst nach dem Vier-
Mächte-Abkommen des Jahres 1971 gemildert.
Walter Ulbricht erklärte noch im Oktober 1958:
„Ganz Berlin liegt auf dem Territorium der Deut-
schen Demokratischen Republik. Ganz Berlin ge-
hört zum Hoheitsbereich der Deutschen Demokra-
tischen Republik.“4) Und der V. Parteitag der
SED 1958 beschloß: „Ein Teil der Hauptstadt.
Westberlin, wird gegenwärtig noch als Stützpunkt
des kalten Krieges, der Spionage und Sabotage ge-
gen die DDR und die anderen Länder des soziali-
stischen Lagers mißbraucht.“ )5

4) Neues Deutschland vom 28. Oktober 1958.
’) Ebd.
6) Günter Görner. Die DDR gewährleistet friedlichen West-
berlin-Transit, Berlin (Ost) 1969, S. 30.

7) Siehe hierzu aus östlicher Sicht u. a.: Günter Görner.
DDR gewährleistet friedlichen Transitverkehr von und nach
West-Berlin, in: Deutsche Außenpolitik. (1968) 11; Herbert
Kröger. Die Entmilitarisierung und Neutralisierung West-
berlins — ein Schritt auf dem Weg zur Sicherung des Frie-
dens. in: Einheit. (1958) 12; ders.. Die rechtlichen Grundla-
gen der sowjetischen Vorschläge zur Lösung der Berliner
Frage, in: Deutsche Außenpolitik. (1959) 1; ders., Strikte
Einhaltung des Westberlin-Abkommens — ein Gebot der
Vernunft und des Rechts, in: Deutsche Außenpolitik. (1977)
12; Wolfgang Walter/Wolfgang Kleinwächter. Zur Entste-
hung des Vierseitigen Abkommens über Westberlin und zum
Kampf um seine Verwirklichung, in: IPW-Forschungshefte.
13 (1978) 4; Rudolf Arzinger/Walter Poeggel. Westberlin —
selbständige politische Einheit. Berlin (Ost) 1965; Gerhard
Keiderling. Die Berliner Krise 1948/49 — Zur imperialisti-
schen Strategie des kalten Krieges gegen den Sozialismus und
der Spaltung Deutschlands. Berlin (Ost) 1982; Gerhard Kei-
derling/Percy Stulz. Berlin 1945 —1968 — Zur Geschichte der
Hauptstadt der DDR und der selbständigen politischen Ein-
heit Westberlin. Berlin (Ost) 1970; Pjotr Abrassimow. West-
berlin — gestern und heute. Berlin (Ost) 1981.
8) Grundriß Völkerrecht. Berlin (Ost) 1983. S. 268.
9) Dokumente (Anm. 2), S. 5.

Die SED-Führung erklärte also ganz Berlin zum
Teil des Staatsgebietes der DDR. Und noch kurz
vor dem Vier-Mächte-Abkommen 1971 wurde im
Jahre 1969 von der Tatsache ausgegangen, „daß
Westberlin eine inmitten der DDR und auf ihrem
Territorium gelegene selbständige politische Ein-
heit darstellt“6). Die hinter diesen Aussagen lie-
gende Rechtsauffassung, die die DDR und die So-
wjetunion bis auf den heutigen Tag beibehalten
haben, beinhaltet, daß ganz Berlin von Anfang an
Tei) der früheren SBZ war, die sowjetische Besat-
zungsmacht somit alleine die Gebietshoheit über
ganz Berlin besaß, die sie auch nicht zugunsten der
Vier-Mächte-Verwaltung aufgegeben habe. Die
Völkerrechtslehre der DDR begründet diesen

Standpunkt im wesentlichen mit folgenden Argu-
menten7):

1. Ganz Berlin sei Teil der früheren SBZ gewesen.
Irgendwelche Rechte habe die Sowjetunion prinzi-
piell nicht zugunsten einer Vier-Mächte-Verant-
wortung aufgegeben: „Da Berlin Teil der sowjeti-
schen Besatzungszone war, erstreckte sich die
Hoheit der sowjetischen Militäradministration
(SMAD) auch auf Berlin, soweit nicht eine spe-
zielle Zuständigkeit der Alliierten Kommandantur
als Verwaltungsorgan vereinbart war.“ )8

Dieser Ansicht stehen folgende Tatsachen entge-
gen: Das „Londoner Protokoll“ vom 12. Septem-
ber 1944, ergänzt am 14. November 1944, sah in der
abgeänderten Fassung in Art. 1 vor, daß die ober-
ste Gewalt in Deutschland von den vier Zonenbe-
fehlshabern ausgeübt wird, „von jedem in seiner
eigenen Besatzungszone und auch gemeinsam in
den Deutschland als Ganzes betreffenden Angele-
genheiten als Mitglieder des durch das gegenwär-
tige Abkommen errichteten obersten Kontrollorga-
nes“9). Diese Londoner Vereinbarungen wurden
von den Regierungschefs auf der Konferenz von



Jalta im Februar 1945 gebilligt, darüber hinaus von
den Siegermächten mit Erklärungen vom 5. Juni
1945 bestätigt10). Im Londoner Protokoll wurde
auch eine ausdrückliche Beschreibung der „Ost-
zone“ vorgenommen, die durch die Streitkräfte der
UdSSR besetzt wurde, jedoch „mit Ausnahme des
Berliner Gebietes, für das ein besonderes Besat-
zungssystem weiter unten vorgesehen ist“11). Das
„Berliner Gebiet“ — unter diesem Ausdruck ist das
Territorium Groß-Berlins zu verstehen, wie es
durch Gesetz vom 27. April 1920 festgelegt wurde
— sollte demnach „gemeinsam von den bewaffne-
ten Streitkräften der USA. des UK und der UdSSR,
die durch die entsprechenden Oberkommandieren-
den dazu bestimmt werden, besetzt“ werden12).

Nicht nur aus dem Wortlaut der Abkommen ergibt
sich, daß Berlin als eine fünfte (internationale)
Zone zu betrachten ist. sondern auch aus den Land-
karten. die dem Protokoll vom 12. September und
dem Ergänzungsabkommen vom . November
1944 beigegeben wurden. Diese Karten sind Be-
standteil der Abkommen. Auf allen Karten sind
die verschiedenen Besatzungszonen Deutschlands
durch eine rote Markierung abgegrenzt. Berlin ist,
wie die anderen Zonen, ebenfalls rot umrandet.
Diese rote Markierung begrenzt also die sowjeti-
sche Besatzungszone und löst Berlin als selbstän-
dige Sonderzone heraus 13). In den vier Zonen wa-
ren die jeweiligen Oberbefehlshaber die
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Träger der
jeweiligen Gebietshoheit. In Berlin hingegen übte
die Alliierte Kommandantur die oberste Gewalt
aus. Ganz Berlin war also eine unabhängige Son-
derzone und keinesfalls Teil der SBZ. Dies ist im
übrigen in der Anfangszeit von der Sowjetunion
auch anerkannt worden; die bis auf den heutigen
Tag geltenden Sonderregelungen (siehe unten) be-
stätigen dies. Zahlreiche Anordnungen der Kom-
mandantur und des Kontrollrates belegen ferner,
daß unter Mitwirkung der sowjetischen Seite zu-
nächst immer wieder zwischen Berlin und der SBZ
unterschieden worden ist.

2. Die „Mitbeteiligung der Westmächte an der Be-
setzung und Verwaltung Berlins“ habe die Sowjet-
union freiwillig eingeräumt ). nur dadurch sei eine
„Teilnahme der Westmächte an der gemeinsamen
Verwaltung Berlins“ möglich geworden ). Nach
dieser Lesart sollte lediglich die „Gleichberechti-
gung der Hauptmächte“ dokumentiert werden, die
für den Alliierten Kontrollrat als oberstem Regie-
rungsorgan der vier Hauptsiegermächte einen ge-
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meinsamen Sitz benötigt hätten, um die „Erfüllung
der Auflagen des Potsdamer Abkommens“ zu kon-
trollieren ).16

In keinem Abkommen gibt es jedoch Hinweise auf
eine reduzierte Rechtsposition der Westmächte in
Berlin. Auch der Versuch, mit Hilfe des Begriffes
„Verwaltung“ eine solche mindere Berechtigung
der westlichen Alliierten in Berlin zu begründen,
kann nicht überzeugen, zumal die UdSSR den Be-
griff „Sowjetische Militärverwaltung in Deutsch-
land“ ) (SMAD) für ihr Besatzungsregime ver-
wendet hat.
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3. Mit dem Ende der Tätigkeit des Alliierten Kon-
trollrates sei auch der Berlin-Kommandantur die 
Berechtigung entzogen worden.

Zwar erhielt die Berlin-Kommandantur auch Wei-
sungen vom Alliierten Kontrollrat, doch hängt die 
rechtliche Existenz der Berlin-Kommandantur
nicht vom Kontrollrat ab. zumal diese bereits am
11. Juni 1945 ihre Tätigkeit aufgenommen und eine
Reihe von Befehlen gegeben hat. Hingegen konsti-
tuierte sich der Kontrollrat, den der sowjetische
Oberkommandierende. Marschall Sokolowski, am
20. März 1948 verließ, erst am 30. August 1945.

4. Die Anwesenheit der Westmächte in Berlin und
damit die Tätigkeit der Berlin-Kommandantur sei
„mit der Erfüllung der Bestimmungen des Potsda-
mer Abkommens eng verbunden und damit zeitlich
begrenzt“ ) gewesen.18

Auch dies trifft nicht zu: In dem am 14. November
1944 ergänzten Londoner Abkommen wird in
Art. 10 zwar davon ausgegangen, daß die alliier-
ten Organe für die Kontrolle und Verwaltung
Deutschlands ihre Tätigkeit „während der Anfangs-
phase der Besetzung Deutschlands“ ausüben, „die
unmittelbar auf die Kapitulation folgt, d. h. wäh-
rend der Periode, in der Deutschland die grundle-
genden Forderungen der bedingungslosen Kapitu-
lation erfüllen wird“ ). Andererseits muß darauf
hingewiesen werden, daß in Art. 11 von der Not-
wendigkeit ausgegangen wird, ein besonderes Ab-
kommen zu einem späteren Zeitpunkt abzuschlie-
ßen, mit dem die Erfüllung der Kontroll
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- und Ver-
waltungsaufgaben in Deutschland sichergestellt
werden soll. Dieses Abkommen ist jedoch nie ge-
schlossen worden. Demnach konnten auch nicht die
in dem Londoner Abkommen vorgesehenen Kon-
trollorgane durch den Auszug der sowjetischen
Seite zum Erlöschen kommen. Dies wäre nur durch
eine Übereinkunft derjenigen Mächte möglich ge-
wesen. die die Kontrollorgane eingesetzt haben.



5. Die westlichen Alliierten hätten sich immer mehr
vom Geist des „Potsdamer Abkommens“ entfernt
und dieses verletzt ).20

Das Potsdamer Abkommen ist aber insoweit recht-
lich unbedeutend, da diese Konferenz vom 17. Juli
bis zum 2. August 1945 stattfand und die Gültigkeit
der Londoner Abkommen unabhängig vom Potsda-
mer Abkommen gesehen werden kann, selbst wenn
spätere Abkommen gegenüber früheren grundsätz-
lich Vorrang besitzen. Dieser Grundsatz gilt indes
nur dann, wenn das spätere Abkommen den glei-
chen Gegenstand behandelt wie das frühere. Das
Potsdamer Abkommen befaßt sich jedoch mit den
für die Anfangsphase der Besetzung vorgesehenen
Besatzungszielen, die Londoner Abkommen über
die Besatzungszonen legen hingegen die für die ge-
samte Periode der Besetzung vorgesehene Eintei-
lung Deutschlands in verschiedene Besatzungsge-
biete fest21)- Übrigens hat Frankreich wesentlichen
Besatzungszielen des Potsdamer Abkommens nicht
zugestimmt und dennoch hat niemand die französi-
schen Besatzungsrechte bestritten. Niemand hat zu-
nächst die Besatzungsrechte von der Billigung und
Erfüllung der Besatzungsziele des Potsdamer Ab-
kommens abhängig gemacht ).22

6. Auch die Tatsache, daß die Wasserstraßen und
das Verkehrsnetz sowie eine Reihe von Einrichtun-
gen in West-Berlin unter sowjetischer Verwaltung
blieben, nachdem die Westmächte in ihre Sektoren
eingerückt waren, wurde als Argument für die Ge-
bietshoheit der Sowjetunion in ganz Berlin ange-
führt: „Alle von der sowjetischen Besatzungsmacht
vor der Beteiligung der Westmächte an der Verwal-
tung Berlins erlassenen Befehle und Anordnungen
für Berlin blieben weiterhin in Kraft; die Reichs-
bahnanlagen und das Wasserstraßennetz Berlins
blieben in vollem Umfang unter sowjetischer Zu-
ständigkeit; die sowjetische Besatzungsmacht erließ
auch nach dem Einzug der drei Westmächte in Ber-
lin für die gesamte Stadt Befehle und Anordnun-
gen. wie z. B. den SMAD-Befehl vom 27. Juli 1945
über die Schaffung von 11 deutschen ZentralVer-
waltungen für die damalige sowjetische Besatzungs-
zone einschließlich Berlin.“ )23

Tatsächlich war die Verwaltung von Wasserstra-
ßen. Eisenbahn usw. eine reine Konzession der
Westmächte. Wegen der Einheit des Verkehrsnet-
zes erschien es seinerzeit nicht sinnvoll, die Verwal-
tungskontrolle über rein technische Einrichtungen
aufzuteilen. Eine Interpretation, daß die Gebiets-
hoheit der Alliierten Kommandantur von einer sol-
chen Konzession berührt worden wäre, ist nicht
berechtigt.

7. Ganz Berlin sei mit Gründung der DDR recht-
lich Bestandteil der DDR geworden: „Obwohl auch
der westliche Teil Groß-Berlins zum Territorium
der damaligen sowjetischen Besatzungszone und
nach der Gründung der DDR zu ihrem Staatsterri-
torium gehörte, wurde sie rechtswidrig daran gehin-
dert, in und gegenüber Westberlin ihre Hoheitsbe-
fugnisse auszuüben.“ ) Der DDR seien von der
UdSSR am 10. Oktober 1949 die ihr zustehenden
Verwaltungsfunktionen der ehemaligen sowjeti-
schen Besatzungszone einschließlich der „Haupt-
stadt der DDR, Berlin“ übertragen worden ).
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Diese Argumentation kam spät: In der Anfangszeit
achtete die Sowjetunion peinlich genau darauf, daß
die territorialen Unterschiede zwischen dem Ost-
sektor von Berlin und dem Staatsgebiet der DDR
berücksichtigt wurden. Erst ab 1958. also kurz vor
der zweiten Berlin-Krise, sah sich die DDR in der
Lage, den Ostsektor Berlins als „Hauptstadt der
DDR“ zu bezeichnen. Für die gesamtdeutschen
Belange war der Kontrollrat aufgrund der Vier-
Mächte-Vereinbarungen Träger der Gebietshoheit,
für die Besatzungszonen die jeweiligen Befehlsha-
ber. für Berlin jedoch die Alliierte Kommandantur
mit dem Kontrollrat als höchster Instanz. Nach
westlicher Auffassung wurde also die Gebietshoheit
über Berlin nicht auf die einzelnen Sektorenkom-
mandanten aufgespalten, sondern lag gemeinsam in
den Händen aller vier Mächte. An dieser Rechts-
lage hat die weitgehende Integration Ost-Berlins in
die DDR nichts geändert. Erst 1958 behauptete die
Sowjetunion in einer Note an den UN-Generalse-
kretär, „daß Berlin die Hauptstadt der Deutschen
Demokratischen Republik ist“26). Es dürfte sich
dabei um die erste offizielle sowjetische Erklärung
handeln, nach der Berlin als Hauptstadt der DDR
bezeichnet wird27).

Professor Herbert Kröger. SED-Experte für Staats-
und Völkerrecht, hatte im Januar 1958 in der Zeit-
schrift „Deutsche Außenpolitik“ zu „Fragen des
staatsrechtlichen Status von Berlin“ behauptet,
ganz Berlin sei gemäß den Vier-Mächte-Vereinba-
rungen ein Teil der SBZ gewesen. Er ging davon
aus, daß die sowjetische Besatzungsmacht aufgrund
der Vier-Mächte-Vereinbarungen die oberste Ge-
walt (Gebietshoheit) über ganz Berlin besitze, wäh-
rend die Rechte der Westmächte auf ein Mitwir-
kungsrecht bei der Besetzung und Verwaltung Ber-
lins beschränkt gewesen seien. Am 27. Oktober
1958, zu Beginn der zweiten Berlin-Krise, machte
sich Ulbricht die Thesen Krögers zu eigen. Er be-
tonte in einer Rede, daß auch aufgrund des Vertra-
ges mit der Sowjetunion vom 20. September 1955
„im demokratischen Teil der Hauptstadt der Deut-



sehen Demokratischen Republik keinerlei Kon-
troll- und Aufsichtsgewalt aus der Besatzungszeit
mehr besteht“28). Die DDR kenne „keinerlei Be-
schränkungen ihrer Souveränität“, sie übe „ihre
Hoheitsrechte auch in und für Berlin“ aus29). Zwi-
schen den Zeilen ließ er aber erkennen, daß die
DDR die Einschränkungen ihrer Souveränität, wie
sie im Zusammenhang mit der Kontrolle des Ver-
kehrs von Truppenpersonal und Gütern der in
West-Berlin stationierten Garnisonen auftreten,
möglichst bald beseitigt sehen möchte30).

Die SED setzte als Nahziel alles daran, eine mög-
lichst vollständige Integration Ost-Berlins in das
Staatsgebiet der DDR zu erreichen. Gleichzeitig
kam es ihr darauf an. den Status West-Berlins zu
diminuieren — und dies mit Hilfe einer eigenen
Interpretation des Berlin-Status. Nach Abschluß
des Vier-Mächte-Abkommens von 1971 wurde von

der DDR die bis dahin gebräuchliche Formel von
der „selbständigen politischen Einheit“ oder „be-
sonderen politischen Einheit“ zwar kaum noch oder
nur in Umschreibungen verwendet. Doch ist mit
dieser semantischen Änderung keineswegs eine
grundsätzliche Abkehr von der bisherigen DDR-
Position verbunden. Denn das Vier-Mächte-Ab-
kommen von 1971 wurde in dem Bewußtsein ge-
schlossen. daß eine Übereinstimmung in Statusfra-
gen nicht erzielt werden konnte. Während die west-
liche Seite davon ausgeht, das Berlin-Abkommen
beziehe sich auf ganz Berlin, wird dies von der öst-
lichen Seite kategorisch zurückgewiesen31). Die
westliche Seite spricht daher vom „Vier-Mächte-
Abkommen über Berlin“, die östliche Seite dage-
gen von einem „Vierseitigen Abkommen über
Westberlin“. Trotz der unterschiedlichen Interpre-
tationen in Statusfragen wurde mit Hilfe des Vier-
Mächte-Abkommens ein Modus vivendi gefunden,
der seitdem größere Berlin-Krisen verhinderte.

III. Der Status von West-Berlin aus SED-Sicht

Wie die DDR den Status West-Berlins sieht, zeigen
folgende Zitate Erich Honeckers:
1973: „Westberlin — diese kapitalistische Insel, die-
ses Sondergebilde inmitten der Deutschen Demo-
kratischen Republik — ist kein Bestandteil irgend-
welchen Staates.“32)
1977: „Berlin ist die Hauptstadt der Deutschen De-
mokratischen Republik und Westberlin ein beson-
deres Gebiet, das durch das Vierseitige Abkommen
vom 3. September 1971 Zukunftschancen erhalten
hat.“33)

1986: „Was Berlin (West) betrifft, so sind wir für die
strikte Einhaltung und volle Anwendung des Vier-
seitigen Abkommens vom 3. September 1971. das
sich, nicht zuletzt zum Vorteil der West-Berliner
selbst, im Leben bewährt. Auch in Zukunft erteilen
wir gemeinsam mit unseren Verbündeten allen Ver-
suchen eine entschiedene Abfuhr, die das Abkom-
men auf seine Belastbarkeit testen und seine Kern-
bestimmung unterlaufen, daß Westberlin nicht zur
BRD gehört und nicht von ihr regiert werden
darf.“34)

Im Zusammenhang mit dem Chruschtschow-
Ultimatum vom 27. November 195835) wird in der
Bundesrepublik häufig die Vermutung geäußert,
die DDR und die Sowjetunion gingen von einer
Drei-Staaten-Theorie aus. Seinerzeit hatte
Chruschtschow vorgeschlagen, West-Berlin in eine
„entmilitarisierte Freie Stadt“ umzuwandeln, wenn
die drei Westmächte aus Berlin abzögen. Hatte die-
ses damalige „Angebot“ die Zielsetzung eines sou-
veränen Staates „West-Berlin“ im Auge, wie man-
che vermuteten? Die Völkerrechtslehre der DDR
lehnt indes eine Drei-Staaten-Theorie völlig ab. Sie
geht von zwei souveränen deutschen Staaten und
von West-Berlin — zumeist als „Westberlin“ be-
zeichnet — aus, dem keine generelle Völkerrechts-
subjektivität zugebilligt wird. Dabei wird auf „be-
sondere Völkerrechtssubjekte“ in der Geschichte
hingewiesen, wie auf die Freien Städte (z. B. Kra-
kau und Danzig). Bei solchen besonderen Völker-
rechtssubjekten handele es sich in der Regel um
„staatsähnliche Gebilde, weil sie ebenso wie Staa-
ten über ein bestimmtes, wenn auch meist sehr klei-
nes Territorium verfügen, eine Bevölkerung auf-
weisen und auch einen Regierungsapparat besit-
zen“36). Dennoch stellten diese „keine originären
Völkerrechtssubjekte“ wie die Staaten dar. weil
ihre Entstehung und ihre Existenz auf besonderen
völkerrechtlichen Regelungen beruhten. In Aus-
nahmefällen könnten internationale Beziehungen
auch von „staatsähnlichen oder sonstigen politisch-



sozialen Gebilden (Einheiten), die keine Staaten
sind, ausgehen“37). West-Berlin besitze gleichwohl
auch deshalb keine selbständige Völkerrechtssub-
jektivität, weil „diese zu keinem Staat gehörende
Stadt“ unter einem Besatzungsregime stünde und
ihr rechtlicher Status im Vier-Mächte-Abkommen
geregelt sei. Dies schließe indes nicht aus. daß „die
besondere politische Einheit Westberlin“ eine „be-
stimmte völkerrechtliche Vertragsfähigkeit“ be-
sitze ). Von einer solchen mache sie beispielsweise
beim Abschluß von Vereinbarungen zwischen der
DDR und dem Senat über Reise
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- und Besucherver-
kehr Gebrauch. Insofern handele es sich hier prin-
zipiell um völkerrechtliche Verträge.
Der Status West-Berlins ist also für die DDR ein
Status sui generis, der durch folgende fünf Merk-
male bestimmt wird:

1. West-Berlin unterliege „nach wie vor einem ent-
sprechend der bestehenden Lage modifizierten Be-
satzungsregime der vier Mächte“ ).39

2. West-Berlin sei „in gesellschaftlicher, politischer
und ökonomischer Hinsicht durch seine Insellage 
inmitten des Staatsterritoriums der DDR charakte-
risiert" ).40

3. Die „drei Westsektoren von Berlin“ seien terri-
torial und völkerrechtlich „kein Bestandteil der
Bundesrepublik“ und würden auch von ihr nicht
regiert werden )-41

4. In West-Berlin bestehe „eine ihrem Wesen nach
imperialistische staatliche Ordnung“, die sich „al-
lerdings unter den Bedingungen der Existenz eines
Besatzungsregimes entwickelte und weiterhin ent-
wickelt.“ Es existierten ein eigener staatlicher
Machtapparat sowie eine eigene Verfassung ).42

5. Schließlich sei festzustellen, daß die „ständigen
Einwohner von Berlin (West)“ eigene Personaldo-
kumente besitzen „und ihren eigenen personalpoli-
tischen Status haben, d. h.. sie sind weder Staats-
bürger der BRD noch der DDR“ ).43

Insgesamt gesehen ist also der völkerrechtliche Sta-
tus West-Berlins aus Sicht der SED „durch den
modifizierten Fortbestand eines Besatzungsregimes
der Vier Mächte, durch seine geographische Lage
inmitten der DDR und durch die Nichtzugehörig-
keit der Stadt zur BRD charakterisiert“44).

Hinweise zur Statusinterpretation Berlins gibt auch
der „Vertrag über Freundschaft. Zusammenarbeit

und gegenseitigen Beistand“ zwischen der DDR
und der Sowjetunion vom 7. Oktober 1975, in dem
es in Art. 7 wörtlich heißt: „In Übereinstimmung
mit dem vierseitigen Abkommen vom 3. Septem-
ber 1971 werden die hohen vertragsschließenden
Seiten ihre Verbindungen zu Westberlin ausgehend
davon unterhalten und entwickeln, daß es kein Be-
standteil der Bundesrepublik Deutschland ist und
auch weiterhin nicht von ihr regiert wird.“45). Die-
ser Text ist zwar an die Formulierungen des Vier-
Mächte-Abkommens angelehnt, er zeigt aber auch,
wie restriktiv DDR und Sowjetunion die Bindungen
von Berlin (West) an den Bund interpretieren. So
war im Vier-Mächte-Abkommen geregelt, daß „die
Bindungen zwischen den Westsektoren Berlins und
der Bundesrepublik Deutschland aufrechterhalten
und entwickelt werden“46).

Das Wort „entwickeln“ weist auf ein wichtiges dy-
namisches Element hin. Dieser Satz war eindeutig
ein Zugeständnis der Sowjetunion an die westliche
Seite, da bis zum Abschluß des Vier-Mächte-Ab-
kommens vorr der östlichen Seite immer wieder
West-Berlin als eine „selbständige politische Ein-
heit“ bezeichnet wurde. Der Text dieses Freund-
schaftsvertrages jedoch negiert dieses Zugeständnis
an die westliche Seite, weshalb auch die drei West-
mächte in einer Erklärung darauf hingewiesen ha-
ben. daß dieser Vertrag zwischen der UdSSR und
der DDR nichts an der Rechtsgrundlage Berlins
oder an dem Vier-Mächte-Abkommen zu ändern
vermag47).

Die DDR bemüht sich, in ihren Verträgen mit
Drittstaaten ihren Rechtsstandpunkt zu Berlin aus-
drücklich zu fixieren. Dabei fällt allerdings auf, daß
sich nach dem Abschluß des Vier-Mächte-Abkom-
mens keine Formulierungen bezüglich West-Ber-
lins als einer „selbständigen politischen Einheit“
mehr finden. Noch im Freundschaftsvertrag mit
Rumänien betrachteten die DDR und Rumänien
West-Berlin als eine „besondere politische Einheit“
(Art. 9)48). In späteren internationalen Verträgen
hingegen wird dieser Terminus nicht mehr ver-
wandt. So heißt es im Freundschaftsvertrag mit
Ungarn in Art. 7: „In Übereinstimmung mit dem
Vierseitigen Abkommen vom 3. September 1971
werden die Hohen Vertragsschließenden Seiten
ihre Verbindungen zu Westberlin ausgehend davon
unterhalten und entwickeln, daß es kein Bestandteil



der Bundesrepublik Deutschland ist und auch wei-
terhin nicht von ihr regiert wird“49). Gleichlau-
tende Artikel sind im Vertrag über Freundschaft
und Zusammenarbeit zwischen der DDR und der
Mongolischen Volksrepublik vom 6. Mai 1977 so-
wie im Vertrag über Freundschaft, Zusammenar-
beit und gegenseitigen Beistand zwischen der DDR
und der Volksrepublik Polen vom 28. Mai 1977 ent-
halten50).

4)9

5) Siehe hierzu insbesondere Hans Heinrich Mahncke. Das
Hauptstadtproblem, in: Jacobsen/Leptin/Scheuner/Schulz
(Anm. 1). S. 109 ff.
52) Udo Wetzlaugk, Berlin und die deutsche Frage. Köln
1985. S. 98.
53) Dokumente (Anm. 2). S. 253 ff. Siehe auch die Verord-
nung vom 14. Februar 1958. ebd.. S. 277 ff.

Der besondere Status West-Berlins aus Sicht der
DDR kommt auch in einigen aus ihrer Sicht nicht
unwichtigen Formalitäten zum Ausdruck. So gibt es
im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der DDR eine Abteilung, die für die Bundesrepu-

blik Deutschland zuständig ist (Abteilungsleiter:
Seidel), und eine formal gleichrangige, eigene Ab-
teilung für West-Berlin, an deren Spitze ein Abtei-
lungsleiter (Dr. Müller) mit Botschafterrang sitzt. 
Während Seidel für die Kontakte zur Ständigen
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei
der DDR zuständig ist, gehören in den Zuständig-
keitsbereich von Müller die Kontakte zum Senat
von Berlin. Die DDR versucht dabei, den Senat
von Berlin umfassend ins Gespräch zu ziehen, wäh-
rend nach westlicher Auffassung Müller trotz seines
Botschafterranges lediglich „Besuchsbeauftragter
der DDR“ ist — ebenso wie sein West-Berliner
Gesprächspartner, Senatsdirigent Kunze, der Be-
suchsbeauftragter des Senates ist.

IV. Berlin — Hauptstadt der DDR?

Schon frühzeitig wurden von der DDR-Führung
alle wichtigen Regierungsinstitutionen — mit Aus-
nahme des Verteidigungsministeriums —, vor al-
lem aber auch die SED-Führung, im sowjetischen
Sektor Berlins angesiedelt. Die darin zum Aus-
druck kommende Hauptstadtfunktion des Ost-
teils ) der Stadt war aber zum Zeitpunkt der Grün-
dung der DDR keineswegs formalisiert. Denn es
war auch in der rechtlichen Betrachtungsweise der
Sowjetunion klar, daß der neue Staat DDR von
einem Gebiet aus regiert wurde,
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das rechtlich nicht
zu diesem gehörte und einer Vier-Mächte-Verant-
wortung für ganz Berlin unterlag. Andererseits
wurde dadurch auch der Anspruch Berlins symbo-
lisiert. Hauptstadt ganz Deutschlands zu sein, was
in der ersten Verfassung der DDR aus dem Jahr
1949 zum Ausdruck kam. Doch als besonders
nachteilig wirkte sich in den ersten Jahrzehnten der
DDR-Existenz die Tatsache aus, daß die DDR
nicht alle Attribute eines „normalen“ Staates be-
saß, und zwar alleine schon deshalb, weil ihr auch
nach der sowjetischen Souveränitätsübertragung
von 1954/1955 eine eigene, „ihrer Gebietsho-
heit uneingeschränkt unterliegende Hauptstadt
fehlte“52). Die Stadtverordnetenversammlung von
Ost-Berlin übernahm nämlich erst am 28. Januar
1957 des „Gesetz über die örtlichen Organe der
Staatsmacht“53), das die faktische Integration Ost-
Berlins in das Regierungssystem der DDR weitge-
hend abschloß. Allerdings muß es die Regierenden
in der DDR verbittert haben, daß selbst nach dem

Mauerbau am 13. August 1961 in Ost-Berlin Reste
eines Sonderstatus (z. B. im Hinblick auf die Ost-
Berliner Volkskammer-Abgeordneten) erhalten
blieben. In diesem Zusammenhang wurde im
„Neuen Deutschland“ von schwer zu erklärenden
Versäumnissen gesprochen, „die teilweise (in)
Rücksichten auf internationale Vorgänge und sonst
irgendwie begründet sind“54). Diese Sonderstel-
lung zeigte sich beispielsweise daran, daß Berliner
Abgeordnete der Volkskammer lediglich „bera-
tende Stimme“ hatten, diese nur in einem indirek-
ten Verfahren (durch die Stadtverordnetenver-
sammlung) nominiert, also nicht von der Bevölke-
rung unmittelbar „gewählt“ wurden. Darüber hin-
aus galten die DDR-Gesetze nicht automatisch im
Ostsektor, sondern erst nach Zustimmung durch
den Magistrat und nach gesonderter Verkündung.
Gleichwohl hatte sich die DDR schon frühzeitig
bemüht, möglichst viele Kennzeichen dieses Son-
derstatus zu beseitigen. Im November 1953 wurde
beispielsweise angeordnet, daß die bis dahin ausge-
stellten Deutschen Personalausweise für die Bevöl-
kerung von „Groß-Berlin“ durch die Personalaus-
weise der DDR ersetzt wurden.
Weitere Schritte zur Aufhebung des Sonderstatus
von ganz Berlin und Ost-Berlins speziell waren:
— Am 26. Januar 1962 wurde im damals noch exi-
stierenden „Verordnungsblatt für Groß-Berlin“ die
Übernahme des Verteidigungsgesetzes der DDR
vom 20. September 1961 und des Gesetzes der
Volkskammer vom 24. Januar 1962 über die allge-
meine Wehrpflicht für die „Hauptstadt Berlin (De-
mokratisches Berlin)“ verkündet55).
— Im September 1976 erschien zum letzten Male
das „Verordnungsblatt für Groß-Berlin“, in dem bis

M) Neues Deutschland vom 13. November 1960.
5) Dokumente (Anm. 2), S. 463f.; siehe zu den Aufwer-
tungsbemühungen als „Hauptstadt“ auch Gerd Langguth.
Die Berlin-Politik der DDR, Melle 1987.



dahin alle von der DDR für Ost-Berlin übernom-
menen Rechtsnormen veröffentlicht wurden.
Wenngleich vor dem Zeitpunkt der Einstellung nur
noch die für Ost-Berlin gültigen Gesetze und Ver-
ordnungen aufgeführt, die jeweiligen Texte indes
nicht mehr abgedruckt wurden, so zeigt doch allein
die Existenz eines solchen Verordnungsblattes die
auf der östlichen Seite berücksichtigte Sonderstel-
lung Ost-Berlins.
— Noch bis zum Dezember 1976 hatte es auch an
den Ausfallstraßen von Ost-Berlin in die DDR
Kontrollposten gegeben, die mit Beginn des Jahres
1977 entfielen. Eine solche formale Sondersituation
gab es für keine Großstadt der DDR.
— Die bis zum Frühjahr 1977 gebräuchliche Be-
zeichnung „Magistrat von Groß-Berlin“ wurde da-
nach in „Magistrat von Berlin, Hauptstadt der
DDR“ umgewandelt.
— Die Volkskammer beschloß am 28. Juni 1979,
künftig die 66 Abgeordneten von Ost-Berlin di-
rekt wählen zu lassen und nicht — wie bisher — von
der Stadtverordnetenversammlung zu delegieren.
Schon nach der Volkskammerwahl im Oktober
1976 hatten die Ost-Berliner Abgeordneten keinen
gesonderten Abgeordneten-Ausweis mehr erhal-
ten.
Zwar argumentiert die DDR immer wieder, sie
habe die volle Souveränität über „Berlin. Haupt-
stadt der DDR“, womit sie den Ostteil der Stadt
meint. Sicherlich war der wichtigste „Erfolg“ im
Kampf gegen den Sonderstatus ganz Berlins der
Bau der Mauer im Jahre 1961. Denn bis zu diesem
Zeitpunkt war die Bewegungsfreiheit für Bürger
Berlins in beiden Stadthälften gegeben. Aber mit
dem Bau der Mauer wurde für die östliche Seite nur
ein Teilerfolg erzielt. Denn es gelang auch während
der zweiten Berlin-Krise (1958—1962) nicht, die
Westmächte aus Berlin herauszudrängen und damit
insgesamt den Sonderstatus Berlins zu beseitigen.
Die DDR- und SED-Führung hatten seitdem jede
Zurückhaltung verloren, den Anspruch auf die
Hauptstadteigenschaft Ost-Berlins offensiv zu ver-
treten. Doch bis auf den heutigen Tag zeigen einige

wichtige Punkte den Sonderstatus ganz Berlins auf
und damit auch, daß die DDR über ihre eigene
„Hauptstadt“ keinesfalls die volle Souveränität be-
sitzt. Zu diesen gehören:

— Nach wie vor gibt es eine Bewegungsfreiheit von
Soldaten aller vier Siegermächte in ganz Berlin. Die
Bemühungen der DDR, Patrouillenfahrten der
Westmächte im Ostsektor der Stadt zu behindern,
sind gescheitert.

— Für ganz Berlin bestehen nach wie vor beson-
dere Rechte für die Diplomaten der Generalkonsu-
late und insbesondere der nach wie vor existieren-
den Militärmissionen. Diese besondere Stellung der
Diplomaten wurde deutlich, als die DDR im Som-
mer 1986 den Versuch unternahm, eine Visum-
pflicht für die in West-Berlin stationierten Diplo-
maten (also auch für die Angehörigen der Militär-
missionen) einzuführen und neue Ausweisbestim-
mungen für die Diplomaten in Ost-Berlin durchzu-
setzen. Dieser Versuch scheiterte am Widerstand
der westlichen Seite. Eine besondere rechtliche Be-
deutung kam dabei der Bewegungsfreiheit der An-
gehörigen der Militärmissionen zu. weil diese Ein-
richtungen noch zu Zeiten des Alliierten Kontroll-
rates als Verbindungsstellen zu anderen Staaten
eingerichtet worden waren. Die Militärmissionen
sind also auch heute noch Einrichtungen gesamt-
alliierten Rechtes.

— Die gemeinsame Flugsicherheitszentrale der
vier Alliierten, die in einem Umkreis von 32 km für
die Kontrolle des Flugverkehrs in und um Berlin
zuständig ist. signalisiert als interalliierte Einrich-
tung. daß die DDR in ihrem eigenen Territorium
nicht über die volle Souveränität im Luftraum ver-
fügt — was im übrigen auch die drei Luftkorridore
zeigen.

— Nach wie vor gibt es besondere Regelungen für
den Transport von Militärpersonen und Militärgü-
tern der westlichen Garnisonen auf dem Eisenbahn-
wege. da deren Kontrolle der „Gruppe der sowjeti-
schen Streitkräfte in Deutschland“ und nicht den
DDR-Behörden unterliegt56).



V. Die Haltung der Sowjetunion zur Berlin-Frage

DDR und Sowjetunion erklären bei jeder Gelegen-
heit, daß die DDR völlige Souveränität besitze.
Ziel solcher Äußerungen ist es, dem Eindruck ent-
gegenzuwirken, daß die kommunistische Ordnung
in der DDR durch die UdSSR oktroyiert worden
sei. Eine Analyse der völkerrechtlichen Erklärun-
gen der Sowjetunion und insbesondere der Ver-
träge zwischen der Sowjetunion und der DDR führt
aber zu dem Ergebnis, daß die sowjetische Führung
ihrem ostdeutschen Verbündeten keinesfalls alle
Souveränitätsrechte übertragen hat.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, daß die So-
wjetunion mit der DDR auch keinen separaten
Friedensvertrag geschlossen hat. Nur ein Friedens-
vertrag könnte der DDR alle Souveränitätsrechte
verleihen. Im Zusammenhang mit der zweiten Ber-
lin-Krise hatte Chruschtschow zwar einen solchen
separaten Friedensvertrag mit der DDR angedroht,
doch wurde dieser bis heute nicht realisiert. Diese
Nicht-Gewährung der völligen Souveränität zeigt
sich in den nachfolgenden Vertragswerken zwi-
schen der UdSSR und der DDR:
— Bevor der Moskauer Vertrag vom 20. Septem-
ber 1955 über die Beziehungen zwischen der DDR
und der Sowjetunion geschlossen wurde57), er-
klärte die Sowjetregierung am 25. März 1954. sie
behalte in der DDR diejenigen „Funktionen, die 
mit der Gewährleistung der Sicherheit im Zusam-
menhang stehen und sich aus den Verpflichtungen
ergeben, die der Sowjetunion aus dem Viermächte-
abkommen erwachsen“58). Diese Erklärung der
Sowjetregierung wurde durch eine Erklärung des
Ministerrates der DDR vom 27. März 1954 bestä-
tigt59).
— Auch der Vertrag über Freundschaft, gegensei-
tigen Beistand und Zusammenarbeit zwischen der
Deutschen Demokratischen Republik und der
UdSSR vom 12. Juni 1964 war keinesfalls ein sepa-
rater Friedensvertrag mit der DDR, zumal in der
Präambel von dem „Wunsch“ gesprochen wurde,
„den Abschluß eines deutschen Friedensvertrages
zu erleichtern und die Verwirklichung der Einheit
Deutschlands auf friedlicher und demokratischer
Grundlage zu fördern“60). Auf dem VI. Parteitag
der SED hatte Chruschtschow am 16. Januar 1963
bereits angedeutet, daß er nach dem Mauerbau eine
Lösung der Berlin-Frage nicht mehr als so dringlich

ansehe, weil der 13. August 1961 „der wichtigste
Schritt zur Festigung der Souveränität“ der DDR
gewesen sei61). Einen Journalisten zitierend, sagte
er im Zusammenhang mit dem 13. August 1961:
„Somit habt ihr. noch ehe der Friedensvertrag un-
terzeichnet ist. alles bekommen, was ihr wolltet,
und was ihr durch den Abschluß dieses Vertrages zu
erlangen gedachtet“62). Im übrigen wurde in Art. 6
dieses Vertrages festgelegt: „Die hohen ver-
tragsschließenden Seiten werden West-Berlin als
selbständige politische Einheit betrachten“63). Die 
drei Westmächte haben mit einer Erklärung vom
26. Juni 1964 die Bezeichnung West-Berlins als
„selbständige politische Einheit“ zurückgewie-
sen64).

— Der „Vertrag über Freundschaft, Zusammenar-
beit und gegenseitigen Beistand“ zwischen der
DDR und der UdSSR vom 7. Oktober 1975 entließ
die DDR ebenfalls nicht in die völlige Souveränität,
zumal in Art. 1 von „ewiger und unverbrüchlicher
Freundschaft“ und „brüderlicher gegenseitiger
Hilfe auf allen Gebieten“ gesprochen wird65).
Denn in Art. 10 dieses für die Dauer von 25 Jahren
abgeschlossenen Vertrages heißt es: „Dieser Ver-
trag berührt nicht die Rechte und Pflichten der
hohen vertragsschließenden Seiten aus gültigen
zwei- und mehrseitigen Abkommen.“ Mit dieser
Formulierung bezieht sich die Sowjetunion exakt
auf ihre Verpflichtungen gegenüber den drei West-
alliierten, die sie in den beiden anderen vorange-
gangenen Verträgen gleichwohl konkreter aufge-
führt hatte. Zur Berlin-Frage heißt es in Art. 7: „In
Übereinstimmung mit dem Vierseitigen Abkom-
men vom 3. September 1971 werden die hohen ver-
tragsschließenden Seiten ihre Verbindungen zu
Westberlin ausgehend davon unterhalten und ent-
wickeln, daß es kein Bestandteil der Bundesrepu-
blik Deutschland ist und auch weiterhin nicht von
ihr regiert wird“ ). Damit werden Formulierungen66



aus dem Vier-Mächte-Abkommen über Berlin ver-
wandt, wenn auch in verkürzter Form, da im Vier-
Mächte-Abkommen das dynamische Element ent-
halten ist, daß die „Bindungen“ (die ostdeutsche
Fassung spricht von „Verbindungen“) zwischen
West-Berlin und dem Bund „aufrechterhalten und
entwickelt werden“ können. (II B des Vier-
Mächte-Abkommens).

Die Berlin-Frage — aber auch die Tatsache, daß die
Sowjetunion an ihren Rechten in bezug auf
Deutschland als Ganzes generell festhält — zeigt,
daß die Sowjetunion Berlin als Hebel für ihre Poli-
tik zu nutzen weiß. Die Rechtsposition der Sowjet-
union wird an den beiden folgenden Beispielen be-
sonders deutlich:

Am 9. November 1972 wurde in den vier Haupt-
städten eine Erklärung der Regierungen Frank-
reichs. Großbritanniens, der Sowjetunion und der
Vereinigten Staaten herausgegeben, die im Zusam-
menhang mit dem Grundlagenvertrag zwischen den
beiden Staaten in Deutschland und dem daraus re-
sultierenden Beitritt der DDR und der Bundesre-
publik Deutschland in die Vereinten Nationen
stand. Interessanterweise stellten die vier Regie-
rungen fest, „daß diese Mitgliedschaft die Rechte
und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte und die
bestehenden diesbezüglichen vierseitigen Regelun-
gen. Beschlüsse und Praktiken in keiner Weise be-
rührt“67).

Die Tatsache, daß sich die Sowjetunion 1971 an
einem Abkommen über Berlin beteiligte — selbst
wenn es hinsichtlich des Geltungsbereiches dieses
Abkommens einen Auslegungsstreit gibt —, zeigt
auf,-daß die Sowjetunion an ihren fortbestehenden
Rechten vor allem bezüglich Berlins festhält. Dies
kommt übrigens auch eindeutig in der Präambel des
Vier-Mächte-Abkommens zum Ausdruck, wenn
symbolhaft darauf hingewiesen wird, daß die Regie-
rungen der vier Alliierten, vertreten jeweils durch
ihre Botschafter, „in dem früher vom Alliierten
Kontrollrat benutzten Gebäude im amerikanischen
Sektor Berlins eine Reihe von Sitzungen abgehalten
haben“ — und zwar „handelnd auf der Grundlage
ihrer Viermächte-Rechte und -Verantwortlichkei-
ten und der entsprechenden Vereinbarungen und
Beschlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- und
Nachkriegszeit, die nicht berührt werden“. Deutli-
cher läßt sich die Mitverantwortung der Sowjet-
union für die Lage um Berlin und das Beibehalten
eines Vier-Mächte-Status nicht ausdrücken, auch
wenn das Vier-Mächte-Abkommen mehr oder min-
der nur die Beschreibung eines Modus vivendi und
keine Einigung über unterschiedliche Statusauffas-
sungen darstellt. Gerade weil Walter Ulbricht mit
dem Vier-Mächte-Abkommen offensichtlich nicht

einverstanden war. wurde er wohl auf Druck der
Sowjetunion abgelöst68).
Auch in der praktischen Politik zögerte die sowje-
tische Führung, sich eindeutig und unwiderruflich
festzulegen, daß Ost-Berlin völlig in das Staatsge-
biet der DDR integriert sei.
Sie hat also dem Drängen der DDR-Führung nach
Änderung des besatzungsrechtlichen Sonderstatus
für Ost-Berlin nicht nachgegeben. Gleichwohl be-
mühte sich die sowjetische Führung aber darum,
daß ihr Festhalten an gewissen Aspekten der Vier-
Mächte-Verantwortung — auch im Zusammenhang
mit der Erklärung der vier Alliierten vom 9. No-
vember 1972 — dem Westen keine Möglichkeiten
gab, ein sowjetisches Einverständnis mit der These
von der Aufrechterhaltung der Vier-Mächte-Ver-
antwortung und des Vier-Mächte-Status Gesamt-
Berlins argumentativ begründen zu können.

Im einzelnen ist nicht bekannt, wie der Abstim-
mungsprozeß in Berlin- und deutschlandpolitischen
Fragen zwischen der Sowjetunion und der DDR
aussieht. Andererseits wird die DDR auch nicht
zugeben können, daß es ein wie auch immer gear-
tetes Abstimmungsverfahren mit der Sowjetunion
gibt. Denn offiziell erklärt sie, sie handele in ihrer
Berlin-Politik in völliger Souveränität. In gewisser
Weise kann jedoch die DDR die Statusfragen fle-
xibler bewerten, weil sie — nicht die Sowjetunion
— in erster Linie von einer Vertragspolitik mit der
Bundesrepublik und in wenigen eingegrenzten Fra-
gen mit dem Senat von Berlin profitiert. Gleichzei-
tig hat sie — bedingt durch die Insellage West-Ber-
lins — gewisse Druckpotentiale in der Hand. Ande-
rerseits gibt es aber auch Hinweise dafür, daß die
DDR immer wieder die Sowjetunion drängt, bei
ihren konkreten einzelnen Verhandlungen mit der
Bundesrepublik eine möglichst harte Linie an den
Tag zu legen.
Ein neueres Beispiel für die Rahmensetzung ver-
traglicher Verhandlungsmöglichkeiten ist das von
der Bundesrepublik im Juli 1986 mit der Sowjet-
union geschlossene Abkommen über wissenschaft-
lich-technische Zusammenarbeit (WTZ). das fast in
letzter Minute gescheitert wäre, weil die Sowjet-
union eine ausreichende Einbeziehung von Berlin
(West) in dieses Abkommen nicht akzeptieren
wollte. Dieses Rahmenabkommen umfaßt drei
Ressortabkommen (friedliche Nutzung der Kern-
energie. Gesundheit und medizinische Wissen-
schaft und Landwirtschaft)69). Verhandlungen mit
Moskau über einen wissenschaftlich-technischen
Austausch hatten schon 1972 begonnen. Die für 



1973 vorgesehene Unterzeichnung kam jedoch we-
gen der damaligen sowjetischen Weigerung, Berlin
(West) angemessen einzubeziehen, nicht zustande.
Bei den 1986 wieder aufgenommenen Verhandlun-
gen war das schwierigste Problem die Einbeziehung
des Forschungspotentials von Bundeseinrichtungen
in Berlin (z. B. Bundesanstalt für Materialprü-
fung). Da die UdSSR jegliche Bundespräsenz in
Berlin vehement bekämpft, mußte es ihr große Pro-
bleme bereiten, mit Bundeseinrichtungen in Berlin
zusammenzuarbeiten. Der schließlich gefundene
Kompromiß bestand in der „personenbezogenen
Lösung“. Dies heißt, daß in den Teilnehmerlisten
im Falle von Angehörigen einer Bundesinstitution
nur der Name des betreffenden Teilnehmers und
eine Postfach-Adresse in Berlin, nicht die Einrich-
tung selbst mit ihrer Bezeichnung, angegeben wird.

Andere Berliner Wissenschaftler hingegen werden
auf solchen Teilnehmerlisten — wie Teilnehmer aus
Westdeutschland — mit der vollen Anschrift ihrer
Arbeitsstelle angegeben. Eine entsprechende Lö-
sung wurde auch für ein Umweltschutzabkommen
mit der UdSSR gefunden. Hier spielt das Umwelt-
bundesamt eine wichtige Rolle, dessen Errichtung
nach Abschluß des Vier-Mächte-Abkommens von
Seiten der Sowjetunion als eine besonders schwere
politische Belastung empfunden worden war. Die 
Unterzeichnung des WTZ-Abkommens der Bun-
desrepublik Deutschland mit der Sowjetunion
machte auch den Weg für entsprechende Verhand-
lungen mit der DDR frei, die im Zusammenhang
mit dem Honecker-Besuch in der Bundesrepublik
Deutschland vom 7. bis 11. September 1987 abge-
schlossen werden konnten.

VI. Statusfragen und die Feiern zum 750. Stadtjubiläum

Die 750-Jahr-Feiem wurden von der DDR dazu
genutzt, „Berlin“, also Ost-Berlin, als das „politi-
sche, wirtschaftliche und geistig-kulturelle Zen-
trum“ der DDR zu propagieren70). Berlin habe sich
als „das kräftig schlagende Herz unseres sozialisti-
schen deutschen Staates“ (Erich Honecker) entwik-
kelt71). In den offiziellen „Thesen — 750 Jahre Ber-
lin“ wurde „Berlin“ als „Hauptstadt des sozialisti-
schen deutschen Staates“ bezeichnet72). Das „Vier-
seitige Abkommen über West-Berlin“ vom Septem-
ber 1971 habe festgelegt, „daß Westberlin so wie
bisher kein Bestandteil der BRD ist und auch wei-
terhin nicht von ihr regiert wird.“ Und während des
„Staatsaktes“ der DDR anläßlich der 750-Jahr-
Feier bezeichnete Honecker Ost-Berlin ausdrück-
lich als „Hauptstadt des deutschen Arbeiter- und
Bauem-Staates der Deutschen Demokratischen
Republik“73).

Die Diskussion zu Fragen des Berlin-Status wurde
im Zusammenhang mit den 750-Jahr-Feierlichkei-
ten sehr praktisch, nachdem im Oktober 1986 Erich
Honecker Berlins Regierenden Bürgermeister
Diepgen zu einem „Staatsakt“ der DDR anläßlich
der Ost-Berliner Feierlichkeiten vom 23. Okto-
ber 1987 eingeladen hatte. Gleichzeitig lud der Ost-
Berliner Oberbürgermeister Krack Diepgen zu ei-
nem Oberbürgermeistertreffen nach Ost-Berlin
ein, das vom 1.—5. Juni 1987 stattfand. Beide Ein-

ladungen an den Regierenden Bürgermeister war-
fen eine Fülle von Statusfragen auf:

— Im Schreiben Honeckers wurde im Zusammen-
hang mit der Einladung zum „Staatsakt der Deut-
schen Demokratischen Republik aus Anlaß des
750jährigen Bestehens von Berlin“ der Hoffnung
Ausdruck verliehen, Diepgen „in der Hauptstadt
der Deutschen Demokratischen Republik“ begrü-
ßen zu können. Gegner der Annahme einer solchen
Einladung argumentierten, daß eine Teilnahme an
diesem Staatsakt eine offiziöse Anerkennung des
Hauptstadtcharakters Ost-Berlins durch Berlins
Regierenden Bürgermeister darstelle, der nach der
Verfassung von Berlin Stadtoberhaupt aller Berli-
ner ist — wenngleich es sich hier nur um einen ver-
fassungsrechtlichen Anspruch handelt. Erich
Honecker lud in dreifacher Eigenschaft (in folgen-
der Reihenfolge) ein: als Vorsitzender des Komi-
tees der Deutschen Demokratischen Republik zum
750jährigen Bestehen von Berlin, als Vorsitzender
des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Re-
publik und als Generalsekretär des Zentralkomi-
tees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands.

— Ähnlich schwierige statusrechtliche Probleme
warf indes auch das Schreiben von Krack auf, der in
zweifacher Eigenschaft einlud: als Stellvertreter des
Vorsitzenden des Komitees der Deutschen Demo-
kratischen Republik zum 750jährigen Bestehen von
Berlin und als „Der Oberbürgermeister von Ber-
lin“. Die Statusprobleme waren vor allem darin zu
sehen, daß es in der Vergangenheit zwar immer
wieder von den drei Schutzmächten legitimierte
Kontakte auch des Senates von Berlin mit der
DDR-Regierung gegeben hatte. Dabei wurde fak-
tisch anerkannt, daß die DDR-Regierung mit ihren
wichtigsten Institutionen im Ostsektor der Stadt



vertreten ist; es wurde jedoch damit nicht aner-
kannt, daß Ost-Berlin integraler Bestandteil des
Staatsgebietes der DDR ist. Eine offizielle Ge-
sprächsbasis hingegen mit dem „Oberbürgermei-
ster“ von Ost-Berlin hatte es in der Vergangenheit
bislang nicht gegeben, da nach westlicher Rechts-
auffassung die Ost-Berliner Stadtverwaltung durch
einen Putsch etabliert wurde, der bis heute nicht
anerkannt wurde. In gewissem Sinne kann man da-
von sprechen, daß bisher eine Art Alleinvertre-
tungsanspruch für ganz Berlin durch den Senat von
Berlin und das Abgeordnetenhaus zum Ausdruck
gebracht wurde — wenngleich es sich hierbei mehr
um einen rechtlichen Anspruch handelt, der sich
der praktischen Realisierung entzogen hat.

So gab es durchaus unterschiedliche Sichtweisen,
ob der Regierende Bürgermeister von Berlin diese
Einladungen hätte annehmen sollen — eine Frage,
die sowohl mit der Bundesregierung als auch mit
den drei westlichen Statusmächten verhandelt wer-
den mußte. Über drei Möglichkeiten war zu ent-
scheiden: Ablehnung beider Einladungen, An-
nahme lediglich der Einladung zum Oberbürger-
meistertreffen oder Annahme lediglich der Einla-
dung zum „Staatsakt“. Aus welchen Motiven her-
aus Honecker (und mit ihm Krack) seinerzeit diese
Einladung ausgesprochen hat. ist nicht eindeutig zu
beantworten. Es ist aber davon auszugehen, daß
sich Honecker durch die Annahme der Einladun-
gen einen Statusgewinn erhoffte — durch die Teil-
nahme des Berliner Regierenden Bürgermeisters
an den Ost-Berliner Feierlichkeiten zu erreichen,
daß der Hauptstadtcharakter Ost-Berlins von der
westlichen Seite akzeptiert würde. Ein zweites Mo-
tiv dürfte gewesen sein, Zwiespalt zwischen dem
Senat von Berlin und den westlichen Alliierten zu
säen, die als Statusmächte zweifelsohne aufgrund
ihres Rollenverständnisses mit einer gewissen Skep-
sis dieser „Besuchsdiplomatie“ gegenüberstanden.
Zum Dritten war es sicherlich ein von Honecker
gewünschtes Ergebnis, daß über die Besonderhei-
ten des Status von Berlin — nach seinem Verständ-
nis nur des Status von West-Berlin — diskutiert
werden sollte. Denn je mehr die rechtlichen Beson-
derheiten lediglich West-Berlins und die rechtli-
chen Überlegungen, die bei der Annahme solcher
Einladungen bedacht werden müssen, in den Vor-
dergrund gestellt werden, umso eher wird der Ziel-
setzung der SED entsprochen, daß West-Berlin als
eine „besondere politische Einheit“ in der deut-
schen wie in der Weltöffentlichkeit betrachtet wird.
Ein vierter Grund mag gewesen sein, daß Honecker
durch seinen von den meisten als überraschend
empfundenen Vorstoß bei den eigenen Feierlich-
keiten eine möglichst breite Repräsentanz von Per-
sönlichkeiten aus der Bundesrepublik und darüber
hinaus erreichen wollte. Wenn West-Berlins ober-
ster politischer Repräsentant zu diesen Feierlich-
keiten eingeladen wurde, konnten sich andere bun-

desdeutsche Politiker weniger versagen, als wenn
sie Rücksicht auf den Regierenden Bürgermeister
von Berlin hätten nehmen müssen.
Ein Problem der Einladungsdiskussion bestand
darin, daß über einen mehrmonatigen Prozeß hin-
weg der Regierende Bürgermeister über eine An-
nahme der Einladung nicht entscheiden konnte,
bevor nicht wichtige Detailfragen in Gesprächen
zwischen dem Chef der Senatskanzlei, Staatssekre-
tär Stronk, und seinem DDR-Gesprächspartner,
Staatssekretär Löffler, geklärt worden waren.
Denn für den Regierenden Bürgermeister wäre
eine Veranstaltungsteilnahme nur in Betracht ge-
kommen. wenn die DDR hieraus keinen Statusge-
winn reklamiert hätte. Die oben dargelegten status-
politischen Bedenken hätten bei einer geschickten
Gestaltung des Besuches überwunden werden kön-
nen. Dazu gehört auch eine Erklärung, wie sie bei
einem in Ost-Berlin stattgefundenen Gespräch des
damaligen Regierenden Bürgermeisters Richard
von Weizsäcker mit Erich Honecker abgegeben
wurde. Honecker erklärte damals ausdrücklich,
daß aus einem solchen Treffen in Ost-Berlin kein
Statusgewinn gefolgert würde (in der Vergangen-
heit hatte Diepgen mehrfach Honecker getroffen,
jedoch während der Leipziger Messe). Darüber hin-
aus war es Zielsetzung des Regierenden Bürgermei-
sters, die westlichen Alliierten nicht vor vollendete
Tatsachen zu stellen.
Es ist nicht bekannt, ob Honecker mit einer An-
nahme der Einladung zum Staatsakt und/oder zum
Ost-Berliner Oberbürgermeistertreffen gerechnet
hat. Wahrscheinlich hat er aber nicht erwartet, daß 
er umgekehrt von Diepgen zu den West-Berliner
Feierlichkeiten am 30. April 1987 in das Internatio-
nale Congress Centrum eingeladen würde. Diese
Einladung mußte umgekehrt Honecker vor schwie-
rige Entscheidungen stellen, weil bei diesen
Feierlichkeiten der Bundespräsident, der Bundes-
kanzler (der eine Rede hielt), das gesamte Bundes-
kabinett. die Ministerpräsidenten der Länder und
zahlreiche hochrangige politische Persönlichkeiten
sowie viele in Bonn akkreditierte Diplomaten an-
wesend waren. Der Sinn der Gegeneinladung war,
Honecker damit zu einer Anerkennung der Bun-
despräsenz in Berlin und damit der Bindungen
West-Berlins an den Bund zu bewegen. Allerdings
mußte es denjenigen, die eine Gegeneinladung vor-
schlugen, klar sein, daß Honecker mit sehr hoher
Wahrscheinlichkeit nicht den politischen Gestal-
tungsspielraum durch Moskau eingeräumt erhielt,
eine solche Einladung annehmen zu können. Wer
also verhindern wollte, daß der Regierende Bürger-
meister an entsprechenden Feierlichkeiten in Ost-
Berlin teilnahm, konnte insofern auf eine entspre-
chende Wirkung der Gegeneinladung hoffen, auch
wenn einigen diese Einladung deshalb suspekt war, 
weil mit Honeckers Anwesenheit bei einem solchen
Festakt in West-Berlin ebenfalls eine Separierung



West-Berlins vom Bund argumentativ untermauert
werden konnte. Darüber hinaus ließ Diepgen zu-
nächst offen, ob er nur zu den Feierlichkeiten nach
Ost-Berlin hätte gehen können, wenn Honecker
seinerseits die West-Berliner Feierlichkeiten wahr-
genommen hätte.
In die Länge gezogen wurde der Entscheidungspro-
zeß auch durch die Tatsache, daß ein Abstim-
mungsprozeß mit der Bundesregierung wie mit den
drei westlichen Alliierten vorgenommen werden
mußte, die sich auch ihrerseits untereinander ver-
einbaren mußten. So wurden Äußerungen des fran-
zösischen Außenministers Raimond beim traditio-
nellen Jahresessen der Berliner Pressekonferenz
mit besonderer Aufmerksamkeit zur Kenntnis ge-
nommen. der mahnte, bei allen Schritten „mit dop-
pelter Sorgfalt“ darauf zu achten, alles zu unter-
lassen, „was die Teilung der Stadt verewigen
könnte“74).

74)

— Am 10. März 1987 lud Berlins Regierender Bür-
germeister Diepgen Erich Honecker zum West-
Berliner Stadtjubiläum am 30. April 1987 nach
West-Berlin ein. Diese Einladung waran Honecker
in seiner Eigenschaft als „Vorsitzender des Komi-
tees der DDR zum 750jährigen Bestehen von Ber-
lin“ gerichtet und wurde vom Chef der Senatskanz-
lei. Stronk, bei einem Gespräch mit dem DDR-
Beauftragten für die 750-Jahr-Feier, Kurt Löffler,
übergeben. Zum Zeitpunkt dieses Briefes hatte
Diepgen sich offiziell noch nicht entschieden, ob er
eine Annahme der Einladung Honeckers zum
Staatsakt am 23. Oktober 1987 anzunehmen ge-
denke. Da die offiziellen Feierlichkeiten in West-
Berlin bereits im April stattfanden, war also nun
Honecker mit einer Entscheidung zuerst im Zug-
zwang.
— Am 13. April 1987 lehnte Honecker indes die
Einladung nach West-Berlin ab. Begründet wurde
diese Absage mit einem Brief des Regierenden Bür-
germeisters an seine Ministerpräsidentenkollegen
der Bundesländer vom 4. Juni 1986 — also lange
zurückliegend — und außerdem nicht erläuterten
„anderen Bedingungen“, die einem Besuch entge-
genstünden.
— In einer Erklärung „zum Auftakt der 750-Jahr-
Feier“ in West-Berlin am 30. April 1987 im ICC
bedauerte der Regierende Bürgermeister noch ein-
mal. daß Honecker nicht zur Eröffnung des Stadt-
jubiläums nach West-Berlin kommen werde. Dies 
sei umso mehr zu bedauern, „als aus unserer Sicht
alle damit verbundenen Fragen lösbar waren.“ Die
„vielfältigen Abhängigkeiten der politischen und
rechtlichen Lage in und um Berlin“ hätten jedoch
zu der Absage geführt75).

— Am 6. Mai 1987 erklärte Diepgen, die Einla-
dung Honeckers zum „Staatsakt“ für „erledigt“,
nachdem eine Erklärung des DDR-Außenministers
eine faktische Ausladung darstellte. Der Sprecher
des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
der DDR, Botschafter Wolfgang Meyer, hatte „in
Beantwortung entsprechender Anfragen von Kor-
respondenten westlicher Nachrichtenagenturen
sein Befremden über das Auftreten des Regieren-
den Bürgermeisters von Berlin (West), Herrn Diep-
gen, auf dem Festakt zur Eröffnung der 750-Jahr-
Feier in West-Berlin zum Ausdruck gebracht“.
Die Kenntnis des exakten zeitlichen Ablaufs ist bei
der Beurteilung dieser „Einladungsdiplomatie“
wichtig. Einerseits ist die Besuchspolitik nicht zu-
standegekommen und insoweit „gescheitert“, ande-
rerseits war sie aber auch eine — berechtigte —
Auslotung dessen, was unter den gegenwärtigen
politischen Rahmenbedingungen berlinpolitisch
möglich war. Ein Großteil wichtiger statusrechtli-
cher Probleme hätte bei entsprechender Gestaltung
des Besuchs und im Zusammenwirken mit der Bun-
desregierung wie den westlichen Alliierten über-
wunden werden können. Eine Teilnahme des Re-
gierenden Bürgermeisters am „Staatsakt“ wäre
auch nach der Absage Honeckers zur Teilnahme an
den West-Berliner Feierlichkeiten möglich gewe-
sen, wenn beispielsweise Fragen des Protokolls dies
zugelassen hätten. Ein solcher Besuch hätte auch
dem Mehrheitswillen der West-Berliner Bevölke-
rung entsprochen, wäre aber auch von der Ost-Ber-
liner Bevölkerung außerordentlich begrüßt worden
— und zwar unbeschadet der statusrechtlichen
Überlegungen, da solche Details in der Bevölke-
rung in der Regel wenig bekannt sind. Diepgen
hätte durch einen solchen Besuch der Symbolik
Ausdruck verleihen können, daß er das einzig frei-
gewählte Stadtoberhaupt Berlins und insofern Re-
präsentant aller Berliner ist.
Bei allen taktischen Winkelzügen, derer sich die
DDR in ihrer Einladungspolitik bediente, kann
doch bei einer Gesamtbewertung davon ausgegan-
gen werden, daß die DDR in ihrer Politik gegen-
über West-Berlin eine größere Flexibilität an den
Tag legen wollte. Offensichtlich hat jedoch die
„Statusmacht“ Sowjetunion, die auf ihre überge-
ordnete Rolle bedacht ist und manches Mißtrauen
gegenüber einer zu eigenständigen Deutschland-
und Berlin-Politik der DDR hat, dafür gesorgt, daß
der DDR die Grenzen ihrer Souveränität erneut
bewußt gemacht wurden. Das Nichtzustandekom-
men gegenseitiger Besuche kann indes nicht als
Schlußpunkt der Teilung Berlins interpretiert wer-
den. Gleichwohl dürften alle vier früheren Alliier-
ten, wenn auch aus sehr unterschiedlichen Motiven,
mit dem Endergebnis einer Nichtteilnahme zufrie-
den sein: die Sowjets, weil sie damit erneut Ost-
Berlin in die Schranken verwiesen und eine ihr zu
weit gehende Politik verhindert haben. Die West-



mächte ihrerseits konnten deshalb zufrieden sein,
weil die Annahme der Einladung vermutlich nicht
ihren generellen Zielen als Statusmacht entspro-
chen hätte. Da sie aber auch den Eindruck von
„Besatzungsmächten“ verhindern wollten, hatten
sie ihrerseits keine formalen Schritte zur Verhinde-
rung einer Veranstaltungsteilnahme in Ost-Berlin
unternommen — wozu sie als die Wahrer des Ber-
lin-Status nach der Rechtslage ohne weiteres in der
Lage gewesen wären. Sie sind in ihren Kompeten-
zen selbstverständlich dann berührt, sobald Fragen
des Status von deutscher Seite durch entsprechende
Aktivitäten angesprochen werden.
Daß auch die westlichen Alliierten Berlin nach wie
vor eine besondere symbolhafte und politische Be-
deutung beimessen, ist an der zahlreichen politi-
schen Prominenz zu ersehen, die aus ihren Ländern
Berlin im Jahr der 750-Jahr-Feier besuchte: die Bri-
tische Königin und mehrere Mitglieder ihres Kö-
nigshauses sowie die britische Regierungschefin
Thatcher; der französische Präsident Mitterand und
Premierminister Chirac sowie der amerikanische
Präsident Reagan. Eine besondere Bedeutung er-
hielt der Besuch des amerikanischen Präsidenten,
der in einer Rede am 12. Juni 1987 eine Reihe von
Vorschlägen über die zukünftige Rolle von Berlin
unterbreitete, die — wenn auch bisher negative —
Reaktionen der Sowjetunion und der DDR hervor-
riefen76):
1. Ausweitung des kommerziellen Flugverkehrs
nach Berlin mit der Zielsetzung, daß eines Tages
dort ein europäisches Luftverkehrskreuz sich ent-
wickeln kann;

2. mehr internationale Konferenzen in beiden Tei-
len der Stadt, beispielsweise Veranstaltungen der
Vereinten Nationen;

3. Austauschprogramme für junge Ost- und West-
Berliner. um sich leichter treffen zu können;

4. Durchführung von Olympischen Spielen in ganz
Berlin.

„All diese Vorschläge würden eine neue Offenheit
in das Leben nicht nur der Berliner bringen, son-
dern auch der Menschen in Osteuropa wie auch in
der Sowjetunion“, erklärte der amerikanische Prä-
sident77). Es handelt sich hier um die wichtigsten
berlinpolitischen Vorschläge eines westlichen Alli-
ierten seit vielen Jahren, die mehr Mobilität in die
Berlin-Frage bringen sollen. Gleichwohl sind diese
Vorschläge sehr rasch von der SED abgelehnt wor-
den — begründet mit angeblicher Statusunverträg-
lichkeit. Eine Zielsetzung dieser vier Vorschläge
ist, die Einheit des geteilten Berlin zu demonstrie-
ren. Die DDR reagierte ebenso negativ auf entspre-
chende Vorschläge des Regierenden Bürgermei-
sters von Berlin, der erklärt hatte, daß bei weiter
andauernden Unruhen in Südkorea Berlin als Aus-
tragungsort für die Olympischen Spiele einspringen
könnte: Er halte es für möglich, die Olympischen
Spiele 1988 in beiden Teilen der Stadt auszutra-
gen78). Die „neueste Philosophie“, die gefährdeten
Olympischen Spiele nach West-Berlin zu verlegen,
sei „ein weiteres Beispiel für — um es noch gelinde
auszudrücken — ein unrealistisches Denken des
Senats“, erklärte das „Neue Deutschland“79) zu
diesen Vorschlägen.

VII. Honecker-Besuch und Berlin-Status

Der Besuch des DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich
Honecker vom 7. bis 11. September 1987 in der
Bundesrepublik Deutschland hat neben der allge-
meinen deutschlandpolitischen Bedeutung auch
berlinpolitische Relevanz. Besuche hochrangiger
DDR-Politiker in der Bundesrepublik haben stets
auch berlinpolitische Bedeutung, weil sie Gelegen-
heit geben, Berliner Probleme mit der DDR zu
besprechen, deren politische Zielsetzung grund-
sätzlich darin besteht, berlinspezifische Fragen un-
mittelbar mit dem Senat von Berlin zu verhandeln,
um damit die Sonderstellung von Berlin (West) zu
unterstreichen. Da der 1973 ratifizierte Grundla-

genvertrag nicht automatisch eine Einbeziehung
von Berlin (West) in die Abmachungen und Ver-
träge mit der DDR vorsieht — über eine solche
Einbeziehung muß jeweils von Fall zu Fall verhan-
delt werden —. gestalten sich Vertragsabschlüsse
zwischen der DDR und der Bundesrepublik beson-
ders schwierig. Hinzu kommt, daß sich auch die
Ständige Vertretung der DDR in der Bundesrepu-
blik Deutschland für Berlin-Fragen als nicht zustän-
dig erklärt. Deshalb sind solche Besuche ein Anlaß
für die Bundesregierung, im Rahmen ihrer Gesamt-
repräsentanz für Berlin (West) diesbezügliche Fra-
gen anzusprechen80).



Im „Gemeinsamen Kommunique“81) wird auf Ber-
lin lediglich an drei Stellen hingewiesen, nämlich
bei den Verbesserungen im Eisenbahnverkehr, im
Post- und Fernmeldeverkehr sowie im Zusammen-
hang mit einem Stromverbund: Hier handelt es sich
um Vereinbarungen, die für Berlin hinsichtlich sei-
ner Bindungen an den Bund eine besondere Bedeu-
tung haben. Bezüglich des Eisenbahnverkehrs
drängt Berlin schon seit vielen Jahren auf eine Ver-
besserung des Standards („Schnellbahn“ entspre-
chend den Baumaßnahmen in Westdeutschland).
Im Kommunique werden auch die Vereinbarungen
der Verkehrsminister beider Staaten hinsichtlich
der „Fahrpreisermäßigungen im gegenseitigen pri-
vaten Reiseverkehr sowie im Transitverkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin
(West) auf den Strecken der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Reichsbahn“ gewürdigt.
Und bezüglich des Stromverbundes ist die DDR
bereit, dem Bau einer Transitleitung nach Berlin
zuzustimmen. Beide Seiten begrüßen „die zur Zeit
auf kommerzieller Ebene geführten Gespräche
über den Bezug und die Lieferung von Elektroener-
gie zwischen den Energieversorgungsunternehmen
der DDR und der Bundesrepublik Deutschland un-
ter Einbeziehung von Berlin (West)“.
Über den Wortlaut des Kommuniques hinaus erläu-
terte Bundesminister Schäuble, Chef des Bundes-

kanzleramtes, in einer Pressekonferenz vom
8. September 1987 wichtige berlinspezifische Fra-
gen, die bei den ersten Gesprächen eine Rolle ge-
spielt haben. In den Vordergrund stellte er neue
Erleichterungen und Vereinfachungen hinsichtlich
des Reise- und Besucherverkehrs für die Berliner
selbst82). Wichtig sind für Berlin schließlich auch
die während des Besuches unterzeichneten Verein-
barungen der beiden Regierungen über die weitere
Gestaltung der Beziehungen auf dem Gebiet des
Umweltschutzes, über Informations- und Erfah-
rungsaustausch auf dem Gebiet des Strahlenschut-
zes sowie über die Zusammenarbeit auf den Gebie-
ten von Wissenschaft und Technik. Hier wurde das
oben erläuterte „personenbezogene Modell“ (Vor-
bild WTZ-Abkommen mit der Sowjetunion) ver-
wirklicht.

Im Zusammenhang mit dem Honecker-Besuch
muß auch gesehen werden, daß von 1988 an auch
Jugendgruppen aus West-Berlin in die DDR und
Jugendgruppen aus der DDR nach West-Berlin rei-
sen können. Eine entsprechende Vereinbarung
über den Austausch von Jugendreisegruppen haben
das Deutsche Jugendherbergswerk, Landesverband
Berlin, sowie das Reisebüro der Freien Deutschen
Jugend, Jugendtourist, kurz vor dem Besuch unter-
zeichnet83).

VIII. Fazit

Statusfragen sind politisch wie rechtlich von großem
Gewicht. In unserer Öffentlichkeit werden sie bis-
weilen als bloß „formale“ Fragen eingeordnet. Die-
sem Mißverständnis unterliegen die DDR und die
Sowjetunion nicht:

1. Die DDR und die Sowjetunion leugnen einen
Vier-Mächte-Status für ganz Berlin und beschrän-

ken ihn auf Berlin (West). Dieses betrachten sie als
eine „besondere politische Einheit“, auch wenn
diese Formel nach Abschluß des Vier-Mächte-Ab-
kommens insbesondere auf Seiten der DDR selte-
ner geworden ist. Vielfach umschreiben sie den Sta-
tus von Berlin (West) nur „negativ“, aus einer an-
geblichen „Nichtzugehörigkeit“ von Berlin (West)
zur Bundesrepublik. Sie gehen von einem besonde-
ren Verhältnis von Berlin (West) auch zur DDR



aus. Besonders die DDR hält sich alle rechtlichen
Interpretationen offen, eines Tages sehr viel offen-
siver die Einbeziehung von West-Berlin in ihren
Einflußbereich verlangen zu können. Sie betrachtet
West-Berlin als vorläufig noch unter einem „Besat-
zungsregime“ stehend. Der Hinweis in der Völker-
rechtslehre der DDR, West-Berlin habe einen mit
früheren „Freien Städten“ (z. B. Danzig. Krakau)
vergleichbaren Status, ist insoweit besonders auf-
schlußreich. als deren Autonomie meistens nur sehr
kurzlebig war und diese von ihrem sie umgebenden
bzw. angrenzenden Staat aufgesogen wurden. Die
DDR lehnt eine eigentliche Drei-Staaten-Theorie
ab. nach der West-Berlin ein völlig souveräner, völ-
kerrechtlich anzuerkennender Staat sei. Das lang-
fristige Ziel der DDR, die Isolierung West-Berlins,
bleibt klar84).

2. Berlin-Politik ist nicht von der innerdeutschen
Politik zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der DDR zu separieren, für die die DDR die
Zustimmung der Sowjetunion erfahren muß. Auch
wenn dies offiziell bestritten wird: Gerade die Exi-
stenz Berlins und die vielfältigen politischen Kom-
plikationen der damit zusammenhängenden politi-
schen und statusrechtlichen Fragen geben der So-
wjetunion vielfältige Möglichkeiten der Einwirkung
auf die innerdeutsche Politik der DDR. Die DDR
besitzt also keine volle Souveränität.

3. Es muß eine wichtige Zielsetzung für die DDR
sein, die enge Kooperation zwischen den westlichen
Alliierten einerseits, dem Senat von Berlin und der
Bundesrepublik andererseits zu stören. Es muß
auch ein Ziel der DDR-Politik sein, diejenigen poli-
tischen Kräfte in West-Berlin zu stärken, die einen
Berliner Sonderweg zu gehen bereit sind, um diese
gegenüber jenen auszuspielen, die die Berlin-Poli-
tik möglichst eng mit der Bundesrepublik verzahnt
wissen wollen.

4. Neben der erstrebten Abwertung West-Berlins
und dessen Isolierung ist es ein Hauptziel der DDR,
eine Aufwertung des Ostteils der Stadt als „Berlin,
Hauptstadt der DDR“ zu erreichen. Deshalb ist es
für die DDR besonders wichtig, durch Staatsbesu-
che ausländischer Repräsentanten in Ost-Berlin

den Sonderstatus ganz Berlins zu überlagern85).
Dieser generellen Zielsetzung dient auch die wei-
testgehende Integration Ost-Berlins in das Regie-
rungssystem der DDR, insbesondere die volle Ein-
beziehung der Ost-Berliner Abgeordneten in die 
Volkskammer. Aber auch Städtepartnerschaften
Ost-Berlins mit westlichen Hauptstädten sollen die-
ser Aufwertung dienen, ebenfalls die Bemühungen
um internationales Flair und internationalen Stan-
dard.

5. Das besondere Prestigebedürfnis der DDR und
ihre Bemühungen um eine Aufwertung Ost-Berlins
als „Hauptstadt“ stoßen aus vielen Gründen an na-
türliche Schranken. Das in dieser Politik liegende
Risiko für die westliche Seite sollte also nicht über-
bewertet werden. Gleichwohl darf nicht verschwie-
gen werden, daß sich langfristig eine Schwierigkeit
abzeichnet, die in einem Gegensatz zwischen der
westlichen, auf die Bewahrung des Status gerichte-
ten Berlin-Politik einerseits und der trotz aller Män-
gel des sozialistischen Systems mit einer gewissen
dynamischen Tendenz versehenen östlichen Politik
andererseits liegt ).86

6. Die wichtigste Gegenstrategie gegenüber den
Abwertungsbemühungen der DDR ist. West-Ber-
lin in seiner Attraktivität als kulturelle, wissen-
schaftliche und wirtschaftliche Metropole zu stär-
ken. Der Senat bedarf hierzu der Unterstützung des
Bundes — auch finanziell! — .der anderen Bundes-
länder und nicht zuletzt der drei Schutzmächte.

7. Die grundlegende Bedeutung des Berlin-Status
darf nicht dahin gehend mißverstanden werden,
daß er den Westen zu einer bloß statischen Politik
nötige. So sieht es auch das Vier-Mächte-Abkom-
men über Berlin vor, in dem ausdrücklich festgehal-
ten wird, „daß die Bindungen zwischen den West-
sektoren Berlins und der Bundesrepublik Deutsch-
land aufrechterhalten und entwickelt werden.“ Die
Errichtung eines Umweltbundesamtes war der
letzte deutliche Versuch einer institutioneilen Stär-
kung der Bundespräsenz in Berlin ).87



8. Deutschland- und Berlin-Politik können nicht in
erster Linie von Berlin aus „gemacht“ werden —
wohl können und müssen Anstöße von dort gege-
ben werden. Isolierte Berliner Vorschläge ohne
Abstimmung mit der Bundesregierung und mit den
Alliierten sind eher zum Scheitern verurteilt.
9. Die Rahmenbedingungen der innerdeutschen
Beziehungen beginnen sich zu verändern — mit
Auswirkungen auf Berlin. Weitgehend unbemerkt
sind wir in die Phase einer neuen Qualität der
Deutschland-Politik eingetreten, weil die inner-
deutschen Beziehungen durch föderale und kom-
munale Elemente immer mehrerweitert und aufge-
fächert werden. Schon ist das Wort von der „Föde-
ralisierung der Deutschland-Politik“ geprägt wor-
den. Die zunehmende Zahl von Städtepartner-
schaften legt nahe, auch von einer „Kommunalisie-
rung“ der Deutschland-Politik zu sprechen. Bei den
stärker werdenden Bemühungen der einzelnen
Bundesländer um direkte Kontakte zur DDR wer-
den aber weder die Länder noch die Kommunen die
innerdeutsche Rolle der Bundesregierung in Frage
stellen können, die über die wesentlichen Zustän-
digkeiten und Ressourcen verfügt.
Schwierigkeiten können entstehen, wenn deutsch-
deutsche Regierungskommissionen die Arbeit auf-
nehmen sollen, bei denen die Länder beteiligt sind.
Hier müßte Berlin (West) berücksichtigt werden.
Auch die Bildung einer „Gemischten Kommission
zur weiteren Entwicklung der wirtschaftlichen Be-
ziehungen“, wie sie im Gemeinsamen Kommuni-
que anläßlich des Honecker-Besuches einvernehm-
lich festgelegt wurde, wirft berlinspezifische Über-
legungen auf. Das sogenannte „Berliner Abkom-
men“ von 1951. das im Grundlagenvertrag bestätigt
wurde, bezieht sich auf die „Währungsgebiete“,
umschließt also Berlin (Ost) und Berlin (West)
ebenso wie die beiden Staaten. Zuständig für die

westliche Seite ist die Treuhandstelle für Industrie
und Handel (TSI) in West-Berlin. Dort finden auch
regelmäßige Verhandlungen mit dem Ministerium
für Außenhandel der DDR statt. Die geplante Ge-
mischte Kommission kann zweifelsohne wichtige
Auswirkungen auf die in West-Berlin beheimatete
Bundesinstitution TSI haben. Eine Schwächung 
dieser Einrichtung muß vermieden werden.
10. Die Sicherheit West-Berlins kann nur durch die
Westmächte garantiert werden. Ihre Präsenz liegt
also im Interesse der Bundesrepublik und der West-
Berliner selbst. Es wäre gleichwohl lebensfremd,
wenn die westlichen Alliierten nicht zugleich eigene
Interessen hinsichtlich ihrer Präsenz in Berlin ver-
folgten. Denn Berlin-Politik kann ein wesentliches
Instrument zur generellen Beeinflussung deutscher
und europäischer Politik sein. Befürchtungen, die
gelegentlich in den Hauptstädten der westlichen
Alliierten hinsichtlich eines für möglich gehaltenen
„deutschen Sonderweges“ geäußert werden, sind
schon angesichts der starken Position der Alliierten
in Berlin realitätsfern. Der besondere Status der
Stadt und ihre Lebensfähigkeit können langfristig
nur dann aufrechterhalten werden, wenn eine in-
tensive Abstimmung der Deutschland- und Berlin-
Politik — wie bisher — erfolgt und wenn insbeson-
dere die Bevölkerung Berlins die westlichen Alliier-
ten nicht als „Besatzungsmächte“, sondern als echte
„Schutzmächte“ anerkennt.
11. Letztlich hängt an der Berlin-Frage die deut-
sche Frage, die nur bei einem Zusammenwirken der
vier früheren Alliierten lösbar ist. Allerdings sorgt
die Insellage Berlins dafür, daß die beiden Staaten
in Deutschland miteinander in Verhandlungen, in
Kooperation, treten müssen. Insoweit ist — bei al-
len unterschiedlichen Auffassungen in statusrechtli-
chen Fragen — die bloße Existenz Berlins bereits
eine Mahnung zur Lösung der deutschen Frage.
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